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32.4 

Erst wenn  sich durch derartige Auswertungen der Verdacht auf eine rechts- oder 

vorschriftswidrige Verwendung erhärte, setze sie weitere Schritte. Die Auswertung 

der Begutachtungsergebn isse nach Gutachterinnen bzw. Gutachtern hätte zudem 

ke ine Aussagekraft, da "schwere/leichte" Fä l le  n icht zwingend gle ichmäßig auf die 

Gutachter innen und Gutachter aufgetei lt werden könnten und jeder e inzelne An­

trag darüber h inaus ind iv iduel l  zu entscheiden sei .  

Der RH wies gegenüber AUVA und PVA darauf h in ,  dass Auswertungen beisp ie ls­

weise anonymis iert auf statistische Auffä l l igkeiten h in  ana lys iert werden könnten 

und be i Bedarf e ine gezie lte Oberbegutachtung durchgeführt werden sol lte. Er 

merkte an,  dass Vertragspartner im  Bereich der Krankenversicherung Auswertun­

gen über e ine unterschiedl iche Inanspruchnahme von Leistungen routi nemäßig 

durchführten .  Der RH  h ielt daher an  seiner Empfeh lung fest. 

Ergebnisse des Prozesses 

Statistik über Anträge und Erledigungen 

33.1 ( 1 )  Die Versicherungsträger bzw. der Hauptverband hatten nach § 444 Abs. 6 ASVG 

statistische Nachweisu ngen zu verfassen, deren I nha lt  durch Weisungen des 

BMASK46 (sogenannte statistische Weisungen) zu regeln  war. Für den Bereich der 

Rehab i l itation bzw. der Gesundhe itsvorsorge ( Kuren)  gab es derartige Weisungen 

n icht. 

(2) Daher war die Art der Aufze ichnungen und Auswertungen bei den drei  Trägern 

une inheitl ich: 

- Die AUVA führte im  überprüften Zeitraum Statistiken über d ie  genehmigten An­

träge; wie viele Anträge abgelehnt wurden, war n icht auswertbar. 

- Die Zäh lung der Anträge erfolgte i n  verschiedenen Konstel lationen untersch ied­

l ich .  Bei der Umwand lung von Kur-Anträgen in  Rehabi l itationsverfahren und 

umgekehrt erfasste d ie  PVA den umgewandelten Antrag zweimal  ( i n  der bean­

tragten und der gewäh rten Kategorie), d ie  BVA einma l .  Weiters g i ngen d ie  Trä­

ger mit stornierten E ingaben versch ieden um.  

- Auch d ie  Kategoris ierung der Erled igungen war unterschiedl ich: Die PVA führte 

Fäl le, in denen aufgrund der ,,2 in 5-Regel" (maximal zwei Kuraufenthalte in fünf 

Jahren) keine Genehmigung erfolgen konnte, als Zurückweisung unter "sonstige 

Er ledigungen", bei der BVA waren d iese Fä l le  a ls  "Ablehnung" erfasst. 

46 nach Anhörung des Hauptverbands im Einvernehmen mit dem BMGF 
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33.2 

33.3 

E ine Analyse erforderte daher e ine detail l ierte vergleichende Befassung m it den 

Rohdaten und E ingabemodal itäten der jewei l igen Träger. Der Hauptverband erhielt 

led ig l ich aggregierte Daten, ke ine Rohdaten. Somit war z. B . e in  Vergleich der Ge­

nehmigungsquoten zwischen den e inze lnen Trägern nur  sehr bed i ngt mögl ich. 

Der RH kritis ierte, dass das BMASK keine Vorgaben zu e inheitl ichen Statisti ken über 

d ie Anträge und Genehmigungen erstellt hatte und daher z. B. e in  Vergleich der 

Genehm igungspraxis zwischen den unterschied lichen Trägern nur unter Heranzie­

hung der Rohdaten mögl ich war. Dies erschwerte eine Steuerung zur S icherstell ung 

e iner e inheitl ichen Vol l ziehung. 

Der RH empfahl dem BMASK, i n  d ie  statistischen Weisungen zum Bere ich Rehab i l i­

tation und Kuraufenthalte d ie  Zählung der Anträge und d ie  Kategoris ierung von 

Erledigungen aufzunehmen .  

( 1 )  Das  BMGF hie lt i n  seiner Ste l lungnahme e ine Überarbeitung der statistischen 

Nachweisung ebenfa l l s  für geboten, da generell die Frage nach mehr Transparenz 

und Ana lyse von verschiedensten Daten an  Bedeutung gewinne.  Die führende Zu­

ständ igkeit dafür l iege beim BMASK. 

(2) Laut Ste l lungnahme des BMASK würden die Feststellungen des RH sowohl das 

BMASK a l s  auch das BMGF betreffen.  Das BMASK werde an das BMGF herantreten, 

um e ine gemeinsame Klärung und Lösung der aufgezeigten Probleme zu fi nden.  

Ziel sei es ,  nach Mögl ichkeit e ine weitgehende Vereinheitlichung der Datenbe­

stände zu erreichen .  

Genehmigungsquoten 

34.1 (1 )  Die folgende Tabel le zeigt d ie  Kur- und Rehab i l itationsanträge und deren Erle­

d igungen bei der BVA und der PVA im Jahr 2014 (d ie Auswertung erforderte meh­

rere Bere in igungsschritte, um trotz unterschiedl icher Erfassung der Anträge (z .B .  

von Umwandlu ngen von Anträgen )  e ine Vergleichsbasis zu bieten):47 

47 Die AUVA konnte entsprechende Auswertungen n icht zur Verfügung stellen, da sie erst bewi l l igte Anträge 
in der entsprechenden Datenbank erfasste. 
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Tabelle 7 :  Anträge auf Kur- oder Rehabilitationsaufentha lt u n d  deren Erledigungen, BVA u n d  PVA 2014 

Kur 

Anschlusshei lverfahren 

sonstige stationäre Rehabi l itation! 

ambulante Rehabi litation 

Rest3 

gesamt 

Kur 

Anschlusshei lverfa h ren 

sonstige stationäre Rehabilitation' 

ambulante Rehabil itation 

gesamt 

Anträge I Ablehnung I 
�onsti

.
ge 

I egative 

19.612 1.670 1.000 

10.313 307 1.019 

1152 4 9 

487 40 53 

264 13 47 

30.791 2 .034 2.128 

136.074 42.219 7.239 

56.438 581 5.899 

62.316 4.110 8.349 

12.441 363 1.502 

267.269 47 .273 22.989 

Um-

I 
Um-

I 
positive 

wandlung- wandlung + Erledigungen 

BVA 
Anzahl 

2.069 738 15.611 

3.417 339 5.909 

28 3.761 3.835 

8 70 456 

34 648 818 

5 .556 5.556 26.629 

PVA 
86.616 

49.958 

-' 49.857 

10.576 

197.007 

Anträge = eingebrachte Anträge; darin nicht enthalten sind bei der BVA rd. 2.000 Abtretungen an andere Sozialversicherungsträger; bei 

der PVA rd. 18.000 Abtretungen an andere Sozialversicherungsträger, rd. 20.000 Umwandlungen - die als neuer Antrag behan­

delt wurden, rd. 3.000 Stornofälle (u .a. aufgrund von Fehleingaben) und rd. 4.000 Fälle, bei denen die PVA in ihren Einrichtun­
gen Leistungen auf Rechnung anderer Sozialversicherungsträger erbrachte 

Ablehnung = abgelehnte Anträge; darin enthalten sind bei der BVA 566 und bei der PVA 5.623 Ablehnungen aufgrund der ,, 2 in 5-Regel" 
(siehe TZ 39) 

sonstige Negative = Anträge, die aus sonstigen Gründen negativ beschieden wurden (z.B. aufgrund Fristablauf, Tod der Antragstellerin bzw. 

des Antragstellers, Verzicht - bei der PVA verzichteten z.B.  rd. 8.300 Personen trotz Bewil l igung im Nachhinein auf die 
entsprechende Leistung) 

Umwandlung - = Anträge, die bspw. auf Kur lauteten, die die BVA aber auf Rehabilitation umwandelte 

Umwandlung + = Anträge, die bspw. auf Rehabilitation lauteten, die die BVA aber auf Kur umwandelte 

positive Erledigung = Zahl der Kur- und Rehabil itationsaufenthalte, die der jeweilige Sozialversicherun gsträger erbrachte oder zu erbrin-

gen hatte 

! Rehabilitationsheilverfahren, Wiederholungshei lverfahren 

2 Die geringe Zahl der Anträge auf Rehabil itation bei der BVA ergibt sich aus der Art der Datenerfassung und ist nicht unbedingt valide. 

3 Die BVA erbrachte - als gemischter Träger auch für d ie Krankenversicherung zuständig - auch andere Leistungen der Gesundheitsvor­

sorge (z . B. Genesungsaufenthalte); die PVA nicht. 

, Die Umwandlungen der PVA wurden als Neuantrag behandelt. 

Quellen : BVA; PVA; RH 
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34.2 

34.3 

Die Ablehnungsrate lag bei Kuren48 bei der PVA bei rund e inem Drittel, bei der BVA 

bei rd . 10 %. 

(2)  Bei der PVA gab es i nterne Vorgaben für den chefärztl ichen Dienst, wonach eine 

Ablehnungsquote für Kuranträge von rd . 20 % bis 30 % anzustreben sei. E ine offizi­

e l le Dienstanweisung dazu existierte n icht. 

Der RH wies auf die sehr unterschiedl iche Genehmigungs- bzw. Ablehnungsquote 

von Kuranträgen zwischen der BVA und der PVA h in .  Er h ie lt ein klares B i ld  ü ber d ie 

Ergebn isse der Vol lz iehung auch im  Vergle ich zu anderen Trägern für e i ne wesent­

l iche Voraussetzung für e ine wirkungsorientierte und compl iancegerechte Steue­

rung der Vol l z iehung. 

Der RH kritisierte, dass d ie  AUVA ke ine Statistik über d ie  Genehmigungsquote 

führte und auch ke ine entsprechenden Rohdaten zur Verfügung ste l len konnte. 

Er kritisierte d ie  " informel le" M indestab lehnungsquote bei Kuren bei der PVA a ls 

n icht sachgerecht. Er h ie lt e ine sachl ich nachvol lz iehbare Defin ition für d ie  Voraus­

setzungen der Bewi l l igung von Kur- bzw. Rehabi l itationsaufentha lten für zweckmä­

ßiger als eine Vorgabe über e ine Ablehnungsquote. 

Der RH empfah l  der BVA und der PVA, d ie  sach l ichen Voraussetzungen für d ie  Ge­

währung von Kuren genauer zu defin ieren und d ie  U ntersch iede in den Genehmi­

gungsquoten zwischen den Trägern regelmäßig zu prüfen .  

(1)  Die AUVA tei lte i n  i hrer Ste l l ungnahme m it, se i t  Jänner 2016 das Genehm i­

gungsverfahren zentra l zu führen. Die Daten würden auch abgespeichert, sodass 

sie ab  2016 genehmigte bzw. a bgelehnte Anträge auswerten könne. 

(2)  Laut Stel lungnahme der PVA sei d ie  Bewi l l igung e ines Kurhe i lverfahrens im kon­

kreten Fa l l  zu beurtei len und stehe auch im Zusammenhang mit den Berufsfe ldern 

der Versicherten des jewei l igen Trägers. Die Vergleichbarkeit der Zuerkennungs­

quoten sei daher fragl ich .  D ie  seit dem Jahr 2010 bestehende Sol lvorgabe e iner 

Ablehnungsquote bei Kurhei lverfahren d iene der österreichweiten Gle ichbehand­

l ung der Antragstel ler innen u nd Antragstel ler. Damit würden d ie Sorgfa lt bei  der 

mediz in ischen Prüfung unterstützt und d ie  Treffsicherheit erhöht. Sie ste l le  e ine 

Orientierungsh i lfe dar und dürfe nicht die ind iv iduel le med izi n ische Prüfung beein­

flussen .  

48 bezogen auf die tatsächlich den jeweiligen Sozialversicherungsträger betreffenden Anträge - exkl. der sons­
tigen negativen Fälle 
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34.4 Der RH wies gegenüber der PVA auf das Spannungsverhältnis zwischen ihren Aus­

sagen zu den Bundesländer-U ntersch ieden bei den Genehm igungsquoten (regio­

nale sach l iche Untersch iede, ke i n  H inweis auf une inheit l iche Vol l z iehung) e iner­

seits und der Sol lvorgabe einer Ablehnungsquote (gleiche Quote zur Sicherstel lung 

e iner ästerreichweiten G leichbehandlung) andererseits h in .  Da d ie  Berufsfelder 

auch im  Bundesländervergle ich unterschied l ich waren (z .B .  Tourismus gegenüber 

I ndustriegebieten) ,  h ielt der RH auch das Argument der mangelnden Vergleichbar­

keit zwischen den Versicherungsträgern n icht für überzeugend .  Der RH hielt daher 

an seiner Empfeh lung fest. 

Inanspruchnahme im Vergleich 

35.1 Die folgende Tabel le zeigt d ie  Anzahl  der positiven Erledigungen von Kur- und Re­

habi l itationsverfahren bei BVA u nd PVA49 bezogen auf d ie  Anzah l  der Anspruchs­

berechtigten :50 

Tabelle 8 :  Anträge und Bewilligungen bei BVA und PVA 2014, Anzahl je 1.000 Anspruchsberechtigte 

BVA I PVA I 
Verhältnis 

(BVA in % der PVA) 

positive ErledlCU"1 

Anzah l  in% 

Kur 29 18 161 

Anschlussheilverfahren 11 10 106 

sonstige stationäre Rehabi l i tation 7 10 69 

ambulante Rehabil itation 1 2 39 

gesamt 48 40 120 

Quellen: BVA; PVA; RH 

Der U ntersch ied von rd . 20 % im Gesamtvergleich der Leistungen konnte mangels 

Altersstandardisierung bzw. ohne sonstige Bere in igungen n icht eindeutig beurteilt 

werden. Die Tabelle zeigt aber jedenfalls, dass die BVA bei Kuren um rd . 61  Prozent­

punkte über der PVA lag, bei Rehab i l itationsverfahren (anderen a ls Ansch lusshei l ­

verfahren)  rd. 3 1  Prozentpunkte darunter. 

49 Der RH untersuchte dies bei BVA und PVA; bei der AUVA war die Dichte der schweren Arbei tsunfäl le so 
hoch, dass eine statistische Betrachtung n icht sinnvoll erschien. 

so Dabei war eine Bereinigung insofern erforderlich, als die BVA als "gemischter Träger" auch für Personen­
gruppen bzw. Leistungsarten zuständig war, für die die PVA als reiner Pensionsversicherungsträger nicht 
zuständig war. Der RH nahm daher bei der BVA nur Leistungen in die Gegenüberstel lung auf, die auch bei 
der PVA möglich wären (d.h .  er schloss Angehörige aus). Eine Darstellung der AUVA unterblieb, da diese nur 
für Fäl le von Arbeitsunfällen leistungszuständig war und daher keine vergleichbaren Werte zeigte. 
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35.2 Der RH wies darauf h in ,  dass d ie  Gesamtfa l l zah l  der Ku r- und Rehabi l itationsver­

fahren von BVA und PVA vergle ichbar war (48 bzw. 40 Fä l le  je 1 .000 Anspruchsbe­

rechtigte) . I m  Deta i l betrachtet bewi l l igte d ie  BVA wesentl ich mehr Kuren, d ie  PVA 

wesentl ich mehr Rehabi l itationen . 

Der RH verwies dazu auf se ine Kriti k i n  TZ 25 zum Fehlen e iner trägerübergre ifen­

den Abgrenzung zwischen der Ind ikation für e ine Kur bzw. e ine Rehab i l itation und 

auf seine Empfeh lungen e iner genaueren Abgrenzung. 

Einmalleistungen und wiederholte Aufenthalte 

36.1 Die folgende Abbi ldung zeigt die Verte i lung der Personen be i BVA und PVA, d ie  ei ne 

bzw. wiederholte Kuren und Rehab i l itationen im  Ze itraum 2008 bis 201451 i n  An­

spruch nahmen :  

Abbildung 3 :  Verteilung nach Anzahl der Kur- und Rehabilitationsverfahren pro Person bei BVA 

und PVA, 2 008 bis 2 014 

PVA 

BVA 

14 % 7 %  

17 % 10 % 

0% 20% 40% 60% 80% 100% 

• 1 Kur/Reha 

• 2 Kuren/Reha 

3 Kuren/Reha 

4 Kuren/Reha 

Quellen: BVA; PVA; RH 

Eine wiederholte I nanspruchnahme von Kuren und Rehab i l itationen war bei der 

BVA häufiger a ls be i der PVA. Die Deta i l auswertung dazu ergab, dass Personen, die 

aus besonderen mediz in ischen Härtefä l len heraus sehr  häufig ein Kur- und Reha­

b i l i tationsverfahren benötigten,  bei beiden Trägern (bezogen auf d ie  Größe der Trä­

ger) etwa gleich verte i l t  waren .  

S1 Dies stellte den längsten datenbanktechnisch auswertbaren Zeitraum dar. 
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H 

36.2 

36.3 

36.4 

Der RH wies darauf hin, dass der Ante i l  der wiederholten Kur- bzw. Rehabi l itations­

aufenthalte bei  der BVA höher war a ls bei  der PVA. 

Er empfah l  der BVA und der PVA, d ie  Wirksamkeit wiederho lter Aufentha lte zu 

eva lu ieren, um dazu eine sachl ich fund ierte Vorgehensweise entwicke ln  zu können . 

Laut Ste l lungnahme der PVA erste l le sie statistische Anforderungen und Ana lysen 

sehr wohl im  Anlassfa l l .  Die Wirksamkeit wiederho lter Aufenthalte könne im H in­

b l i ck  auf subjektive und objektive Parameter so gut  wie  n icht eva lu iert werden,  

sodass e ine a l lgemeingü ltige - und i nsbesondere für d ie  zahlreichen Indikationsge­

b iete gü ltige - Vorgehensweise mediz in isch n icht vertretbar sei .  Welche i nha lt l i­

chen Anforderungen an  e ine derartige Eva lu ierung gestel lt würden, sei aus dem 

Bericht des RH n icht abzuleiten; a uch d ieser verfüge über kein  für a l le  I nd i kationen 

gü ltiges "Regelwerk". 

Der RH hielt gegenüber der PVA d ie  generel le U nmögl ichkeit e iner Eva lu ierung der 

Wirksamkeit wiederholter Kuraufentha lte für wen ig p lausibel und verwies auf d ie  

laufende Eva lu ierung der ambulanten Rehabilitation für  kard iologische Rehab i l ita­

tion im  Hauptverband .  Der RH merkte weiters an, dass d ie  Soz ia lversicherung m it 

der ,,2 i n  5-Regel "  und d ie  PVA m it der Vorgabe e iner Ablehnungsquote (unabhän­

gig von I nd i kationen) offenbar entsprechenden Vorgaben kei neswegs grundsätzl i ch 

ab lehnend gegenüberstanden.  Der RH h ielt daher an seiner Empfehlung fest. 

Vergleich nach landesstellen 

37.1 Die folgende Tabel le zeigt U nterschiede zwischen den Landesstellen der PVA in  der 

Genehmigungsquote bzw. i n  der Häufigkeit der zur Beurte i lung e ines Antrags auf 

e in  Kur- und Rehabi l itationsverfahren erfolgten U ntersuchungS2 ( Begutachtungen):s3 

52 Die PVA lud bestimmte Patientinnen und Patienten zu einer ärztlichen Untersuchung ein, um eine bessere 
Einschätzung der medizinischen Lage zu ermöglichen. 

53 Innerhalb der BVA war durch die zentrale Oberbegutachtung eine gewisse E inheitlichkeit sichergestellt; die 
AUVA hatte keine entsprechenden Aufzeichnungen (da sie nur genehmigte Anträge in die Datenbank ein­
gab). 
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Tabelle 9: Antragsstatistik Kur- und Rehabilitationsverfahren Landesstellen PVA 2 01 4  

Anträge Bewilligung Begutachtungen Begutachtungen der Anträge1 
Landesstelle Anzahl  i n  % Anzahl  i n% 

Wien 26.245 55,0 6.072 27 

Niederösterreich 28.210 66,2 4.552 18 

Burgenland 4.351 55,5 1.501 41 

Oberösterreich 24.226 58,5 7.989 41 

Steiermark 22.059 60,7 5.325 28 

Kärnten 9.596 57,8 1.849 22 

Salzburg 6.450 37,9 1.920 41 

Tirol 11.379 59,6 929 9 

Vorarlberg 4.881 71,3 506 11 

gesamt 137.3 97 59,2 3 0. 643 2 6  

1 nur jene Anträge, die z u  inhaltlichen Entscheidungen (Bewilligungen und Ablehnu ngen) fü h rten, daher ohne Abtretungen, Zurückzie­

hungen etc. 

37.2 

37.3 

Quelle: PVA 

Bei der PVA zeigte sich e ine große Streuung zwischen den Landesste l len sowoh l  bei 

der Genehmigungsquote von Kur- bzw. Rehab i l itationsanträgen (der Bundesschnitt 

lag bei rd . 59 %, d ie  Quote i n  Sa l zburg bei rd . 38 %) a ls  auch bei der Begutachtungs­

quote im  Verhältnis zur Anzah l  der Anträge (zwischen 9 % i n  Tirol und 41 % i n  Ober­

österre ich) .  

Der RH kritisierte, dass selbst i nnerha lb e ines Trägers d ie  Genehm igungs- und die 

Begutachtungspraxis deutl ich zwischen den Landesste l len vari ierte. Er  h ielt d ies für 

e inen weiteren H inweis, dass bei der Defin ition der Leistungsvoraussetzungen und 

bei  der Steuerung im  H i nbl ick auf e ine e inheit l iche Vol lz iehung Defizite bestanden .  

Er  empfah l  der PVA, e ine e inhe itl iche Vol lz iehung bei der Begutachtung und Ge­

nehm igung von Kur- und Reha bi l itationsverfahren sicherzustel len . 

Die PVA führte in  ihrer Ste l l ungnahme aus, dass d ie unterschiedl ichen Zah len bei 

Bewi l l igungen und Begutachtungen bei Anträgen auf Kur- und Rehabilitationsver­

fahren n icht Defiz ite bei der Defi n ition von Leistungsvoraussetzungen oder der 

Steuerung in  H i nbl ick auf e ine einheit l iche Vol lz iehung zeigten .  Vie lmehr spiegelten 

sich darin die unterschied l ichen länderspezifischen Gegebenheiten wider, d ie durch 

ein unterschiedl iches Antragsverhalten der Antragste l ler innen und Antragstel ler, 

durch den d ivergierenden Umfang der ärztl ichen Stel lungnahmen in  den Anträgen 

aus dem n iedergelassenen Bereich und da rüber h inaus durch untersch ied l iche Be­

hand lungsstrategien der behandelnden Ärztinnen und Ärzte geprägt seien .  Diese 

untersch ied l ichen regionalen Gegebenheiten führten dazu, dass zah lenmäßig g le i-

III-358 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 02 Hauptdok. Teil 2 (gescanntes Original)8 von 100

www.parlament.gv.at



Bericht des Rechnungshofes R 
-

Compl iance im Vergabe- und Personalbereich i n  der  Sozia lversicherung H 

37.4 

che Ergebn isse in der Begutachtung und Bewi l l igung von Anträgen auf Kur- und 

Rehab i l itationsverfahren n icht erzielt werden könnten. Die PVA bewi l l ige Kur- und 

Rehabi l itationsmaßnahmen gemäß den gesetzl ichen Vorgaben und den Richtl in ien 

des Hauptverbands. E ine e inheit l iche Vol lz iehung der Anträge auf Kur- und Reha­

b i l i tationsverfahren sei daher gegeben.  

Der RH konnte d ie  Auffassung der PVA, dass e ine e inheit l iche Vol i ziehung bereits 

gegeben sei, angesichts der untersch ied l ichen Bewill igungsquoten n icht tei len .  

D ies  könnte d ie  PVA z .B .  durch anonymisierte Zweitbegutachtungen überprüfen .  

Der RH wies weiters darauf h in ,  dass d ie  PVA offenbar keine  Beden ken hatte, trotz 

der " länderspezifischen Gegebenheiten" übergreifend e inheit l iche Vorgaben zu 

Ablehnungen festzu legen (s iehe TZ 34) . Der RH verbl ieb daher bei seiner Empfeh­

l ung. 

Vergleich nach Dienstgebern 

38.1 ( 1 )  Weder d ie  BVA noch d ie  PVA erfasste, bei welchem Dienstgeber Bezieherinnen 

und Bezieher von Kur- oder Rehab i l itationsle istungen tätig waren .  Dementspre­

chend waren ke ine Auswertungen verfügbar, i n  welchen Wi rtschaftssektoren oder 

bei welchen Dienstgebern d ie  Inanspruchnahme besonders hoch oder besonders 

n iedrig war. Auch e ine Verbindung der Daten der Inanspruchnahme von Kur- oder 

Rehab i l itationsleistungen m it z . B .  dem Pensionsantrittsalter erfolgte nicht. 

(2)  Der RH verknüpfte im Rahmen der Gebarungsüberprüfung die bei der BVA und 

der PVA vorhandenen Daten zu den Kur- und Rehab i l itationsverfahren m it den 

beim Hauptverband vorhandenen Daten zu den Dienstgebern.54 Im Rahmen des 

Projekts waren keine  Bere in igungen oder Stichproben mögl ich, d ie  Auswertung 

konnte daher nur  erste H inweise geben. 

Bei der BVA war - unter Heranz iehung der ÖNACE-Klassifikation55 der jewei l igen 

Dienstgeber - die I nanspruchnahme bei Pol i ze i  bzw. M i l itär rund dre i  Mal höher als 

bei Bed iensteten im Verwa ltungsbereich . Nach Betriebsgröße ergab sich ein deut­

l i ch höherer Prozentsatz bei k le inen Dienstgebern ( insbesondere k le ineren Ge­

meinden) .  

Im Zuständigkeitsbereich der PVA beanspruchten i n  den Bereichen Rechts- und 

Steuerberatung sowie Wirtschaftsprüfung besonders wenig Bed ienstete Hei lver­

fahren .  I n  den Bereichen Grundstücks- und Wohnungswesen, Wach-Sicherheits-

54 Für die AUVA war d ies nicht sinnvoll, da bereits der Anteil der zuständigkeitsbegründenden Arbeitsunfälle 
unterschiedlich je Dienstgeber war. 

55 Zuordnung jedes Unternehmens zu einem Wirtschaftszweig an hand der österreichischen Wirtschaftstätig­
keitenklassifikation ÖNACE 2008 
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38.2 

dienste und Detekte ien sowie He imen und Sozia lwesen waren es dagegen beson­

ders viele. 

(3 )  Der RH ana lysierte auch d ie I nanspruchnahme von Hei lverfahren bei e igenen 

Bediensteten der jewei l igen Soz ia lversicherungsträger. Die PVA führte darü ber Auf­

zeichnungen. Die Inanspruchnahmen (bezogen auf d ie  Gesamtzah l  der Bed ienste­

ten )  und d ie  Bewi l l igungsquoten (bezogen auf d ie Zah l  der Anträge) waren höher 

a l s  jene der sonstigen Versicherten; z.B . lag im  Jahr 2014 d ie  Ablehnungsquote ge­

nerel l  bei rd . 22 %, bei Bediensteten der PVA bei rd . 1 1  %. Auch d ie  Quote der In­

anspruchnahme von Kuren (bezogen auf aktive Bedienstete) lag mit rd . 4 % (rd .  280 

Leistungsbez ieher innen und -bezieher bei rd . 6.270 Bediensteten )  höher a l s  jene 

für den Durchschn itt der Versicherten der PVA mit rd . 3 %.  Die PVA hatte beson­

dere Rege ln  zur Begutachtung von Bediensteten bei vermehrter I nanspruchnahme 

von Hei lverfahren .  

Die BVA füh rte keine entsprechenden Aufze ichnungen. Die Auswertung des RH 

zeigte, dass auch be i  der BVA der Ante i l  der Bed iensteten, d ie im Jahr  2014 e in  Kur­

und Rehabi l itationsverfahren beanspruchten, deutl ich über dem Durchschn itt a l ler  

Anspruchsberechtigten der BVA lag. 

(1) Der RH kritisierte, dass d ie Sozia lversicherungsträger keine rege lmäßigen Aus­

wertungen der I nanspruchnahme der Kur- und Rehab i l i tationsverfahren nach 

Dienstgebern durchführten. Derartige Auswertungen könnten für die betriebl iche 

Gesundheitsvorsorge, zum Verständn is  etwa iger Hürden für d ie  Inanspruchnahme 

von Präventionsleistungen, für  die gezielte Prävention und für  e in  Compl iance-ge­

rechtes Hande ln  wichtige Informationen l iefern . 

Der RH empfah l  der AUVA, der BVA und der PVA sowie dem Hauptverband,  d ie  

vorhandenen Daten für  Auswertungen über die Inanspruchnahme von Kur- und 

Rehab i l itationsaufenthalten nach Dienstgebern bzw. Wirtschaftssektoren heranzu­

ziehen und d iese für d ie Eva l uation der Leistungen und gez ielte Präventionsarbeit 

zu nutzen . 

(2)  Der RH wies weiters kritisch darauf h i n, dass d ie  Inanspruchnahme bei Bediens­

teten der BVA und der PVA deutl ich höher war a l s  bei den ü brigen Anspruchsbe­

rechtigten d ieser Träger. Er  kritis ierte i n d iesem Zusammenhang die feh lenden Aus­

wertungen bei der BVA. 

Der RH empfah l  der BVA und PVA, künftig darauf zu achten, dass d ie Bediensteten 

der Träger n icht deutl ich häufiger als die Anspruchsberechtigten e in  Hei lverfahren 

i n  Anspruch nehmen.  Der RH empfah l  der BVA, diesbezügl ich zusätzl iche Auswer­

tungen vorzunehmen.  
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38.3 

38.4 

(1 )  Der Hauptverband unterstützte i n  seiner Stel l ungnahme d ie  Empfeh lung des 

RH,  wies aber darauf hin, dass i h re Umsetzung Organisationsänderungen bei  den 

zuständ igen Soz ia lvers icherungsträgern erfordere, zu denen der Hauptverband 

n icht befugt sei .  

(2)  Laut Stel l ungnahme der AUVA verfüge s ie über e ine Vielza h l  an  Daten über das 

U nfa l lgeschehen, d ie  s ie gez ie lt im  Rahmen der Präventionsarbeit nutze. 

(3) Die BVA merkte in ihrer Stel l ungnahme an, dass in i h ren Systemen Auswertun­

gen nach ü bergeordneten D ienstste l len und Wirtschaftsklassen vorgenommen 

werden könnten, e ine Zuordnung zu e inem kon kreten Dienstgeber se i  jedoch n icht 

mögl ich .  

Zur Empfeh lung, darauf zu achten, dass Bed ienstete der Träger n icht deutl ich häu­

figer a ls  andere Anspruchsberechtigte e in  Hei lverfahren oder Kuraufentha lte i n  An­

spruch nehmen würden, h ielt d ie BVA fest, dass s ie Kuraufentha lte nach rei n medi­

z in ischen Gesichtspunkten gewäh re.  E ine E inschränkung nach Personenkreisen se i  

bedenkl ich . 

(4) Wie d ie  PVA i n  ihrer Stel lungnahme m ittei lte, könne s ie keine S innhaftigkeit i n  

der Verknüpfung von Daten für  d ie  I nanspruchnahme von Kur- oder Rehabi l itati­

onsleistungen mit den Wirtschaftssektoren bzw. Dienstgebern erkennen.  Jeder An­

trag auf Kur- oder Rehab i l itationsle istungen werde mediz in i sch geprüft. Es sei 

sachl ich n icht gerechtfertigt, d ie mediz in ische Entscheidung vom Berufsfeld oder 

von der Art des Dienstgebers a bhängig zu machen. 

Bei der Prüfung der Notwendigkeit e ines Kur- oder Rehab i l itationsverfahrens von 

Dienstnehmern der PVA würden d ie  gleichen Maßstäbe gelten wie bei Anträgen 

von anderen Antragste l ler innen und Antragste l lern. Die PVA achte dabei  jedenfa l l s  

darauf, e ine Bevorzugung von Ansta ltsbed iensteten h intanzuhalten. D ies  sei Ge­

genstand regelmäßiger Kontro l len der I nnenrevis ion . 

(1 )  Der RH  entgegnete der BVA, dass d ie  Sozia lversicherung i nsgesamt über d ie 

Daten der konkreten Versicherung verfügte und entsprechende Auswertungen da­

her - gegebenenfa l l s  unter Verknüpfung bestehender Datenquel len - mögl ich wa­

ren .  

Weiters h ie lt der RH fest, dass bei  wesentl ich häufigerer Inanspruchnahme eigener 

Bediensteter jedenfa l l s  eine Ana lyse der U rsachen angezeigt war. Er  wies darüber 

hinaus auf die Maßnahmen der PVA h in, d ie  e ine übermäßige Inanspruchnahme 

von Hei lverfah ren durch eigene Bedienstete vermeiden sollten .  
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(2)  Gegenüber der PVA wies der RH zunächst darauf h in ,  dass e in  Verständn is  von 

Prävention und Rehab i l itation, das keinerlei S innhaftigke it von Daten auf Betriebs­

oder Wirtschaftssektorenebene erkennen konnte, nach Auffassung des RH wesent­

l iche Lücken demonstrierte . Er verwies auf die - zu letzt im Regierungsgipfel vom 

29. Februar 2016 angesprochene - Zusammenarbeit mit dem Bereich der Arbeits­

mediz in und wiederho lte, dass Maßnahmen der Prävention, der I nformation und 

der Beratung durch entsprechende Daten unterstützt werden.  U nabhängig von der 

Präventionsarbeit h ie lt der RH entsprechende Ana lysen auch im  Rahmen des Com­

p l iance Managements fü r s innvol l :  In Verb indung m it der persönl ichen Ü bermitt­

lung von Anträgen, den feh lenden Auswertungsmögl ichkeiten, dem Fehlen e iner 

festen Geschäftseintei lung sowie dem Fehlen e iner Oberbegutachtung h ielt der RH 

e ine Ex-post-Kontro l le  auf statistische Auffä l l igkeiten für  unabd ingbar. Der RH ver­

b l ieb daher be i seiner Empfehlung. 

Vermeidung übermäßiger Inanspruchnahme 

39.1 (1 )  Um - von mediz in i sch begründeten Ausnahmefä l len abgesehen - eine übermä­

ß ige I nanspruchnahme von Kuren zu vermeiden, legten d ie  R ichtl in ien des Haupt­

verbandss6 fest, dass ohne besondere med iz in ische Begründung in  der Kranken­

und Pens ionsversicherung in  fünf Jahren n icht mehr als zwei Aufentha lte pro 

Versicherter bzw. Versichertem in  Anspruch genommen werden konnten (, ,2 in 5-

Regel ") .s7 Als Aufentha lte galten nach der Richtl in ie  Kuren und Rehab i l itationsauf­

entha lte, n icht jedoch Ansch lusshei lverfahren . I n  e iner Empfeh lung zur e inheit l i­

chen Anwendung d ieser Regel an d ie Sozia lversicherungsträger aus dem Jahr  2008 

füh rte der Hauptverband aus, dass d ie ,,2 in 5-Regeltl "primär nurtl für e ine Be­

schränkung von Kuraufenthalten gedacht sei. Daraus ergebe sich, dass d iese Regel 

n icht auf mediz in ische Rehab i l itation anzuwenden sei .  Bereits in Anspruch genom­

mene Rehabi l itationsverfahren seien in keinem Fa l l  bei der Antragsprüfung anzu­

rechnen.  

(2)  Die tatsächl iche Praxis der BVA und PVA wich von dieser Rege l ab :  Zwar berück­

sichtigten beide Träger d ie  Anschlusshei lverfahren n icht bei der Zäh lung, d ie PVA 

l ieß aber auch sonstige Rehab i l i tationsaufentha lte außer Acht.s8 

56 Richtlinien für die Erbringung von Leistungen im Rahmen der Rehabil itation sowie von Leistungen im Rah­

men der Festigung der Gesundheit und der Gesundheitsvorsorge (RRK 2005) 

57 Die Regel lautete im Detail wie folgt: "Mehr als zwei Aufenthalte innerhalb von fünf Kalenderjahren werden 

nur bei besonderer medizinischer Begründung erbracht. Als Aufenthalte gelten auch Leistungen nach § 12 

(d.h. Heilverfahren in  Krankenanstalten, die überwiegend der Rehabil itation dienen), mit Ausnahme von 

Anschlusshei lverfahren" (siehe § 11 Abs. 3 der Richtlinien für die Erbringung von Leistungen im Rahmen der 

Rehabi l itation sowie von Leistungen im Rahmen der Festigung der Gesundheit und der Gesundheitsvor­

sorge (RRK 2005)) . 

58 Anschlussheilverfahren setzen ein (neues) Akutereignis voraus; die PVA betonte die Andersartigkeit von 

Rehabil itation jeder Art gegenüber Kuren. 
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39.2 

39.3 

U mgekehrt sah d ie  BVA zusätzl ich zur 112 i n  5-Regellt vor, dass Ansuchen um eine 

Wiederholungsku r frühestens 18 Monate nach Beend igung der vorigen Kur einge­

bracht werden konnten. Die PVA regelte dagegen, dass nach e iner Ablehnung in­

nerha lb  von zwölf Monaten e in  zweiter Kurantrag nur  gestel lt werden konnte, 

wenn  eine zwischenzeitige Verschlechterung der Gesundheitslage nachgewiesen 

wurde. 

(3 )  I n  den vom RH untersuchten E i nzelfä l len e iner öfter als zwei Ma l  i n  fünf J ahren 

gewährten Kur war d ie  Le istungsgewäh rung mediz in isch begründet und damit  

sachl ich nachvol lz iehbar. I n  e i nem Fa l l  hatte d ie  BVA e inen Testfa l l  im Echtsystem 

a bgespeichert. 

(4) Nach den sogenannten I1E inweisungsgrundsätzenlt der AUVA war d ie  Häufigkeit 

von Hei lbehandlungen grundsätzl ich von der Chefärztin bzw. vom Chefarzt der je­

wei l igen Landesste l le nach mediz in ischer Notwendigkeit festzu legen. Pro Patientin 

bzw. Patient konnte nur  e in  Ku raufenthalt pro Jahr bewi l l igt werden.  Laut den 

Grundsätzen ersche ine es zweckmäßig, nach zwei Kuraufenthalten - von bestimm­

ten Diagnosen abgesehen - ein Jahr zu pausieren .  Nach e iner Rehabi l itationsbe­

hand lung konnte frühestens sechs Monate nach abso lvierter Behand lung ein neu­

erl icher Antrag geste l lt werden.  

( 1 )  Der RH anerkannte, dass der Hauptverband bzw. d ie  AUVA, d ie  BVA und die PVA 

Regelungen getroffen hatten, um ei ne übermäßige Inanspruchnahme von Kuren 

auszusch l ießen und d iese Regelu ngen auch konsequent umsetzten. 

Der RH kritis ierte jedoch, dass die Anwendung der 1 12 in 5-Regellt s ich im E i nzelnen 

zwischen den Trägern untersch ied und damit d ie e inheit l iche Umsetzung der Richt­

l i n ien n icht gegeben war. 

Er  empfah l  der AUVA, der BVA und der PVA sowie dem Hauptverband, i h re Maß­

nahmen zur Vermeidung übermäßiger I nanspruchnahme von Kuren (11 2 i n  5-Re­

gellt )  besser abzustimmen.  

(2)  Der  RH kritis ierte weiters, dass  d ie  BVA Testdatensätze i n  den Echtdaten füh rte. 

Er  empfah l  der BVA, in Zukunft ke ine Testdatensätze i n  den Echtdaten zu füh ren .  

(1 )  Der Hauptverband unterstützte i n  se iner  Stel lungnahme d ie  Empfeh lung des 

RH, wies aber darauf h in, dass  i h re U msetzung Organ isationsänderungen bei den 

zuständ igen Sozia lversicherungsträgern erfordere, zu denen der Hauptverband 

n icht befugt sei .  
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39.4 

(2) Laut Stel lungnahme der AUVA gehe s ie bedarfsgerecht und nach mediz in ischer 

Notwend igkeit auf die Bedürfn isse der Versehrten e in .  

(3 )  Wie d ie  PVA in  i h rer Ste l l u ngnahme ausfüh rte, wende sie d ie  ,,2 i n  5-Regeltt 

korrekt an ,  i nsbesondere bei Berücksichtigung ei ner teleologischen Interpretation . 

Der RH verwies erneut auf d ie  untersch ied l iche Handhabung der Rege lungen zur 

Vermeidung einer übermäßigen Inanspruchnahme von Kuren .  Die Rege lung wäre 

daher in der Richtl i n ie  des Hauptverbands e indeutig k larzustel len . 

Zusammenfassung 

40 Zusammenfassend wies der RH  darauf h in ,  dass zwar grundsätzl ich zu jedem Ein­

zelfa l l  U nterlagen über den Antrag auf Kur- bzw. Rehab i l itationsaufenthalt und die 

Bearbeitung verfügbar waren, aber dennoch wesentl iche Schwächen - auch unter 

Compl iance-Gesichtspunkten - feststel l  bar waren: 

- Die Entscheidungsgrund lagen waren häufig (zumindest i n  der PVA) sehr e inge­

sch ränkt.  

- Es bestand ke ine feste Geschäftse inte i lung.  

- Auswertungen über die Entscheidungsstatisti k  der e inzelnen Begutachter innen 

und Begutachter waren n icht mögl ich .  

- Regelungen zum U mgang m it von Ei nflussträgern persönl ich überm ittelten An­

trägen feh lten. 

- Vorgaben für e ine trägerübergreifende Statistik  der Erledigungen feh lten; e ine 

Ana lyse der Rohdaten zeigte jedoch wesentl iche Untersch iede zwischen PVA 

und BVA: Die PVA lehnte wesentl ich mehr Kuranträge ab .  Bei der PVA bestanden 

auch zwischen den Landesste l len erhebl iche U nterschiede. 

- Für e ine wirkungsorientierte Steuerung feh lten wesentl iche Daten bzw. deren 

Auswertungen, insbesondere e ine Ana lyse nach Dienstgebern. 

I nsgesamt wiesen d ie  U ntersch iede i n  den Genehmigungsquoten zwischen Soz ia l ­

versicherungsträgern und Landesste l len, d ie  Prozessmängel und d ie  verkürzten 

Entsche idungsgrund lagen darauf h in, dass für ei ne sach l iche Nutzung der Hei lver­

fah ren, ih re wirkungsorientierte Steuerung und d ie  Sicherste l lung von Compl iance 

wesentl icher Verbesserungsbedarf bestand. 
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H 

Auswahl von Anbietern von Rehabilitationsverfahren 

Überbl ick und Prüfungsvorgehen 

41.1 Für d ie  Betrei ber von Rehabi l itationsein richtungen war a ufgrund des hohen Markt­

antei ls von rd . 70 % (siehe TZ 26) der Vertragsabsch luss m it der PVA wirtschaftl ich 

entscheidend. Der RH fokussierte seine PrüfungS9 h ins ichtl ich des Absch lusses von 

Verträgen u nter Compl iance-Gesichtspunkten daher auf d ie PVA. 

Die PVA konnte per l. Oktober 2015 auf insgesamt rd . 15 .000 Betten i n  139 E in rich­

tungen für Kur- bzw. Rehabi l itationsaufenthalte i h rer Versicherten zugreifen, wo­

von rd . 6.000 auf Rehabi l itationsbetten und rd . 9 .000 auf Kurbetten entfie len .  Die 

Vertragsstrukturen waren durch mehrere E lemente verkompl iz iert: 

- Tei lweise gehörten mehrere E in richtungen zur sei ben U nternehmensgruppe.6o 

- Die U nternehmensgruppen konnten a ls  e i nheit l icher Rechtsträger oder auch i n  

mehreren Gesel lschaften organ is iert sein; d ie  gese l l schaftsrechtl iche Struktu r  

konnte sich auch ändern.  

- Weiters bestanden unterschiedl iche Verträge fü r untersch iedl iche I nd i kationen 

(z .B .  Herz-Kreis lauf-Erkrankungen, Bewegungs- und Stützapparat), d ie tei l ­

weise in densel ben E inrichtungen behandelt werden konnten. 

- Es bestanden bi latera le Verträge zwischen einzelnen Sozia lversicherungsträgern 

und den E inrichtungen e inerseits bzw. Rahmenverträge zwischen Hauptverband 

und den E inrichtungen andererseits. 

- Sch l ießl ich konnte ei n Sozia lversicherungsträger i n  d ie  jewei l ige E igene E i nr ich­

tung eines anderen Soz ia lversicherungsträgers auch ohne formel len Vertrag zu­

weisen; d ie  PVA betrieb im Jahr  2014 selbst 15 Sonderkran kenansta lten.61 

S9 Die BVA schloss im überprüften Zeitraum 2012 bis 2014 keine Erstverträge mit Einrichtungen ab, sie trat 

fünf Rahmenverträgen bei und schloss zwei bilaterale Verträge mit E inrichtungen ab, die bereits Verträge zu 

anderen I ndikationen hatten. Die AUVA trat einem Rahmenvertrag bei und schloss einen bilateralen Vertrag 

zu einer neuen Indikationsgruppe mit einer bestehenden Einrichtung ab. Auch der Schriftverkehr hinsicht­
lich des Abschlusses neuer Verträge war bei AUVA und BVA überschaubar; beide Träger wiesen in der Regel 

auf die Abdeckung durch Eigene Einrichtungen hin. 

60 Eine von der PVA übergebene Datei ordnete 18 U nternehmensgruppen insgesamt 121 Einrichtungen zu, 

wobei die Rechtsträger bzw. die Zugehörigkeit im Zeitverlauf wechseln konnten. E ine Auswertung des RH 

zeigte, dass rund zwei Drittel des Bettenangebots zehn Unternehmensgruppen zuzuordnen waren. 

61 Rehabil itationszentren in Aflenz, Alland, Bad Aussee, Bad Hofgastein, Bad Ischl, Bad Schallerbach, Bad Tatz­

mannsdorf, Felbring, Gröbming, Großgmain, Hochegg, Laab im Walde, Saalfelden, st. Radegund und in 
Weyer 

1 15 
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41.2 

E ine Da rstel lung der PVA wies rd . 240 untersch iedl iche Vertragsbeziehungen bzw. 

-kategorien m it Anb ietern von Rehab i l itationsle istungen aus. I m  überprüften Zeit­

raum erfo lgten 39 Änderungen von stationären Verträgen :  acht neue Verträge zum 

Thema IJGesundheitsvorsorge Aktiv",62 fünf Vertragsänderungen wegen Bettenre­

duktionen bzw. -aufstockungen, 13 Neuverträge, zehn Beitritte zu Rahmenverträ­

gen des Hauptverbands (siehe TZ 57), eine Umwandlung ei nes befristeten in e inen 

unbefristeten Vertrag sowie zwei Künd igungen von Rahmenverträgen .  Im  a mbulan­

ten Bereich ergaben sich fünf Neuverträge und fünf Umwand lungen von befriste­

ten in unbefristete Verträge. 

Der RH wies darauf h in, dass d ie  PVA rd. 240 Vertragsbez iehungen m it Anbietern 

von Rehab i l itationsverfah ren ei ngegangen war. Da n icht a l le Vorgänge aus dem 

überprüften Zeitraum ana lys iert werden konnten, wäh lte der RH Verfahren fü r 

- die Psych iatrie i n  der Versorgungszone Ost (stationär und ambu lant), 

- die Psychiatrie i n  der Versorgungszone Süd (stationär und ambulant), 

- die Neurologie i n  der Versorgungszone Nord (stationär und ambu lant), 

- die Onkologie i n  der Versorgungszone West (stationär)63. 

Rechtsgrundlagen und Richtl in ien des Hauptverbands 

42.1 ( 1 )  Die Organ isation der Leistungen der Sozia lversicherungsträger war je nach Art 

der Leistung bzw. je nach konkreter vertragl icher Ausgestaltung unterschiedl ichen 

vergaberechtl ichen Grundsätzen unterworfen :  Liefer- oder Dienstleistungsverträge 

unterlagen grundsätzl ich dem Vergaberecht; Konzessionsverträge (bei denen ein 

Dritter, a l so d ie  oder der Versicherte, wesentl iche Entscheidungen wie d ie  Pro­

duktauswah l  treffen konnte) i n  angepasster Form ebenfa l ls .  Verrechnungsverträge 

unterlagen nicht dem Vergaberecht. 

(2) Anbieter erbrachten die Leistungen überwiegend auf Rechnung des Sozia lversi­

cherungsträgers, die Versicherten konnten dabei den Vertragspartner und te i lweise 

auch das Produkt auswäh len . Die Verträge enth ie lten jedoch meist auch E lemente, 

d ie  über e ine b loße Verrechnung h inausgingen (z .B .  Versorgungspflichten, Öff­

nungsze iten, Qual itätssicheru ng) . Die exakte vergaberecht l iche E i nordnung des 

Vertragsverhältnisses zwischen Versicherungsträger und Anb ieter als Liefer- bzw. 

62 Zwei Verträge waren erst mit 1.  Jänner 2015 abgeschlossen, s ind hier im Text aber miterfasst. 

63 Ausschlaggebend für die Auswahl waren regionale Gesichtspunkte und die je nach Indikationsart unter­
schiedliche Entwicklung (z.B. wiesen Onkologie und Psychiatrie einen wachsenden Bedarf aus, sodass das 

E ingehen neuer Verträge häufiger war). 
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42.2 

42.3 

Dienstleistungsauftrag, a l s  Konzess ionsvertrag oder a ls  b loßer Verrechnungsver­

trag war daher i n  der Rege l nicht mögl ich .  

(3)  Bestimmte Leistungen, i nsbesondere Gesundheitsdienstleistungen, waren a ls  

"n icht prioritäre Dienstleistungsaufträge" nach § 141 Bundesvergabegesetz bzw. 

den entsprechenden europarecht l ichen Rahmenbedingungen von bestimmten Re­

gelungen des Vergaberechts ausgenommen (etwa Fristen und Formvorschriften ) . 

Dennoch waren die entsprechenden Beschaffungen nicht ungeregelt: Zum einen 

waren d ie  generel len Grundsätze des Vergaberechts anzuwenden.  Zum anderen 

hatten d ie Beschaffungen unter Beachtung der un ionsrechtl ichen Grundfrei heiten 

sowie des Diskrim in ierungsverbots zu erfolgen .  Es hatte e in  Verfahren mit mehre­

ren Unternehmen stattzufinden, durch das e in  angemessener Grad von Öffentl ich­

keit gewährle istet war und das dem Grundsatz des freien und lauteren Wettbe­

werbs entsprach. 

Die Auslegung d ieser relativ abstrakten Kriterien i n  konkreten Fä l len oblag den na­

tiona len Gerichten bzw. dem Europäischen Gerichtshof und unterlag e iner fort lau­

fenden Entwicklung.64 E ine diesbezügl iche EU-Richt l in ie  sol lte spätestens b is zum 

zweiten Qua rtal 2016 in  nationa l es Recht umgesetzt werden.65 

(4) Nach § 31  Abs. 5 Z 6 ASVG waren Richtl in ien des Hauptverbands über Vergaben 

vorgesehen.  Im  überprüften Zeitraum gab es derartige Richtl in ien nicht. Der Haupt­

verband hatte bestehende Rege lungen bei Er lassung des Bundesvergabegeset­

zes 2002 unter H inweis auf die hohe Regelungsdichte der neuen gesetzl ichen Vor­

gaben aufgehoben . Die Anwendung der i nternationalen und nationalen Kriterien 

des Vergaberechts auf Gesundheitsd ienstleistungen oblag daher den einzelnen 

Versicherungsträgern . 

Der RH  kritisie rte, dass trotz der relativ offenen rechtl ichen Vorgaben kon kretisie­

rende R ichtl in ien des Hauptverbands feh lten .  

E r  empfah l  d e m  Hauptverband, R icht l in ien für d ie  Anwendung d e r  vergaberechtl i­

chen Vorgaben auf Vergaben n icht prioritärer Dienstle istungen zu erste l len .  

Laut Stel l ungnahme des Hauptverbands werde d ieses Thema einerseits von den 

E rfahrungen aus dem laufenden Vergabeverfahren be i  der K inderrehabi l itation, an­

dererseits vom Inhalt des neuen Bundesvergabegesetzes abhängen, welches i n  den 

nächsten Monaten zu erwarten sei .  Bei solchen Vergaben werde es s ich weitge-

64 z.B. Urteil des EuGH vom 18. November 2010 ((-226/09) zu Anforderungen, was bei Bekanntgabe der Aus­
schreibung in den Unterlagen enthalten sein muss, zur Möglichkeit der Änderung der Gewichtung der Zu­

schlagskriterien 

65 RL 2014/24/EU 
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he nd um Verhandlungsverfah ren handeln;  d ie dort mögl iche Flex ib i l ität sol le erhal­

ten werden. 

Wesentliche Schritte zur Auftragsvergabe 

43.1 Die folgende Abbi ldung gibt e inen Überbl ick ü ber d ie wesentl ichen Schritte der 

Soz ia lvers icherungsträger, der  Leistungserbri nger und der San itätsbehörden je 

Bundesland zum Zustandekommen von Verträgen im Bereich der Rehabi l itation :  

Abbildung 4: Wesentliche Schritte zum Vertragsabschluss im Rehabilitationsbereich 

Sozialversicherung Leistungserbringer Land 

Bedarfsplanung 1 
, 

Antrag 3 I 
, 

Gestaltung Tarife 
und Verträge 2 � Bedarfsprüfung 3a 

3b LOI 
Errichtung 4 

Betriebs­
bewilligung 

5 

6 
Vertragsabschluss 

8 

Zuordnung 7 
Patientinnen und 

Patienten 

Leistung 

LOI = Letter of Intent 

Quelle: RH 

Als Vorbereitung für d ie Entscheidung über den Vertragsabschluss schätzten die Sozial­

versicherungsträger a l le drei bis vier Jahre den Bedarf nach Versorgungszonen (1) (so­

genannter Rehabi l itationsplan, siehe TZ 44, TZ 45, TZ 46, TZ 47 und TZ 48). 

Ebenfa l l s  unabhängig von e iner konkreten Vertragsverhandlung mit e inem Anbie­

ter gestaltete d ie Sozia lversicherung66 - in  der Regel i n  Abstimmung mit der Wi rt­

schaftskammer - das Ta rifsystem bzw. den I nhalt der Verträge (2) .  Die Gesta ltung 

der Tarife und Vertragsinha lte hatte E i nfluss darauf, welcher Anbieter sich für die 

Le istungserbringung interessierte (z.B. ob angesichts untersch iedl icher M ietpreise 

bestimmte Standorte rentabel waren) .  

66 Dabei bestanden Rahmenverträge des Hauptverbands und bilaterale Verträge einzelner Sozialversiche­

rungsträger nebeneinander; siehe TZ 57. 
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43.2 

43.3 

E in  potenz ie l ler Leistungserbringer musste e inerseits auf Basis e i nes Antrags (3) 

e inen Bescheid des jewei l igen Bundeslandes nachweisen (3a),  worin ein Bedarf 

bestätigt war (s iehe TZ SO) . Andererseits musste er  k lären, ob die Sozia lversiche­

rungsträger für e inen Vertragsabsch luss bereit waren, um d ie  Patientinnen und Pa­

tienten auf deren Rechnung zu behandeln .67 Die Kriterien, nach denen das jeweilige 

Land bzw. der jewei l ige Sozia lversicherungsträger vorgi ng, waren nicht gleich (s iehe 

TZ 48) .  Die PVA war aufgrund i h rer Marktdominanz wirtschaftl ich der wichtigste 

Sozia lversicherungsträger. Sie bestätigte ihre grundsätz l iche Bere itschaft zum Ver­

tragsabsch luss i n  E inzelfä l len vorab durch e inen "Letter of I ntent" (LOI) (3b) .  

Auf Bas is  e ines positiven Bedarfsprüfungsbescheids sowie e ines Letter of I ntent 

errichtete der potenziel le Anbieter e ine Sonderkrankenansta lt (4) und erhielt bei 

Erfüllung a l ler  Auflagen e ine Betriebsbewi l l igung vom Land (5 ) .  D iese war grund­

sätz l ich Voraussetzung für den Vertragsabsch luss (6) m it dem Sozia lversicherungs­

träger.68 

In e inem weiteren Schritt wies der Sozia lversicherungsträger e inzelne Patientinnen 

und Patienten dem Leistungserbri nger zur Behandlung zu (7 ) ,  (8) .  E ine Auslastungs­

ga rantie war i n  den im überprüften Zeitraum verwendeten Verträgen nicht enthal­

ten, d ie  Zuweisung erfolgte tei lweise nach Patientenwunsch, tei lweise nach e inem 

System der Sozia lversicherungsträger (TZ 68) .  

Der RH wies kritisch darauf h i n, dass  das Vertragsverfahren e iner grundsätzl ichen 

Zweite i lung zwischen Sozia lvers icherungsträgern und  dem jewei l igen Land unter­

lag. Diese entschieden tei lweise nach unterschiedl ichen Kriterien, i n  getrennten 

Verfahren und für untersch iedl iche regiona le Bereiche. 

Der RH empfah l  daher dem BMGF sowie dem Hauptverband, der AUVA, der BVA 

und der PVA, auf e in  zwischen Sozia lversicherung und Ländern abgestimmtes und 

verb ind l iches Verfahren zur Bedarfsp lanung und -prüfung h i nzuwirken .  

(1 )  Das  BMGF unterstützte i n  seiner Stel l ungnahme d ie  Empfeh lung des  RH .  Bund, 

Länder und Sozia lversicherung würden sich i n  den derzeitigen Verhand lungen zu 

einer neuen Vere i nbarung gemäß Art .  15a B-VG und einer Revision des Österrei­

ch ischen Strukturplans Gesundheit (ÖSG) damit beschäftigen .  

(2 )  Der  Hauptverband verwies i n  seiner Stel lungnahme ebenfa l ls auf  d ie  Verhand­

lungen über d ie Vere inbarungen nach Art. 15a B-VG, wobei auch d ie Jud i katur der  

67 E in  Kostenersatz tür Behandlungen ohne Vertrag mit der Sozialversicherung war im Bereich der Rehabilita­

tion nicht vorgesehen; d.h. ,  die Errichtung von Krankenanstalten für Rehabilitation ohne Aussicht auf ei nen 

Vertrag mit der Sozialversicherung war in der Regel wirtschaftlich nicht sinnvoll. 

68 In manchen ländern erfolgte die Betriebsbewi l l igung erst bei laufendem Betrieb, dann schloss d ie PVA ge­
gebenenfalls bereits nach Fertigstellung des Betriebs den Vertrag ab. 

III-358 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 02 Hauptdok. Teil 2 (gescanntes Original) 19 von 100

www.parlament.gv.at



e rieht es R e h n  s fes R 
-

Compl iance im  Vergabe- und Personal  bereich i n  der Sozia lversicherung H 

Höchstgerichte zu berücksichtigen sei .  Die vorl iegenden Entwürfe enthielten we­

sentl iche Ansatzpunkte fü r d ie Lösung der vom RH beschriebenen Probleme. Es 

werde i n  weiterer Folge von der par lamentarischen Behand lung abhängen ( insbe­

sondere von der Gesta ltung der Umsetzungsgesetze), inwieweit die Empfeh lung 

des RH umgesetzt werde; der Hauptverband se i  dafür bereit .  

(3 )  Die BVA tei lte mit, dass d ie Umsetzu ng der Empfehlung des RH e ine Aufgabe im 

Zuge der Gesundheitsreform sein sol le .  

(4) Laut Stel lungnahme der PVA erachte auch s ie e ine Abstimmung zwischen san i­

tätsbehörd l ichen Bewi l l igungsverfahren der Länder und Vergabeverfahren der Trä­

ger a ls  dr ingend notwend ig .  Sie unterstütze daher d ie  Empfeh lung des RH;  d ie  Um­

setzung müsse aber auf pol itischer Ebene bzw. durch Gesetzesänderungen 

herbe igeführt werden . 

Die Neugestaltung des Rehab i l itationsplans 2016 bzw. seiner U msetzungsbestim­

mungen enthalte e in ige zweckd ien l iche Änderungen zur bisherigen Lage: Ste l lung­

nahmen der Sozia lversicherungsträger sol lten immer vom Hauptverband und den 

e inzelnen Trägern erfolgen . S ie sol lten s ich immer am Rehab i l itationsplan  2016 ori­

entieren; nur bei nachweis l ich von den P lanungsziffern abweichenden Bedarfsge­

gebenhe iten (z .B .  unzumutbare Wartezeiten)  sol lte darauf abgestimmt Ste l l ung 

genommen werden . Bei ungedecktem Bedarf sol lten positive Ste l l ungnahmen 

auch zugunsten mehrerer Vorhaben abgegeben werden, auch d ie Länder sol lten 

die Mögl ichkeit haben, positive Bedarfsprüfungs- bzw. Errichtungsbewi l l igungsbe­

scheide zugunsten mehrerer Vorhaben zu erlassen. Es sol lte immer e ine begrenzte 

Laufzeit von positiven Ste l lungnahmen und Bewi l l igungen geben .  Die PVA wies da­

rauf h in ,  dass d ie  Entwick lung des Beda rfs e iner größeren Dynamik  a ls  d ie Ü berar­

beitung des Rehab i l itationsplans unterl iege, e ine Verbind l ichkeit des Rehabi l itati­

onsplans sei nicht sinnvo l l .  

Bedarfsplanung 

Grundsätzliche Vorgehensweise und bisheriger Planungserfolg 

44.1 (1 )  Grund lage der Bedarfsplan ung der Sozia lversicherungsträger war im überprüf­

ten Zeitraum der sogenannte Rehab i l itationsp lan 2012, den der Hauptverband 

etwa al le drei  bis vier Jahre (2004, 2009, 2012 und 2016) i n  Auftrag gab und der für 

d ie  Versorgungszonen Nord, Süd, Ost und West69 die benötigte Zah l  von Betten 

bzw. Plätzen e inschätzte. Die Planung erfolgte im Wesentl ichen in vier ana lytischen 

Sch ritten: 

69 Versorgungszone Ost umfasste Wien, N iederösterreich und das nördliche Burgenland, Versorgungszone Süd 

das südliche Burgenland, die Steiermark und Kärnten, West umfasste Tirol und Vorarlberg und Nord Salz­
burg und Oberösterreich. 
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- Erstens erfolgte e ine Zeitre ihenana lyse der bisherigen Entwicklung der Inan­

spruchnahme der Rehab i l itationsleistungen m it e iner entsprechenden Fort­

schre ibung. 

- Zweitens erfolgte e ine Ana lyse der zugrunde l iegenden Erkrankungen ( im We­

sent l ichen anhand der Entwicklung der Entlassungsd iagnosen aus Krankenan­

stalten und E rfahrungswerten, zu welchen Rehab i l itationsaufenthalten d iese 

führten) .  

- Im  dritten Schritt nahm der Rehab i l itationsplan bei der d iesbezüglich entstehen­

den Bandbreite einen Mittelwert als Sol lstand an . 

- Zu letzt erfolgte e ine Kürzung des stationären Bedarfs um jene Fäl le, bei denen 

erwartet wurde, dass s ie auch durch ambu lante Rehab i l itation versorgt werden 

konnten .  Grund lage dafü r war e ine Expertenei nschätzung. 

(2 )  Die Bedarfsentwicklung war im Rehab i l itationsplan mehrfach deutl ich n iedriger 

geschätzt worden, als es der tatsäch l ichen Entwick lung in den Folgejahren ent­

sprach.  B is 2015 hätte z .B .  laut Rehab i l itationsplan 2009 d ie Bettenzahl gegenüber 

2007 um 4 % steigen sollen, tatsäch l ich stieg s ie bereits bis 2014 um rd . 30 %. 

Die P lanungsgrund lagen wiesen tei lweise erhebliche U ngenau igkeiten auf. Zum 

Beispiel  wichen d ie  Aufze ichnungen ü ber d ie Anzah l  der Aufentha lte zwischen un­

terschiedl ichen Que l len tei lweise um b is  zu 26 % voneinander ab, d ie  Anzah l  der 

system is ierten und tatsächl ichen Betten wich ebenfa l l s  stark (um bis zu 500 Betten)  

voneinander a b. 

Aktuel le pol itische bzw. recht l iche Vorgaben (z .B .  Pensionsreformen mit Fokus auf 

Rehab i l itation)  wurden n icht berücksichtigt. 

(3) Mehrere Maßnahmen (z .B .  d ie  Integration des Rehab i l itationsplans in den ÖSG 

ab dem Jahr  2013,  d ie  E inführung der Rehab i l itations-Evidenz, d ie  E inholung von 

Gutachten der GÖG i n  den Beda rfsprüfungsverfahren der Länder; s iehe TZ 54 und 

TZ 55) sol lten zu e iner höheren Kongruenz zwischen Planung und tatsächl icher Ent­

wicklung beitragen .  

Zwischen 2012 und 2014 entwickelte s ich i n  der Folge zwar d ie  Gesamtzah l  der  

Betten i n  etwa entsprechend dem Rehab i l itationsplan, im Bereich der psych iatri­

schen Rehab i l itation ergaben sich i n  der Umsetzung des Rehabilitationsplans 2012 

i n  e inzelnen Bedarfsprüfungsverfah ren Zweifel an dessen Va l id ität (z .B .  aufgrund 

der langen Wartezeiten) .  Die PVA gab daher eine weitere Ana lyse zur Aktua l i sie­

rung der Bedarfsschätzung bei der  GÖG in  Auftrag, d ie  im  November 2014 vorlag. 

III-358 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 02 Hauptdok. Teil 2 (gescanntes Original) 21 von 100

www.parlament.gv.at



e rieh e e h n  s fes R 
-

Compl iance im Vergabe- und Persona l  bereich i n  der Soz ia lversicherung H 

44.2 

44.3 

Die Bandbreite d ieser Ana lyse lag bere its für das Jahr  2015 bei rd . 400 Betten (Dif­

ferenz zwischen der Berechnung nach dem Antrags-Einweisungs- und E rledigungs­

geschehen und dem morbid itätsbasierten Model l ierungsansatz ) .  

Der  RH wies kritisch darauf h i n, dass  der Rehab i l itationsplan i n  wesentl ichen Berei­

chen (Region, Diagnose) noch keine ausreichende Sicherheit für d ie Gesta ltung der 

Entwick lung bieten konnte. Dies mochte auf unzureichende Datengrund lagen, auf 

d ie  Schwierigkeiten der unsicheren Planung oder auch darauf zurückzuführen sein,  

dass d ie steuernde Wirkung des Rehabilitationsplans n icht ausreichend effektiv war 

(d .h .  Länder und Sozia lversicherungsträger sich n icht an die P läne h ielten) .  Aktuel le 

pol itische bzw. rechtl iche Vorgaben (z .B .  Pensionsreformen mit Fokus auf Rehabi l i ­

tation) wurden n icht berücksichtigt. 

Der RH wies darauf h in ,  dass es unter Compl iance-Gesichtspunkten unerlässl ich 

war, dass am Begi nn e ines Vergabe- bzw. Beschaffungsvorgangs e ine nachvol l z ieh­

bare, klare Grundlage für den Bedarf stand . 

Der RH empfah l  daher dem Hauptverband, d ie Bemühungen um e ine Verbesse­

rung im P lanungsprozess weiterzufüh ren . Dabei wären i nsbesondere d ie  Gründe, 

aus denen d ie  bisherige Planung d ie tatsächl iche Entwicklung n icht vorauszusehen 

vermochte, zu ana lysieren .  Gegebenenfa l l s  wäre eine höhere P lanungsfrequenz zu 

prüfen, um aktuel le rechtl iche Änderungen bzw. pol itische Vorgaben berücksichti­

gen zu können .  Weiters wären d ie  Anforderungen für e ine i ntegrierte P lanung bzw. 

Bezüge zur P lanung der Krankenbehandlung zu prüfen . 

Der Hauptverband sagte zu, zur Umsetzung der Empfeh lung be izutragen . 

Regionale Ungleichgewichte 

45.1 Die folgende Tabel le zeigt d ie  jewei l igen Über- bzw. Unterschreitungen der Anzah l  

der  Betten je Versorgungszone im  Vergleich zum Rehab i l itationsplan 2012 :  
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Tabelle 10 : Vergleich des Soll- und Ist-Stands von Betten in den Versorgungszonen laut Rehabilitationsplan 2012 

Versorgungszone 

Ost Süd Nord West gesamt 

5011 2015 4.346 2.265 2.386 1.330 10.327 

Ist 2010/20121 3.101 2.941 2.480 645 9.167 

Überschreitung (+) 
Unterschreitung (-) 

-1.245 676 94 -685 -1. 160 

1 Die Berechnung erfolgte 2012; die Datengrundlagen stammten aus dem Jahr 2010. 

45.2 

Quellen: Rehabil itationsplan 2012, Tab. 9a; GÖG 

Österreichweit bestand e in  Bedarf von zusätzl ich 1 . 160 Betten. Nach Zonen be­

trachtet bestand a l lerd ings in den Zonen West und Ost insgesamt e in  Bedarf von 

1 .930 Betten, in den Zonen Nord und Süd dagegen ein Ü berstand von rd . 770 Bet­

ten.  

Die "Grundsätze und Empfeh lungen für d ie  Umsetzung des Rehab i l itationsplans 

2012"70 sahen dazu vor: "Wenn i n  der  Versorgungszone in  der jewe i l igen I nd i kation 

ein Bedarf gegeben ist, i n  Gesamtösterreich jedoch n icht, g ibt es einen Bedarf, wo­

bei auf d ie Ü berversorgung h ingewiesen werden sol l". 

E i n  Konzept zum Abbau der Ü berkapazitäten war im  Rehabi l itationsp lan n icht ent­

ha lten .  Dementsprechend hätte e ine konsequente Umsetzung des Rehab i l itations­

plans zu einem Aufbau von weiteren 1.930 Betten und zu e iner Ü berkapazität von 

ü ber 700 Betten geführt. 

Der RH kritis ierte, dass der Rehab i l itationsplan kein  Konzept zur Lösung der regio­

na len U ngle ichvertei l ung von Bettenkapazitäten enthielt . Er h ielt es n icht für 

zweckmäßig, Ü berkapazitäten aufzubauen.  Dies widersprach dem Grundgedanken 

der Bedarfsp lanung. Er wies erneut darauf h in ,  dass a uch unter Compl iance-Ge­

s ichtspunkten e ine k lare und ü berzeugende Beda rfserhebung Voraussetzung für 

e inen Beschaffungsprozess sei n sollte. 

Der RH empfah l  daher dem BMGF, dem Hauptverband und der PVA, darauf h inzu­

wirken, dass d ie Rehab i l itationsplanung auch ei n Konzept zum Abbau von regiona­

len Ü berkapaz itäten enthält .  

Nach Ansicht des RH könnte entweder eine österre ichweite Planung erfolgen (dann 

wäre i n  den Zonen Ost und West nur  e in  geringerer Ausbau erforderl ich) oder es 

wäre e ine wohnortnahe Versorgung vorzusehen (dann wäre gemeinsam m it e inem 

70 Die Bundes-Zielsteuerungskommission beschloss d iese im J u n i  2013. 
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Ausbau i n  den  Zonen Ost und West i nsbesondere i n  der  Zone Süd  e ine  Angebotsre­

duktion vorzunehmen) .  

(1 )  Das BMGF wies i n  se iner Stel lungnahme darauf h in ,  dass es i n  d ie Arbeiten zur 

Erstel lung des Rehab i l itationsp lans n icht e ingebunden sei. I hm sei e ine flächende­

ckende und ausgewogene Gesundheitsversorgung auf hohem Qua l itätsn iveau ein 

großen An l iegen. Daher habe das BMGF sowohl  im  Zuge der I ntegration des Reha­

bi l itationsplans i n  den ÖSG als auch in den derzeit laufenden ÖSG-Verhand lungen 

wiederholt d ie Wichtigkeit einer ausgegl ichenen Versorgung im Rehab i l itationsbe­

reich auch im Zusammenhang mit den Bettenzahlen e ingebracht . 

(2)  Laut Ste l lungnahme des Hauptverbands sei d ieses Thema Gegenstand der Be­

ratungen im Rahmen des F inanzausgleichs. Diese Beratungen umfassten auch den 

Vorschlag, Err ichtungsbewi l l igungen fü r Krankenansta lten an verb ind l iche Pla­

nungsmaßnahmen und das Ergebnis von Vergabeverfahren zu knüpfen .  Es werde in 

weiterer Folge von der parlamentarischen Behandlung abhängen ( insbesondere 

von der Gesta ltung der Umsetzungsgesetze), i nwieweit die Empfehlung des RH um­

gesetzt werde; der Hauptverband sei dafür bereit. 

Planung ambulanter Rehabi l itation 

46.1 (1 )  Seit 2011 war gesetzl ich im  Bereich der Pensionsversicherung auch e ine ambu­

lante Form der Rehab i l itation vorgesehen .71 Dabei war e inerseits d ie Belastung für 

die Patientinnen und Patienten höher (da Zu- und Abreise zu organ is ieren waren), 

andererseits konnten bestimmte Fä l l e  (z .B .  K indererz iehungspfl ichten, berufsbe­

gleitende Rehab i l itation)  besser abgedeckt werden.  Durch das Wegfa l len der IIHo­

telkomponente" ( U nterbri ngung und Verpflegung) wäre auch e i ne deut l iche 

Kosteneinsparung anzunehmen.  Die Entscheidung, i n  welchem U mfang Rehab i l ita­

tion  i n  ambu lanter Form erbracht werden soll, wa r daher von erhebl icher wirt­

schaftl icher Bedeutung. 

(2)  Die P lanungsanforderungen für ambulante Rehab i l itation untersch ieden sich 

vom stationären Bereich durch eine stärkere regionale Differenzierung : Während 

für mehrwöch ige stationäre Aufentha lte auch längere Anreisen i n  Kauf genommen 

werden können, ist e ine ambu lante Rehabi l itation mit tägl icher An- und Abreise 

nur  regional  mögl ich. 

Der Rehab i l itationsplan gab e inerseits e ine Gesamtzah l  an Plätzen für ambu lante 

Rehab i l itation in der jewei l igen Versorgungszone an, andererseits e inen lIanzuneh­

menden" Fokus auf bestim mte Ba l l ungszentren .  

7 1  § 302 ASVG 
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Diese P lanungsgrund lagen waren weder für d ie  Länder noch für d ie Sozia lversiche­

rungsträger ausreichend, um fü r e inen bestimmten Antrag e ines Anbieters e ine 

Bedarfsprüfung e indeutig beantworten zu können bzw. d ie  Anzahl der Plätze für 

e inen bestimmten Standort ableiten zu können.  Dies desha lb, wei l  d ie Plätze inner­

halb der Versorgungszonen n icht auf klei nteiligere Regionen heruntergebrochen 

waren .  

D ie  PVA nannte daraufh in i n  den  Bedarfsprüfungsverfahren überwiegend n icht d ie  

Anzah l  der benötigten Rehab i l itationsplätze , womit e ine kon krete Prüfung des Be­

darfs mittels  e ines Sol l-1st-Vergle ichs weitgehend unmögl ich war. Auch in den Ver­

trägen war tei lweise keine Platzzah l  enthalten .  

(3) Be i  der E inschätzung, welcher Ante i l  der Rehab i l itationsfälle ambulant betreut 

werden konnte, z ie lte der Rehab i l itationsplan i nsbesondere auf das Vermeiden 

sch lecht ausgelasteter Kapazitäten ab .  

(4) Der  Hauptverband und die PVA verfolgten versch iedene Strategien :  Die PVA 

baute im  ü berprüften Zeitraum d ie  ambulante Betreuung systematisch aus.72 Dem­

gegenüber schloss der Hauptverband led igl ich Verträge für e in  P i lotprojekt für e ine 

I nd i kation (Kardiologie) ab  und legte fest, vor Eva lu ierung des P i lotprojekts ke ine 

Erweiterung vorzunehmen.  Die Eva lu ierung dauerte zur Zeit der Gebarungsüber­

prüfung bereits mehrere Jahre a n .  Der Hauptverba nd wies i nsbesondere darauf 

h in, dass d ie Abgrenzung der a m bu lanten Rehabi l itation von der Krankenbehand­

lung noch nicht ausreichend geklärt sei .  

Der Rehabi l itationsplan enthie lt  nur  Vorgaben für d ie  ambu lante Rehab i l itation der 

"Phase 2", d . h . fü r e ine stationär-ersetzende ambulante Rehabi l itation .73 Die PVA 

führte jedoch auch ambulante Rehab i l itationen der "Phase 3" (d .h .  im  Anschluss an 

d ie stationäre Rehab i l itation ,  z .B .  im  neurologischen Bereich nach e inem Schlagan­

fa l l )  durch.  Eine Bedarfsp lanung dafür fehlte. 

(1) Der RH kritisierte, dass d ie P lanung für d ie ambulante Rehab i l itation n icht aus­

reichend war, um konkrete Entscheidungen an  bestimmten Standorten zu treffen .  

72 Bereits im Mai  2013 stellte die PVA in einer Übersicht dar, dass sie insgesamt S3 Vertragseinrichtungen für 

ambulante Rehabil itation in  zehn Indikationen anbieten konnte. Allerdings war keine Indikation in allen 

Bundesländern verfügbar, eine flächendeckende Versorgung war somit noch nicht erreicht. Eine Übersicht 

über Anträge bzw. Vorschläge von Anbietern über weitere Verträge zeigte sowohl mehrere angenommene 

Anträge als auch mehrere Ablehnungen; z.B. im zweiten Quartal 2014 neun Stel lungnahmen zu Betriebsbe­

wil l igungen, sechs Anträge zu Errichtungsbewilligungen und sechs Vertragsangebote. In diesem Quartal gab 

die PVA nur eine positive Stellu ngnahme ab. 

73 Rehabil itation der Phase 1 bedeutet die Akutbehandlung bzw. Frühmobilisation im Krankenhaus, Phase 2 

die stationäre oder stationär-ersetzende Rehabil itation, Phase 3 eine ambulante Rehabil itation zur Stabi l i­

sierung der in Phase 2 erreichten Erfolge und Phase 4 die langfristige ambulante Nachsorge ("Langzeitreha­

bilitation") in Eigenverantwortung der Patientin bzw. des Patienten. 
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Er wies erneut darauf h i n ,  dass am Beg inn e i nes Beschaffungs- bzw. Vergabevor­

gangs e ine nachvo l lz iehbare und  k lare E i nschätzung des Bedarfs stehen müsste 

und sah das Fehlen ei ner entsprechenden Festlegung a ls  e in  Compl iance-Risi ko . 

(2)  Der RH beurte i lte sowoh l  d ie  geri nge regiona le Differenzierung a ls  auch d ie  

Beschränkung auf ambu lante Rehab i l itation der Phase 2 kritisch. 

(3) Der RH kritisierte weiters, dass das Vorgehen zur  ambu lanten Rehab i l itation 

innerha l b  der Sozia lversicherungsträger n icht ausreichend abgestimmt war: Die 

Strategie der PVA untersch ied s ich wesentl ich von jener des Hauptverbands. 

(4) Der RH h ielt es weiters fü r kritisch, dass d ie Sozia lversicherung nicht d ie  kosten­

günstige Leistungserbringung, sondern d ie  Auslastung bestehender E inrichtungen 

als maßgebl iches Kriteri um fü r  d i e  P lanung des  künftigen Angebots formul iert 

hatte. 

Der RH empfah l  daher dem BMGF, dem Hauptverband und der PVA, besonderes 

Augenmerk auf die Bedarfspla nung der ambulanten Rehabil itation zu legen , das 

Vorgehen i nnerha lb der Soz ia lversicherung abzustimmen und medizin ische und 

wirtschaftl iche Kriterien ausgewogen zu berücks ichtigen . 

( 1 )  Das BMGF unterstützte i n  se i ner Stel lungnahme d ie  Empfeh lung des RH aus­

d rückl ich. Sowoh l  d ie  Länder a ls auch das BMGF würden i n  den derzeit laufenden 

Verhand lungen wiederholt auf das Erfordernis e iner P lanung der gesamten ambu­

lanten Rehabi l itation h inweisen  und e ine solche nachdrückl ich fordern. 

(2)  Der Hauptverband sagte i n  seiner Stel lungnahme zu,  zur Umsetzung d ieses sei­

nes Erachtens nach wichtigen Punktes beizutragen .  Es wäre dabei a l lerdi ngs auch 

auf d ie  Effiz ienz der i n  Rede stehenden Maßnahmen Bedacht zu nehmen.  Die Soz i­

a lversicherung erarbeite gerade e ine Strategie zur weiteren Vorgehensweise im 

Bereich der ambu lanten kard io logischen Phase 3-Rehab i l itation .  Nach dem derzei­

tigen Diskussionsstand sei n icht damit zu rechnen, dass d ie Rah menverträge des 

Hauptverbands unbefristet verlängert würden.  

(3) Laut Ste l lungnahme der PVA erfolge d ie  Bedarfsplanung der ambulanten Reha­

b i l itation unter der Leitung des Hauptverbands .  
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Vermengung analytischer Bedarfsprognose mit Angebotsplanung 

47.1 

47.2 

( 1) Aus dem geplanten Bedarf (z .B .  100 Betten für Neurologie i n  der Versorgungs­

zone Ost) ergab sich noch nicht zwingend e ine bestimmte Angebotsstruktu r; z .B .  

waren weiters m itbestimmend : 

- e in  konkreter Standort und das jewe i l ige Bundesland; 

- d ie  Anzah l  und d ie  Größe der E i nrichtungen (z .B .  e ine E in richtung m it 100 Bet­

ten oder zwei m it SO); oder 

- d ie Kombination m it anderen I nd i kationen (z .B .  Verbindung neurologischer Bet­

ten mit internistischen, um bei mehreren Symptomen e ine angemessene Ver­

sorgung sicherste l len zu können) .  

Derartige Fest legungen ("Angebotsp lanung") erfolgten im  Rehab i l itationsplan 2012 

grundsätz l ich n icht, da d ieser vornehm l ich auf die Auswertungen mediz in ischer 

Daten ("Bedarfsplanung") ausgerichtet war. 

Der im ÖSG seit 2013 entha ltene Tei l  über Rehabil itation zeigte nur den Gesamtbedarf 

für Österreich nach Indikationen abgebildet; eine Planung nach Regionen, Anzahl und 

Größe der E inrichtung bzw. Kombination von Indikationen war nicht enthalten.  Andere 

Planungsinstrumente oder Koord inationsmechanismen gab es nicht. 

(2) In e inzelnen Bereichen gingen auch E lemente der Angebotsp lanung in den Re­

hab i l itationsplan 2012 e in .  Im Bereich der ambu lanten Rehabilitation führte der 

Rehabi l itationsplan aus, es sei davon auszugehe n ,  dass s ich d ie  Entwicklung ambu­

lanter Rehabilitation zunächst auf d iese Regionen beschränken werde.14 Die B in­

dungswirkung d ieser "Annahme" blieb jedoch unk lar. I n  e inem Gutachten für das 

Land N iederösterre ich bestätigte d ie  GÖG (d ie den Rehab i l itationsp lan erstel lt 

hatte) einen Bedarf auch außerha lb  d ieser Zonen.  Gegenüber dem RH führte die 

GÖG aus, dass die Formul ierung im  Rehabi l itationsplan einen solchen Bedarf n icht 

ausschl ießen könne .  

Der  RH wies darauf h in ,  dass der Rehab i l itationsplan 2012  ledigl ich e ine  Prognose 

des nachgefragten Beda rfs darste l l te, nicht jedoch eine konkrete Angebotsp lanung 

enthielt . E r  kritis ierte, dass d iese Angebotsp lanung auch darüber h i naus  durch 

ke ine Institution nachvol lz iehbar bzw. dokumentiert erfolgte. Damit b l ieben für d ie  

74 Es biete sich - so der Rehabilitationsplan weiter - der Aufbau insbesondere in Ballungsräumen und größe­

ren Städten an, da hier das für die wirtschaftliche Führung erforderliche Mindestmaß an Patientinnen und 

Patienten eher realisierbar sei. Circa 75 % der österre ichischen Bevölkerung wohnten maximal 30 Minuten 

( Ind ividua lverkehr) von diesen Ballungsräumen und größeren Städten entfernt. 
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47.3 

Auswah l  von Vertragspartnern wesentl iche Kriter ien (z .B .  Größe, Standort)  offen.  

D ies  ste l lte auch aus Compl iance-Ges ichtspunkten e in  R is iko dar. 

Der RH empfah l  dem BMGF und  dem Hauptverband, darauf h inzuwirken, d ie  Be­

darfsp lanung des Rehab i l itationsplans durch e ine wi rksame Angebotsp lanung (z. B. 

h insichtl ich der Regionen, der Anzah l  und Größe der E in richtungen und der Struk­

turmerkmale wie z .B .  Kombination von bestimmten I nd i kationen) zu ergänzen. 

Dies könnte z . B. im ÖSG bzw. den RSG erfolgen .  

( 1 )  Wie  das BMGF in  seiner Ste l l ungnahme mittei lte, se i  d ie  Rehabi l itationsplanung 

Angelegenheit der Sozia lvers icherung, der Rehab i l itationsplan werde im  Auftrag 

des Hauptverbands erstel lt . Auch aus Sicht des BMGF sei d ie  Ergänzung der bishe­

rigen Rehab i l itationsplanung um eine Angebotsp lanung grundsätzl ich anzustreben.  

Dies sol le jedoch n icht im  ÖSG erfolgen .  

(2 )  Laut Ste l l ungnahme des Hauptverbands sei die vom RH angesprochene Proble­

matik Gegenstand der Beratungen zum F inanzausgleich gewesen.  Dem Wunsch 

nach wi rksamer Angebotsp lanung könne besonders dadurch Rechnung getragen 

werden, dass d ie  benötigten Leistungen bedarfsgerecht im Markt durch Vergabe­

verfahren an  d ie  Bestbietenden vergeben würden.  

Information über konkreten Bedarf 

48.1 

48.2 

Der Rehabi l itationsplan  war nach Besch lussfassung im Hauptverband öffentl ich zu­

gängl ich und enthie lt für d ie vier Versorgungszonen i n  Fünf-Jah res-Zeiträumen 

e ine Gesamtzah l  der benötigten Plätze je I nd ikation. Wann und für  welche Betten­

anzahl  e in  bestimmter Vers icherungsträger wo konkret e inen Vertragsabsch l uss 

anstrebte, wurde im überprüften Zeitraum n icht ausgeschr ieben. Stattdessen g ing 

e in  Vertragsabsch luss i n  der Regel von e inem Anbieter aus, der e inen bestimmten 

Standort, eine bestimmte Betriebsgröße und e inen Ze itplan vorsch lug. 

Tei lweise waren I nformationen aus dem Rehab i l itationsplan - wie in Bedarfsprü­

fungsverfahren ersichtl ich wurde - versch iedenen Pa rteien bereits vor der Veröf­

fentl ichung beka nnt. Bei den vom RH untersuchten Fä l len gab es e inen Fa l l, bei  

dem d ie PVA an  e inen bestimmten Anb ieter m it der B itte um e in  Vertragsangebot 

herantrat. 

Der RH wies kritisch darauf h i n, dass ein Anbieter, der frühzeitig I nformationen zur 

Bedarfshöhe ei nes Sozia lversicherungsträgers erhie lt, daraus ( insbesondere im 

H i nbl ick auf das Windhundprinzip, s iehe TZ 52) Vortei le erz ie len konnte. 
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Er wies weiters kritisch darauf hin,  dass d ie  I n itiative für einen neuen Vertragsab­

sch luss über d ie  Erbr ingung von Rehab i l itationsle istungen vom Anbieter d ieser 

Leistungen ausging. Die Sozia lversicherungsträger gestalteten somit d ie  Versorgung 

bzw. den Ausbau des Angebots n icht selbst, sondern waren von der Ze itp lanung 

der Anbieter abhängig. 

Der RH empfah l  dem Hauptverband sowie der PVA, a l len potenz ie l len Anbietern 

gleichzeitig den konkreten Bedarf für Rehab i l itationsp lätze beka nnt zu geben. Da­

bei könnten sowoh l  konkrete Vorgaben (Standort, Größe etc. )  gemacht werden 

oder d iese Entsche idungen bewusst untersch ied l ichen Konzepten der Anb ieter 

überlassen b le iben . 

(1 )  Laut Stel lungnahme des Hauptverbands sei d ie U msetzung der i n  der Empfeh­

lung des RH angesprochenen Anforderung Grund lage des laufenden Vergabever­

fahrens über Leistungen der K inderrehabi l itation .  Nach den Informationen des 

Hauptverbands sei e ine verb ind l i che Veröffentl ichung der e inschlägigen Inhalte im 

Rahmen der oben gesch i lderten Vere inba rung nach Art .  15a B-VG zu erwarten, d ie  

Planungen (ÖSG 2012, Rehab i l itationsplan )  se ien jetzt bereits auf der Website des 

BMGF öffentl ich. Die Ergebn isse der P lanungen würden im Rehabilitationsplan 2016 

pub l iz iert .  

(2)  Die PVA bezeichnete i n  ihrer Stel lungnahme d ie  Empfeh lung des RH a l s  nach­

vol l ziehbar. Die PVA habe durch die Entscheidung zur Durchführung von Vergabe­

verfahren e inen entscheidenden Schritt zu ihrer U msetzung gesetzt. 

Koordination zwischen land und Sozialvers icherung 

Unterschiedliche Kriterien bei Bedarfsprüfung 

49.1 (1 )  Sowoh l  d ie  E rrichtung a l s  a uch der Betrieb von Rehabi l itationseinrichtungen 

bedurften nach § 3 bzw. § 3a Kra n kenanstalten- und Kuransta ltengesetz (KAKuG) 

einer Bewi l l igung der Landesregierung. Diese setzte voraus, dass e in  Bedarf gege­

ben war 

- im H inbl ick auf das bere its bestehende Versorgungsangebot m it Kassenverträ­

gen, 

- zur Aufrechterhaltung e iner hochwertigen, ausgewogenen und a l lgemein zu­

gängl ichen Gesundheitsversorgung und 

- zur Wahrung des finanz ie l len Gle ichgewichts des Systems der soz ia len Sicher­

heit .  
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49.2 

Für  über Landesgesundheitsfonds abgerechnete Krankenansta lten (a lso n icht für 

Rehabi l itationsanstalten) war ein Bedarf gegeben, wenn die Errichtung dem - m it 

dem RSG abgestimmten - Landeskrankenansta ltenp lan entsprach.  

Für sonstige bettenführende Krankenanstalten bzw. ambulante E inrichtungen war 

e in  Bedarf gegeben, wenn  unter Berücksichtigung u .a .  der Ergebn isse der P lanun­

gen des jewe i l igen RSG h insichtl ich der ört l ichen Verhältn isse, der Auslastung be­

stehender E inrichtungen sowie der Entwickl ungstendenzen i n  der Medizin e ine 

wesentl iche Verbesserung des Versorgungsangebots nachgewiesen werden 

konnte. 

(2) Die Länder führten daher im E inzelfa l l  Erhebungen über andere bestehende 

E i nrichtungen, d ie  Vergleichbarkeit der Leistungen d ieser E i nrichtungen, deren 

Auslastung, Warteze iten und mögl iche finanz ie l le Auswirkungen der Errichtung 

weiterer E inrichtungen durch. Die Kriterien laut KAKuG waren sowohl  i nnerstaat­

l i ch a ls  auch zwischenstaatl ich gerichtl ich überprüfbar. 

Die E inha ltung des Rehabi l itati onsplans war e ine Bed i ngung für das Vorhandensein 

eines Bedarfs im  S inne des KAKuG bzw. der entsprechenden Landesgesetze. Die zur 

Erste l lung des Rehab i l itationsp lans verwendeten Analyse instrumente ( Prognose 

des Beda rfs für österreichweit vier Versorgungszonen in Fünf-Jahres-Zeiträumen)  

füh rten n icht notwend igerweise zum gleichen Ergebnis wie die regionale E inzelfa l l ­

prüfung von z .B .  Wartezeiten und Auslastungen in  bestehenden E in richtungen. 

(3)  Die Entscheidung über einen Vertragsabschl uss oblag den e inzelnen Sozia lversi­

cherungsträgern . Dabei waren neben dem Vorl iegen ei nes Beda rfs grundsätzl ich 

auch andere Ü berlegungen fü r die Auswah l  von Anb ietern re levant, z.B. b isherige 

Erfahrungen m it den Rechtsträgern in Qua l i tätssicherung und Abrechnung, E in­

schätzung der erwarteten Qua l ität der Leistungen, Überlegungen zum Standort 

oder auch ökonom ische Mindestgrößen von E in richtungen mit Bl ick auf d ie  jährl i ­

chen Tarifverhand lungen .  

Diese Kriterien waren für  d ie  Länder fü r d ie Beurte i l ung des Bedarfs n icht maßgeb­

lich. Umgekehrt führte die Bestätigung ei nes Bedarfs durch ein Land n icht zwin ­

gend zu e inem Vertragsabsch l uss. 

Der RH wies kritisch darauf h in ,  dass durch die para l le le  P lanung der Rehabi l itation 

im Auftrag des Hauptverbands  und der Bedarfsprüfungsverfahren der Länder so­

wie durch die Auswahl von Vertragspartnern durch d ie Soz ia lvers icherungsträger 

e ine Konsistenz der Entscheidungen und Kriterien n icht s ichergeste l l t  war. Dadurch 

war e in  e inheit l icher Vergabevorgang bzw. e ine Ausschreibung unter mehreren 
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49.3 

Wettbewerbern wesentl ich erschwert, was wiederum auch unter Compl iance-Ge­

s ichtspunkten nachte i l ig war. 

Der RH wiederholte daher se ine Empfeh lung an  das BMGF sowie den Hauptver­

band und d ie  AUVA, d ie  BVA und die PVA, auf e in  zwischen Soz ia lversicherung und 

ländern abgestimmtes und verbind l iches Verfahren zur Bedarfsplanung und -prü­

fung h inzuwirken . 

(1 )  Das BMGF unterstützte i n  seiner Ste l lungnahme d ie  Empfeh lung des RH .  Bund, 

länder und Sozia lversicherung würden sich i n  den derze itigen Verhandlungen zu 

e iner neuen Vere inbarung gemäß Art .  15a B-VG und e iner Revision des ÖSG damit  

beschäftigen .  

(2)  Der  Hauptverband verwies i n  seiner Stel lungnahme ebenfa l l s  auf  d ie  Verhand­

lungen ü ber  die Vere inba rungen nach Art .  15a B-VG , wobei auch die Jud ikatur der 

Höchstgerichte zu berücks ichtigen sei .  Die vorliegenden Entwürfe enthielten we­

sentl iche Ansatzpunkte für d ie  lösung der vom RH beschriebenen Probleme. Es 

werde in weiterer Folge von der par lamentarischen Behand lung abhängen ( insbe­

sondere von der Gesta ltung der Umsetzungsgesetze), inwieweit d ie  Empfeh l ung 

des RH umgesetzt werde; der  Hauptverband sei dafür bereit. 

(3) Die AUVA verwies i n  i h rer Ste l l ungnahme auf die Zuständ igkeit des Hauptver­

bands. Im Rahmen der mediz in ischen Rehab i l itation werde der Bedarf an Rehabi l i ­

tationsbetten je nach I nd ikation und geografischer Gegebenheit von den Trägern 

über den Hauptverband ermittelt. 

Sperrwirkung der Vorabfeststel lungsbescheide 

50.1 (1 )  Die landesgesetze enthielten Rege lungen darüber, wie lange ein potenzie l ler 

Anbieter von Rehabi l itations leistungen Zeit hatte , nach der Feststel lung ei nes Be­

darfs d ie  entsprechende E in richtung zu errichten bzw. i n  Betrieb zu nehmen. So­

lange war der Bedarf für d iesen Anb ieter " reserviert", andere Antragstel leri nnen 

oder Antragstel ler  konnten nicht m it e iner positiven Beda rfsfeststel lung rechnen.  

Die Fristen dafür waren je nach Bundesland untersch iedl ich geregelt. So war z .B .  i n  

Wien  e ine Frist von fünf J ahren vorgesehen, i n  der  Steiermark von e inem Jahr, i n  

Tirol und Vorarlberg konnte das land d ie  Frist im  Bescheid festsetzen .  

(2)  Ohne e ine entsprechende Absicht insbesondere der PVA, e inen  Vertrag m it e i ­

ner  Rehab i l itationse inrichtung a bzusch l ieße n ,  war e in  positiver Bedarfsprüfungs­

bescheid i n  der Regel wirtschaftl ich nicht ausreichend, um tatsächl ich e ine E in rich-
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50.2 

50.3 

tung zu errichten .  Dennoch entfalteten derartige Bescheide e ine Art "Sperrwirkung" 

für weitere Anträge . 

Der RH kritis ierte, dass d ie Zeiträume, während denen e in  positiver Bedarfsprü­

fungsbesche id andere Anbieter blockierte, zwischen den Ländern va ri ierten.  Der 

positive Bedarfsprüfungsbesche id sperrte die anderen Anbieter, auch wenn der 

Adressat des Genehmigungsbescheids tatsächl ich ke ine E inrichtung errichtete. 

Der RH empfah l  dem BMGF, d ie  Sperrwirkung positiver Bescheide über die Bedarfs­

prüfung zu überprüfen und auf e ine länderübergreifend e inheit l iche Rege lung h in­

zuwirken .  

Das BMGF verwies i n  se iner  Ste l l ungnahme auf d ie  laufenden Verhand lungen und 

Diskussionen über d ie Verbind l ichkeit der P lanung und Vere inheit l ichung der Ver­

fahren. 

Integration des Rehabil itationsplans in  die Regionalen Strukturpläne Gesundheit (RSG) 

51.1 

51.2 

51.3 

Der Rehab i l itationsplan ste l lte zunächst e in  Sachverständigengutachten im  Auftrag 

des Hauptverbands dar. Seit 2013 waren wesentl iche Inha lte des Rehab i l itations­

p lans aufgrund ei nes Besch lusses der Bundes-Zielsteuerungskommiss ion75 zudem 

auch Tei l  des ÖSG und sol lten daher i n  d ie  RSG auf Landesebene integriert werden.  

Tatsäch l ich enth ie lten d ie RSG jedoch keine P lanungsvorgaben zur Rehab i l itation.  

Dies auch deshalb,  wei l  der Rehabi l itationsp lan für vier Versorgungszonen erste l lt 

wurde, d ie  RSG aber für jedes B undesland zu erste l len waren .  Ke in  Bundesland war 

ermächtigt, den Zonenbedarf a uf d ie Bundesländer aufzute i len .  

Der RH kritis ierte, dass der i n  den ÖSG integrierte Rehab i l itationsplan noch n icht in  

den RSG umgesetzt war. Er  h ielt d ie  somit n icht verb ind l iche Bedarfsfeststel lung 

auch unter Compl iance-Gesichtspunkten für e i nen Ris i kofaktor. 

Der RH empfah l  dem BMGF, darauf h inzuwi rken, dass der Rehab i l itationsplan auch 

i n  d ie RSG i ntegriert wird .  

Das BMGF unterstützte i n  seiner Ste l l ungnahme d i e  Empfeh lung des RH .  Im  Auftrag 

der Soz ia lversicherung se i e in  Rehab i l itationsplan 2016 in Ausarbeitung und Ab­

stimmung. Soba ld  d ieser vorl iege, würden d ie zentra len Planungsaussagen in den 

ÖSG integrie rt werden.  Ü ber d ie I ntegration der Rehab i l itationsplanung in  d ie  RSG 

75 Die Bundes-Zielsteuerungskommission (B-ZK) war ein Organ der Bundesgesundheitsagentur. Dem Gre­

mium gehörten je vier Vertreter des Bundes, der Länder und der Sozialversicherung an. Beschlüsse wurden 

einvernehmlich gefasst. Zentrale Aufgabe der B-ZK war der Beschluss des Bundes-Zielsteuerungsvertrags . 

Die Aufgaben der B-ZK waren in Art. 12 der iSa-Vereinbarung Zielsteuerung Gesundheit geregelt. 

III-358 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 02 Hauptdok. Teil 2 (gescanntes Original)32 von 100

www.parlament.gv.at



ericht de Rechnungshofes R 
-

Compl iance im  Vergabe- und Persona l  bereich i n  der  Soz ia lversicherung H 

werde derzeit m it den Ländern und der Sozia lversicherung im  Rahmen der Arbei­

ten zur ÖSG-Revis ion beraten .  

Zeitpunkt der AntragsteIlung 

52.1 

52.2 

Die "Grundsätze und Empfeh l ungen für d ie  U msetzung des Rehab i l itations­

p lans 2012" (e in  Te i l  des Besch lusses der Bundes-Zielsteuerungskommiss ion) füh r­

ten aus :  "Wenn in  e iner  Versorgungszone in  der jewei l igen Ind ikation e in  Bedarf 

besteht, aber mehrere Vorhaben dazu schon bekannt s ind, dann gi lt  das ,Wi nd­

hundprinz ip' (Kriterium: Zeitpunkt der Antragste i l ung) .  In den Ste l lungnahmen sol­

len jedoch H inweise auf die weiteren Projekte gegeben werden ." 

Laut e inem Besch luss der  Bundes-Zielsteuerungskommission vom 28. Jun i  2013 

war bei G leichwertigkeit versch iedener, im selben Zeitraum beantragter Vorhaben 

für Rehab i l itationsei nrichtungen der Zeitpunkt der formal korrekten AntragsteI lung 

auf Errichtungsbewil l igung maßgebl ich , 16 Dass a l le  Anbieter gleichze itig a l le  Infor­

mationen erh ie lten, war n icht s ichergestel lt . 

Nach dem Prinzip der zeit l ichen Reihenfolge wäre sowoh l  fü r die Länder als auch 

für d ie  Sozia lversicherungsträger nur  der Zeitpunkt der AntragsteI lung im Landes­

verfahren das maßgebl iche Kriter ium für d ie  Entscheidung. Weder Preis noch Qua­

l ität noch Erreichbarkeit der E i nri chtung wären demnach zu berücks ichtigen .  Al ler­

d ings setzte d ies laut dem Besch luss der Bundes-Zielsteuerungskommission e ine 

n icht näher bestimmte Gle ichwertigkeit der Projekte voraus.  

Die von der PVA im Sommer 2015 e inberufene Expertengruppe (s iehe TZ 67) for­

derte e instimmig d ie  Aufhebung des Windhundpri nz ips . 

Der RH beurtei lte d ie  Beauftragung von Leistungserbringern für Rehabi l itation ge­

mäß der zeit l ichen Reihenfolge des E in la ngens des Antrags (Windhundprinzi p)  a ls  

n icht zweckmäßig. Es widersprach e iner sach l ichen Auswah l  des am besten geeig­

neten Vertragspartners, da es weder Preis- noch Qua l i tätsaspekte berücksichtigte. 

Das Abste l len a uf den Zeitpunkt der  Antragste I lung war auch kei n  geeignetes Krite­

r ium, um e ine rasche Versorgung herzuste l len, da d ie  AntragsteI lung noch keine 

zeitnahe Umsetzung garantierte. Der RH sah i n  der Anwendung des Windhundprin­

z ips auch ein erhöhtes Compl iance-Ris i ko, wei l  ein früher (oder vorzeitiger) Erhalt 

der I nformation über d ie  E i nschätzung des Bedarfs für d ie  Anb ieter e inen wirt­

schaftl ichen Vorte i l  bewirkte. 

76 Dieses Prinzip der zeitlichen Reihenfolge galt sowohl dann, wenn es um mehrere Vorhaben in einem Land 
ging, als auch dann, wenn es um mehrere Vorhaben in verschiedenen Ländern einer Versorgungszone ging. 
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52.3 

Der RH empfah l  daher dem Hauptverband und der AUVA, der BVA und der PVA, der 

Auswah l  der Anbieter sach l iche Kriterien und n icht aussch l ießl ich d ie zeit l iche Re i­

henfolge e ines Antrags zugrunde zu legen . 

( 1 )  Der Hauptverband wies i n  seiner Ste l lungnahme darauf h in ,  dass derzeit e in  

Vergabeverfahren (K inderrehab i l itation)  laufe, i n  dem versucht werde, d ie  Empfeh­

lung des RH umzusetzen, und i n  dem bereits wertvo l le Erfahrungen gemacht wor­

den seien . Ü ber den Weg von Vergabeverfahren würde das auch vom RH zu Recht 

kritisierte Windhund pri nz ip obsolet .  Die weitere Entwick lung werde von den Um­

setzungsgesetzen zur iSa-Vere i nbarung zur F inanzierung des  Gesundheitssystems 

abhängen.  

(2)  Die AUVA und d ie  BVA verwiesen i n  ihren Ste l l ungnahmen auf d ie  Zuständ igkeit 

des Hauptverbands bzw. d ie  besondere Bedeutung der PVA a ls größter Anbieterin .  

(3) Laut Stel lungnahme der PVA komme sie mit d e r  Beauftragung d e r  gegenständ­

l ichen Leistungen nach Durchführung ei nes Vergabeverfahrens der Empfeh lung des 

RH bereits nach.  

Stellungnahmeverfahren 

53.1 ( 1 )  Nach § 3 Abs. 6 KAKuG hatte die Landesgesetzgebung vorzusehen, dass i n  den 

Bewi l l igungsverfahren zur Errichtung e iner Krankenanstalt und im Verfahren zur 

Vorabfestste l l ung des Bedarfs u .a .  auch betroffene Soz ia lversicherungsträger h in­

sichtl ich des zu prüfenden Bedarfs ParteisteI lung haben.  

Nach e inem Besch luss der Bundes-Zie lsteuerungskommission vom 28. Jun i  2013 

sol lten die Bedarfsprüfungsverfahren h i nsichtl ich der Vorgaben der Länder verein­

heitl icht werden.  I nsbesondere sol lte der Hauptverband einbezogen und die bun­

desweite Rehab i l itations-Evidenz genutzt werden sowie e ine gegenseitige I nfor­

mation und Konsu ltation der  betroffenen Länder und e ine bundesweite 

Koord in ierung im Wege der Bundes-Zielsteuerungskommission erfolgen .  

Dennoch setzten d ie e i nzelnen  Landesgesetze d ie Regelung des KAKuG unter­

sch iedl ich um :  So hatte z . B. i n  N iederösterreich der Hauptverband ParteisteI l ung, 

i n  den übrigen Ländern n icht. E i n ige Länder schrieben den Hauptverband als Koor­

d inator verschiedener Sozia lversicherungsträger an,  andere d i rekt d ie  entspre­

chenden Soz ia lversicherungsträger. 
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53.2 

(2)  Auch d ie  Sozia lversicherungsträger g ingen untersch ied l ich mit i h ren Ste l lung­

nahmen im Beda rfsprüfungsverfahren um :77 

Die PVA überm ittelte in der Regel i h re Stel l ungnahme d i rekt an das Land .  Laut An­

gaben der PVA sei andernfa l l s  n icht sichergestel lt, dass der Hauptverband i h rer 

Ste l l ungnahme ausreichendes Gewicht e i n räume. Der Hauptverband sei von der 

Anzah l  der Träger und dem Fokus seiner Tätigkeit hauptsächl ich auf Krankenversi­

cherungsträger ausgerichtet, d ie  PVA se i  aber im  Rehab i l itationsbereich der größte 

Anbieter. 

Während die Länder i n  der Regel d ie  Sozia lversicherungsträger um Stel l ungnahme 

hinsichtl ich konkreter Fragestel l ungen zur Beda rfsbeurtei lung (z .B .  Verfügba rke it 

und Wartezeiten von E in richtungen in  der Nähe der Antragstel leri nnen und Antrag­

ste l ler) ersuchten, reagierte d ie PVA (und auch die AUVA und die BVA) in der Regel, 

indem sie einen Bedarf entweder  befürwortete oder ablehnte. Die Gründe der So­

z ia lversicherungsträger ( i nsbesondere der PVA) waren aus den Stellungnahmen oft 

nicht erkennbar. Die konkreten Fragen beantworteten die Soz ia lversicherungsträ­

ger meist n icht .  Tei lweise gab die PVA auch andere Gründe a ls  d ie nach dem KAKuG 

für die Entscheidung des Landes relevanten an (z .B .  die Kombination  verschiedener 

I nd i kationen an  e inem Standort, sogenannte IIZentrumslösung").  

(1) Der RH  kritis ierte, dass entgegen dem Besch l uss der Bundes-Zie lsteuerungs­

kommission d ie  Vorgehensweise zur E inholung von Stel l ungnahmen von den Sozi­

a lversicherungsträgern im Bedarfsprüfungsverfahren zwischen den e inzelnen Lä n­

dern immer noch untersch iedl ich war. 

Der RH empfah l  dem BMGF, darauf h inzuwirken, dass d ie  Stel lungnahmeverfahren 

für  d ie  Beda rfsprüfungen von Rehab i l itationse inrichtungen e inheit l ich geregelt 

werden.  

(2) Der RH kritisierte auch, dass das Ste l lungnahmeverfahren der Sozia lvers iche­

rungsträger i n  den Bedarfsprüfu ngsverfahren der Länder nur  unzureichend zur Ko­

ord in ierung zwischen Sozia lversicherungsträgern und  Ländern beitrug. Dies lag 

nach Ansicht des RH zum einen daran, dass d ie  Soz ia lversicherungsträger d ie  von 

den Ländern geste l lten Fragen n icht beantworteten, und stattdessen andere As­

pekte vorbrachten .  Zum anderen gelang es den Sozialversicherungsträgern, i nsbe­

sondere der PVA und dem Hauptverband, n icht, e ine abgestimmte oder zumindest 

koord in ierte Stel lungnahme abzugeben. 

71 Die Stellungnahmen waren in der Regel an das Büro delegiert. (N ur) Bei der PVA waren die Stel lungnahmen 

von der Obfrau bzw. vom Obmann gegenzuzeichnen, obwohl das Thema an  das Büro delegiert war. Welche 
Rolle Obfrau bzw. Obmann dabei genau ei nnahmen, war für den RH nicht eindeutig erkennbar. 
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53.3 

Der RH beurtei lte beide Aspekte auch unter Compl iance-Gesichtspunkten seh r kri­

tisch : Die Begründung der Bewertung der Sozia lversicherungsträger durch konkrete 

Daten bzw. Antworten auf d ie spezifischen Fragen der Länder und d ie  wechselsei­

tige P laus ib i l i s ierung durch die Koord ination der Soz ia lversicherungsträger unterei­

nander könnten wesentl ich zu e iner Versachl ichung und Qua l itätss icherung der 

Stel lungnahmen beitragen .  

Der  RH empfah l  der  PVA, d ie Koord inationsfunktion des Hauptverbands zu nutzen 

und Stel lungnahmen über d iesen abzugeben.  Er  empfah l  sch l ießl ich dem Ha upt­

verband, der AUVA, der BVA und der PVA, bei den Ste l lungnahmen mögl ichst auf 

d ie  konkreten Frageste l l ungen des jewei l igen Landes ei nzugehen und die Ausfüh­

rungen zu begründen . 

(1 )  Das BMGF verwies i n  seiner Stel lungnahme auf d ie  laufenden Verhand lungen 

über d ie  Verbind l ichkeit der Planung und Vere inheit l ichung der Verfahren .  

(2)  Der Hauptverband verwies i n seiner Ste l l ungnahme ebenfa l l s  auf diese Ver­

hand lungen .  Die Überlegungen hätten u .a . dazu gefüh rt, das Beda rfsprüfungsver­

fahren der Länder an die Ergebn isse der Vergabeverfahren der Sozia lversicherung 

zu binden, um keine Pa ra l le lverfahren mehr führen zu müssen. Es werde von der 

gesetzl ichen Umsetzung abhängen, inwieweit d ieser Empfeh lung des RH Rechnung 

getragen werde. 

Die Fragen der Länder würden n icht se lten ei ngehende Erhebungen voraussetzen,  

d ie  im Rahmen der gegebenen Fristen bzw. auf Basis der vorhandenen Datenbe­

stände n icht lei stba r seien. Aus Sicht des Hauptverbands wäre es Aufgabe des je­

wei l igen Beda rfsprüfungsverfahrens bzw. a l lgemeine Aufgabe im Gesundheitswe­

sen, d ie  entscheidungswesentl ichen Grund lagen auch i n  d iesem Zusammenhang 

zusammenzuste l len .  Erst auf deren Bas is  wären die zuständ igen Stel len um ihre 

Standpunkte zu befragen, n icht jedoch aus den Ste l lungnahmen der Betroffenen 

erst die sachverha ltswesentl ichen Grundlagen zu ermitteln . 

(3) Wie d ie  AUVA in  i h rer Stel lungnahme m ittei lte, sei bei d ieser Empfeh lung der 

Hauptverband m it seiner Koord inations- und Steuerungsfunktion  gefordert .  

(4) Laut Stel l ungnahme der PVA könne s ie n icht nachvol lz iehen, auf welche " kon­

kreten Frageste l lungen" des jewei l igen Landes einzugehen se i .  Bedarfsaussagen 

der PVA würden sich aussch l ießl ich auf den jewei ls aktuel len Rehabi l itationsp lan  

gründen .  S i e  würde d ie  Koord inationsfun ktion des  Hauptverbands nur  nutzen, 

wenn  der Hauptverband ih re Ste l lungnahme (auch wegen ih rer e igenständ igen 

ParteisteI lung i n  den meisten Ländern) unverändert - und als Aussage der PVA aus­

gewiesen - übernehme. E i ne abgestimmte Ste l lungnahme - wie d ies offenbar dem 
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53.4 

RH vorschwebe - im S inne e iner e inheitl i chen Ste l lungnahme a l ler  Träger erscheine 

h ingegen n icht praktikabel, hätten doch d ie  verschiedenen Träger untersch iedl iche 

Bedarfse inschätzungen - bezogen auf den eigenen Träger - zu vertreten .  

Der RH wies d ie  PVA erneut darauf h in ,  dass d i e  Länder i n  d e r  Regel d ie  Sozia lversi­

cherungsträger um Ste l lungnahme h insichtl ich konkreter Frageste l lungen zur Be­

darfsbeurte i lung (z .B.  Verfügbarkeit von E inrichtungen i n  der Nähe der Antragstel­

lerinnen und Antragste l ler, konkretes Leistungsangebot) ersuchten .  Es war Aufgabe 

der Länder, auf Basis d ieser Deta i l informationen (gegebenenfa l l s  unter Heranz ie­

hung e iner oder e ines Sachverständ igen) d ie positive oder negative Entscheidung 

über den Beda rf zu treffen .  Das Unterlassen konkreter Antworten darauf  er­

schwerte den Ländern d ie  ordnungsgemäße Verfahrensdurchführung. 

Der RH wies weiters darauf h in, dass d ie  PVA entgegen i h ren nunmehrigen Ausfüh­

rungen keineswegs a l le  Stel l ungnahmen zur Bedarfsbeurte i lung auf den Rehab i l ita­

tionsplan gründete (s iehe TZ 66) und auch i n  der Stel l ungnahme an  den RH aus­

drückl ich d ie  Verb ind l i chkeit des Rehab i l itationsp lans a blehnte und  auf d ie 

Notwend igkeit der F lex ib i l ität h i nwies (Ste l lungnahme zu TZ 43) . 

Im  Zusammenhang mit den Schwierigkeiten der PVA, die konkreten Fragestel lungen 

der jeweiligen Länder nachzuvol lziehen, verwies der RH auf seine Kritik in TZ 65, wo­

nach die i nterne Zuständigkeitsvertei lung in der PVA einen umfassenden Informations­

austausch erschwerte. 

Der RH betonte weiters, dass e ine abgestimmte Stel l ungnahme der Sozia lversiche­

rungsträger deren Gewicht im  Bewi l l igungsverfahren woh l erhöhen würde. Der RH 

hegte nur  wenig Zweifel ,  dass  es der PVA bei ü berzeugender Argumentation gel i n­

gen würde, im  Hauptverband Gehör zu finden.  Der RH verb l ieb daher bei seiner 

Empfeh lung.  

Feststellung des Ist-Standes 

54.1 Dem Sol l-Stand des Rehab i l itationsplans war konzeptionel l  der Ist-Stand der Plätze 

gegenüberzuste l len .  Dabei waren sowoh l  d ie bereits errichteten a ls  auch d ie  bewi l­

l igten Plätze und d ie  i n  laufenden Verfahren beantragten Plätze für d ie  gesamte 

Versorgungszone zu berücksichtigen .  

I n  Besch lüssen der Bundes-Zielsteuerungskommission bzw. im  Rahmen der  Erstel­

lung des Reha b i l itationsplans war dazu d ie  Rehab i l i tations-Evidenz geschaffen 

worden.  Dort sol lten z .B .  Anträge auf Errichtung e iner Krankenanstalt m it den re le­

vanten Betten- bzw. Platzza h len  sowie der jewei l ige Verfahrensstand e ingetragen 
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werden.  Die Soz ia lversicherungsträger, die GÖG und d ie  Länder sollten die Evidenz 

a ktuel l  ha lten und hatten dementsprechend auch Zugang dazu.  

Die Rehab i l itations-Evidenz war nur  auf aktuel le Stände von Betten bzw. Plätzen 

ausgerichtet, h istorische I st-Stände waren n icht ableitbar. Es gab mehrere Verfah­

ren,  bei denen schon seit längerer Ze it keine Zwischenergebnisse e ingetragen wa­

ren .  Sch l ießl ich gab es ein ige E i n richtungen, bei denen der I st-Stand im H i nblick auf 

d ie  aktue l le  Situation (z .B .  Sch l ießungen, Persona lschlüssel, Umbauten etc. )  n icht 

aktuel l  aus der Rehab i l itations-Evidenz zu erkennen war. 

Der RH bewertete d ie  I n itiative zur Erste l l ung der Rehab i l itations-Evidenz positiv, 

kritisierte jedoch, dass d ie  Aktual ität und Korrektheit der Daten verbesserungswür­

d ig war. 

Er empfah l  dem BMGF, der PVA und dem Hauptverband, gemeinsam m it den Län­

dern auf Verbesserungen der Rehab i l itations-Evidenz h inzuwirken .  

Das  BMGF, der  Hauptverband und d ie  PVA unterstützen i n  ihren Stel lungnahmen 

d ie Empfeh lung des RH. 

Stel lung der Gesundheit Österreich GmbH (GÖG) 

55.1 ( 1 )  Im  Bedarfsprüfungsverfahren hatte das Land e in  Gutachten der GÖG oder eines 

vergleichbaren P lanungsinstituts sowie e ine begründete Stel lungnahme der jewei­

l igen Landesgesundheitsplattform78 zum Vorl iegen der Kriterien gemäß § 3 KAKuG 

einzuholen.  

Die GÖG hatte somit eine Doppelro l le :  S ie erstel lte im  Auftrag des Hauptverbands 

den Rehab i l itationsplan und im  Auftrag der jewe i l igen Länder Gutachten über das 

Vorl iegen e iner wesent l ichen Verbesserung des Versorgungsangebots im E inzelfa l l .  

Aufgrund der  unterschiedl ichen Kriterien kam es zu untersch iedl ichen Resu ltaten 

im E i nzelfa l l .  

( 2 )  Den Sozia lversicherungsträgern kam im Verfahren der Länder in der  Regel ParteisteI­

lung zu; im Gegensatz dazu war die GÖG Sachverständige. Im Fa l le unterschied l icher 

Stel lungnahmen war daher in der Regel das Gutachten der GÖG maßgebl ich . Dies, ob­

wohl die Grundlage der Stel lungnahmen - der Rehabi l itationsplan - im Auftrag des 

Hauptverbands von der GÖG erstellt wurde.  

18 Die Landesgesundheitsplattform war ein Organ des Landesgesundheitsfonds. 
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Für den RH war es grundsätzl ich nachvol lz iehbar, dass e ine ei nheit l iche Ste l le  die 

fachl iche Beurte i lung zum Vorl iegen eines Bedarfs vornehmen sol lte. Er  wies je­

doch darauf h in, dass d ie  GÖG dabei untersch ied l iche Kriterien anzuwenden hatte 

und für untersch iedl iche Auftraggeber (Hauptverband bei der Erarbeitung des Re­

hab i l itationsplans, Länder bei den Gutachten im  Bedarfsprüfungsverfah ren nach 

KAKuG) arbeitete. E ine Konsistenz der Entscheidungen war damit n icht s icherge­

ste l lt .  

Der RH verwies auf seine Empfeh lung an  das BMGF sowie den Hauptverband und 

d ie  AUVA, d ie  BVA und die PVA, auf e in  zwischen Sozia lversicherungsträgern und 

Ländern abgestimmtes und verb ind l iches Verfahren zur Bedarfsplanung und -prü­

fung h i nzuwirken . 

( 1 )  Das BMGF unterstützte i n  seiner  Stel l ungnahme d ie  Empfeh lung des RH und 

verwies auf d ie  laufenden Verhandlungen. 

(2)  Der Hauptverband verwies ebenfa l l s  auf die Verhand lungen über die Vere inba­

rungen nach Art .  15a B-VG, wobei auch d ie  Jud ikatur der Höchstgerichte zu be­

rücksichtigen sei. Die vorl iegenden Entwürfe enthielten wesentl iche Ansatzpunkte 

für die Lösung der vom RH beschriebenen Probleme. Es werde in weiterer Folge 

von der parlamentarischen Behand lung abhängen ( insbesondere von der Gesta l­

tung der U msetzungsgesetze), i nwieweit die Empfehlung des RH umgesetzt werde, 

der Hauptverband sei dafür bereit. 

(3) Laut Ste l lungnahme der AUVA sei s ie nur für jene Personen zuständ ig, die e inen 

Arbe itsunfa l l  oder e ine Berufskrankheit erl itten hätten .  Daher sei auch der Bedarf 

bekannt.  E ine E rweiterung des Kurangebots erfolge über den Beitritt zu e inem Rah­

menvertrag, der über den Hauptverband geregelt werde. 

Auswirkungen der mangelnden Koordination 

56.1 In den vom RH ana lysierten Fä l len (s ieben Bedarfsbereiche, jewei l s  defin iert durch 

die Versorgungszone, die I nd i kation und die stationäre bzw. ambu lante Leistungs­

erbringung) kam es in d rei Bereichen zu untersch ied l ichen Beda rfseinschätzungen 

zwischen Ländern und PVA, i n  zwei Bereichen verwies die PVA auf Kriterien außer­

ha lb  des KAKuG und i n  zwei Bereichen stimmten die E inschätzung des jewei l igen 

Landes und der PVA überei n . In e iner Re ihe von Fä l len waren in  der PVA ke ine 

Aufzeichnungen über den Ausgang bzw. den Verfahrensstand der Landesverfahren 

vorhanden.  
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56.2 Angesichts d ieser Ergebn isse von Auftragsvergaben wies der RH zusammenfassend 

kritisch darauf h in ,  dass die Entscheidungsprozesse bei den Ländern zur Beda rfs­

prüfung und den Sozia lversicherungsträgern zum Vertragsabsch luss para l le l  abl ie­

fen .  Dabei kamen untersch iedl iche Kriterien zum E insatz. Dies konnte aufgrund der 

Sperrwi rkung der Bedarfsprüfungsbescheide dazu führen, dass über e inen länge­

ren Ze itraum e in  bestehender Bedarf n icht gedeckt werden konnte. 

Die Koord inations instrumente - eine gemeinsame P lanung, die Festlegung der zeit­

l ichen Re ihenfolge a l s  Auswah lkriteri um, d ie Ste l lungnahmerechte im  Verfahren, 

d ie  E inführung der Rehab i l itationsevidenz und d ie  Nutzung e iner gemeinsamen 

Gutachterin bzw. ei nes gemeinsamen Gutachters - waren nicht ausreichend bzw. 

n icht zweckmäßig. 

Die mangelnde Abstimmung zwischen Ländern und Soz ia lversicherungsträgern war 

daher e in  wesentl iches H indern is  für e ine zweckmäßige Planung und Erbri ngung 

von Rehab i l itationsle istungen. 

Grundlegende Ausgestaltung der Vertragsbeziehung 

Rahmenverträge und bilaterale Verträge 

57.1 

57.2 

Zur Zeit der Gebarungsüberprüfung bestanden einerseits b i latera le  Verträge (zwi­

schen Sozia lversicherungsträger und Anb ieter) und andererseits Rahmenverträge 

zwischen Hauptverband und Anbietern, denen ansch l ießend ei nzelne Sozia lvers i­

cherungsträger beitraten . 

Der Hauptverband konnte Rahmenverträge ledigl ich im Auftrag der Sozia lversiche­

rungsträger abschl ießen, eine a l le in ige Kompetenz des Hauptverbands bestand 

n icht .  Die e i nzelnen Sozia lversicherungsträger waren auch n icht verpfl ichtet, d ie  

b i latera len Verträge gle ich lautend mit den Rahmenverträgen des Hauptverbands 

zu gesta lten .  Tatsächl ich bestand jedoch im überprüften Zeitraum weitgehende i n­

ha ltl iche Kongruenz zwischen den bi latera len Verträgen und den Rah menverträgen 

für den stationären Bere ich .  

Im  Bereich der ambulanten Rehab i l itation gab es i n  mehreren I nd i kationen nur  b i­

latera le  Verträge, wei l  der Hauptverband nur  für kard io logische ambulante Rehabi­

l itation Verträge abgesch lossen hatte, die PVA dagegen für zah l reiche Ind ikationen 

e ine umfassende Versorgung aufbauen wollte. 

Der RH wies darauf h i n ,  dass eine k lare Vertragsstruktur - auch unter Compl iance­

Ges ichtspunkten - eine wesentl iche Voraussetzung fü r den ordnungsgemäßen Ab-
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l auf von Beschaffungsprozessen war. Nach Ansicht des RH war das Nebeneinander 

von bi latera len Verträgen und Rahmenverträgen ohne klare Abgrenzung,  welchem 

Zweck welche Vertragsstruktur d ienen sol lte , unzweckmäßig. 

Der RH empfah l  dem Hauptverband sowie der AUVA, der BVA und der PVA, grund­

sätzl ich aussch l ießl ich Rahmenverträge zu nutzen und nur bei besonderen Umstän­

den b i latera le Verträge abzusch l ießen .  

( 1 )  Der Hauptverband wies i n  se iner  Ste l lungnahme auf das laufende Vergabever­

fahren über Leistungen der K inderrehabi l itation h i n ,  dessen Erfah rungen in  d ie  

weitere Vorgangsweise einfließen würden.  

(2)  Laut Stel lungnahme der AUVA bed iene s ie sich überwiegend jener Kurein rich­

tungen ,  d ie  e inen Rahmenvertrag m it dem Hauptverband hätten .  I n  zwei Fäl len 

gebe es b i latera le  Verträge,  um besondere Bedürfn isse abzudecken (Querschn itt ,  

Schädel-H i rn-Patientinnen und -Patienten ,  Haut- und Atemwegserkran kte ) ,  d ie  

sonst n icht oder erhebl ich teu rer angeboten würden.  

(3) Laut Ste l lungnahme der PVA könne s ie der Empfeh lung des RH  wegen der E igen­

ständigkeit und Gebarungshoheit der PVA nicht folgen .  Bestehe Bedarf nur bei ei­

nem Träger, sei der Nutzen des Abschlusses eines Rahmenvertrags durch den 

Hauptverband nicht erkennbar. Dem Hauptverband feh lten Ressourcen und Kapa­

zitäten für entsprechende Vergabeverfahren .  Eine a l le in ige Vertragsabsch l usskom­

petenz beim Hauptverband berge das R is iko ,  dass die I nteressen der e inze lnen So­

zia lversicherungsträger n icht berücksichtigt würden .  Da der Hauptverband sel bst 

keine  Versicherten habe,  das Know-how über d ie  i nha lt l iche Ausgestaltung von 

Gesundheitsd ienstle istungen bei den jewei l igen Trägern wesentl ich umfassender 

sei und auch die F inanzierung der Maßnahmen durch d iese erfolge, l iege darin 

auch ein Compl iance-Risiko. Die einzelnen Träger könnten gegebenenfa l l s  d ie  er­

forderl iche Versorgung ihrer  Versicherten nicht aufrecht erhalten. 

Der RH wies gegenüber der PVA darauf h i n ,  dass seiner Ansicht nach ein Bedarf, der 

nur  bei e i nzelnen Trägern bestand , d ie  Ausnahme bi ldete. Von ei ner Koord in ierung 

erwartete sich der RH einen I nteressenausgleich , der naturgemäß bedi ngt, dass 

sich e i nzelne Versicherungsträger nicht in a l len  Fä l len durchsetzen werden . Von 

einer Zuordnung der maßgebl ichen Kompetenzen und Ressourcen in Vergabeange­

legenheiten im Hauptverband erwartete der RH Synergie n ,  die bei sepa raten Ver­

gabeverfahren i n  einzelnen Versicherungsträgern nicht rea l isiert werden konnten. 

Für Sonderfä l le  hatte der RH in seiner Empfeh lung ausdrückl ich die Mögl ichkeit 

b i latera ler Verträge offen gelassen. Der RH verbl ieb daher bei seiner Empfeh lung. 
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58.1 

58.2 

(1 )  Die vom Hauptverband und den Soz ia lversicherungsträgern verwendeten Ver­

tragstexte enthie lten ke ine Aussage, ob e in  Verrechnungs- oder Leistungsvertrag 

vorlag. 

Die Verträge enth ie lten weder  eine Auslastungsgarantie der Sozia lversicherungs­

träger, noch ga rantierten die Anb ieter e ine bestimmte Versorgungswi rkung bzw. 

freie Betten .  

( 2 )  Im  Anhang z u  den Verträgen waren med izi nische Leistungsprofi le gerege lt, d ie 

Strukturvorgaben enthielten, z .B .  e ine bestimmte personel le und räum l iche Aus­

stattung. Diese bezog sich n icht nu r  auf d ie  vom Sozia lversicherungsträger nachge­

fragte Bettenka pazität, sondern auf die Gesamtbettenanzah l  der jewei l igen E inrich­

tung.79 

(3) Die Verträge waren unbefristet abgesch lossen, e ine Künd igung war jähr l ich 

auch ohne Angabe von Gründen mögl ich. Sanktionen für den Fa l l  von Verstößen 

gegen die Leistungsprofi le waren n icht geregelt. Die PVA verhängte tei lweise Sank­

tionen ( insbesondere Reduktionen der Patientenzuweisung, gegebenenfa l l s  Ver­

tragskünd igungen) .  

I n  e inem Fa l l  nahm d ie  PVA e ine Vertragskünd igung vor, sch loss jedoch nach e iner  

Klage des Vertragspartners auf Bas is  e ines gerichtl ichen Vergleichs m it i hm erneut 

einen Vertrag ab. Ein Argument dafür war das rechtl iche R is iko mangels vertragl i ­

cher Rege lung der Sanktionen.  

Der RH wies erneut darauf h in ,  dass e ine k lare Vertragsstruktur - auch unter Com­

p l iance-Gesichtspunkten - e ine wesentl iche Voraussetzung fü r den ordnungsge­

mäßen Ablauf von Beschaffungsprozessen war. 

Der RH wies kritisch darauf h i n, dass d ie  Verträge vom Hauptverband und den So­

zia lversicherungsträgern weder e indeutig als Verrechnungs- noch a ls Dienst leis­

tungsvertrag gekennzeichnet waren, wesha lb  unk lar  war, ob und i n  welchem Um­

fang das Vergaberecht anwendbar  war. E i nerseits bestand keine Verpfl ichtung, 

bestimmte Kapazitäten fre izuha lten oder bestimmte Zuweisungen vorzunehmen, 

19 Die PVA unterzeichnete im überprüften Zeitraum mehrere Letter of Intent. Darin bestätigte sie gegenüber 

jeweils einem bestimmten Anbieter ein grundsätzliches Interesse, bei Vorliegen der entsprechenden 

Voraussetzungen (insbesondere der behördlichen Bewilligungen) in Verhandlungen über einen Vertragsab­

schluss einzutreten. Dies erfolgte in der Regel auf Wunsch der Anbieter und d iente als Grundlage für eine 

etwaige Finanzierung von Anfangsinvestitionen. Die Letter of Intent waren so abgeschlossen, dass aus ihnen 

kein Rechtsanspruch auf Vertragsabschluss ableitbar war. 

III-358 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 02 Hauptdok. Teil 2 (gescanntes Original)42 von 100

www.parlament.gv.at



Bericht des Rechnungshofes R 
-

Compl iance im  Vergabe- und Personalbereich i n  der Sozia lversicherung H 

58.3 

andererseits gab es klare Qua l itätsrege ln, jedoch keine Rege lungen über die Sank­

tion bei deren Verletzung. 

Er  empfah l  der AUVA, der BVA, der PVA und dem Hauptverband, d ie  Verträge k lar 

a l s  Verrechnungs- oder Leistungsverträge zu kennzeichnen . Er  empfah l  weiters, 

e ine Regelung über Sanktionen bei Verstößen gegen d ie  Leistungsvorgaben aufzu­

nehmen . 

(1 )  Der Hauptverband verwies i n  seiner Stel lungnahme zunächst auf das laufende 

Vergabeverfahren über Leistungen der  Kinderrehab i l itation, dessen Erfahrungen in 

die weitere Vorgangsweise ei nfl ießen würden.  Bloße Verrechnungsverträge strebe 

der Hauptverband n icht an, da dort keine Dienstle istungsverpfl ichtungen (z .B .  Be­

triebspfl icht, Aufnahmepfl icht bestimmter Patientengruppen usw. ) entha lten sein 

könnten .  Das g inge zu Lasten der Patientinnen und Patienten. E ine bloße Verrech­

nungsmögl ichkeit, ohne dabei  auch d ie  Verpfl ichtung zu e insch lägiger Qua l ität zu 

vereinbaren, sei unzweckmäßig. Andererseits sol lten keine Verpfl ichtungen der So­

z ia lversicherungsträger zur Zuweisung von Patientinnen und Patienten entstehen.  

Für Zuweisungen sol lte der Beda rf nach Behand lungen und n icht d ie  (a l lenfa l l s  zu 

fü l lende) Kapaz ität von Anbietern re levant se in .  Die vom RH empfohlene Vorgangs­

weise, Ka lkulationen a l s  G rund lage für Tarife zu verwenden, sei bereits in das Ver­

gabeverfahren K inderrehab i l itation e ingeflossen und auch gerichtl i ch anerkannt 

worden .  Al lerd ings sei der Gedanke e inhe it l icher Ta rife mit der Basis von Normkos­

ten wirtschaftlich zu h interfrage n :  Das bereits mehrfach zitierte Vergabeverfahren 

zeige, dass Anbieter sehr untersch ied l iche Kostenstrukturen aufwiesen, d ie  sich 

naturgemäß auch i n  untersch ied l ichen Angeboten n iedersch lagen würden. E in­

heitstarife (Normkosten)  könnten dem n icht Rechnung tragen .  Auch Sanktionen im  

Fal l  von Vertragsverletzungen seien I nha lt des laufenden Vergabeverfahrens. 

(2)  Laut Stel lungnahme der AUVA würden Rahmenverträge über den Hauptver­

band abgeschlossen .  

(3) Die BVA sagte in  ihrer Ste l lungnahme zu,  d ie  Empfeh lung zur k laren Kennzeich­

nung der Verträge künftig bei Überlegungen e inzubez iehen .  Die Aufnahme von 

Sanktionen bei Verstößen gegen die Verträge hänge auch vom Vertragspa rtner ab . 

(4) Wie d ie  PVA in  ihrer  Ste l lungnahme m itteilte, sei ihren Aussch re ibungen eine 

i nha lt l iche Beurte i lung der Verträge vorausgegangen, e ine entsprechende Aussage 

im  Vertragstext sei n icht erforder l ich und könnte an  e iner rechtl ich korrekten E in­

ordnung, welche im  E inzelfa l l  zu geschehen habe, auch n ichts ändern.  Die PVA 

sch l ieße auch befristete Verträge ab  und regle auch, welche Kapazitäten d ie  Ver­

tragspartner vorzuha lten hätten .  
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Demnächst sol lte ein Maßnahmenkata log vertragl ich fina l is iert werden,  sodass 

eine k lare Basis fü r den Umgang mit Vertragsverletzungen vorl iege. Auch ohne e ine 

solche gesonderte Regelung ste l le das a l lgemeine Zivi l recht Rechtsbehe lfe zur Ver­

fügung. 

(1) Der RH stel lte gegenüber dem Hauptverband k lar, dass er die Entscheidung, ob 

e in  Preiswettbewerb bzw. eine Preisdifferenzierung zwischen verschiedenen Anbie­

tern erfolgen sol le, keineswegs vorwegnehmen wollte. Wenn  a l lerd ings e ine e in­

heit l i che Festlegung von Tarifen erfolgte (wie das bisher im  Bereich der Rehabi l ita­

tion der Fa l l  war), sol lte d iese auf ka lkul ierten Kosten basieren .  Dafü r wäre e ine 

entsprechende Bas is  (Normkosten) sicherzuste l len . Der RH te i lt d ie Auffassung des 

Hauptverbands, dass bei s ichergeste l lter Qua l ität und Erreichba rkeit fü r d ie  Patien­

tinnen und Patienten eine gü nstigere Kostenstruktur e i nzelner Anbieter auch in 

Form nied rigerer Tarife an  die Versichertengemeinschaft weitergegeben werden 

sol lte. Ob und i nwieweit das im E i nzelfa l l  Bedenken einer Leistungsverkürzung 

durch Qua l itätse inschn itte überwiegt, war anhand der konkreten Le istung und der 

jewei l igen Marktlage zu beurte i len .  

(2 )  Der RH begrüßte, dass  d ie PVA e ine rechtl iche E i nordnung i h rer Verträge vorge­

nommen hatte und die Vere inbarung von Sanktionen bei Vertragsverletzung plante. 

Der RH hielt beides für unerlässl ich - zum einen für die korrekte Abwicklung des 

Vergabeverfahrens, zum anderen, um Rechtsstreitigkeiten im Fa l l  von Vertragsver­

letzungen (wie s ie bereits der Fa l l  waren)  zu vermeiden.  

Qual itätssicherung 

59.1 

59.2 

Bei der PVA war eine trägerübergreifende Vertragspartnerkontro l le  e ingerichtet. 

Sie überprüfte vor Ort die E inha ltung der mediz in ischen Le istungsprofile bzw. d ie  

Qua l i tätsvorgaben für  den Beherbergungsbereich .  Die PVA strebte dabei an,  jede 

E inrichtung, m it der d ie  PVA e inen Vertrag über d ie Erbringung von Rehab i l itations­

leistungen hatte, e inma l  in zwei Jahren zu prüfen .  Tatsäch l ich erfolgten d ie Ü ber­

p rüfungen deutl ich seltener. Die I nnenrevision der PVA stel lte 2015 fest, dass im 

Zeitraum 2010 bis 2014 nur  rund zwei Drittel der E inrichtungen überprüft worden 

waren .  Die Prüfberichte wurden im  Durchschn itt erst sechs Monate nach dem Be­

such vor Ort übermittelt, obwoh l  eine Frist von d rei  Monaten vorgesehen war. 

Der RH kritis ierte, dass d ie  PVA die sel bst gesetzten Ziele weder bei der Kontrol l ­

d ichte ihrer Vertragspa rtner noch bei der Er ledigungsdauer für Berichte erreichte. 

Er  empfah l  der PVA, die Kontro l ld ichte bei den Vertragspartnern, d ie  Rehab i l itati­

onsleistungen erbrachten, und d ie  Erledigungsdauer entsprechend anzupassen . 
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59.3 

Tarife 

60.1 

Laut Ste l lungnahme der PVA sei d ie seinerzeitige i nterne Vorgabe unter Berücksich­

tigung der vorhandenen Ressourcen von Beginn an  a l s  sehr ambitioniert zu beur­

teilen gewesen.  M it 1. Jun i  2016 habe s ie e ine neue Abte i lung e ingerichtet, d ie  

bereits e in  neues Visitationskonzept ausgearbeitet habe .  D ie  PVA habe d ie  Fristen 

fü r Kontrol ld ichten im neuen Visitationskonzept bewusst nicht dezid iert festgelegt. 

Als R ichtwert sol lte jedoch jede E in richtung zumindest e inmal in fünf Jahren vis i­

tiert werden.  Die Fristen für d ie Berichterste I lung seien nunmehr zwischen zehn  

und zwölf Wochen festge legt.  

(1 )  Die folgende Tabel le g ibt e inen Ü berbl ick über d ie Tarife für Rehab i l itations­

und Kure inrichtungen von Vertragspartnern im Jahr  2015 :80 

Tabelle 11: Tarife pro Tag für stationäre Rehabilitation 

Vertragstarif 2015' 

in EUR 

Neurologie 228,04 

Psychiatrie 183,98 

Onkologie 168,06 

O rthopädie 168,06 

Kardiologie 163,13 

Pulmologie 158,53 

Stoffwechsel 132,23 

Gesund heitsvorsorge aktiv 100,86 

Kuren (a l le  Ind ikationen)  89,41 

I Dauer 

4 Wochen 

6 Wochen 

3 Wochen 

3 Wochen 

3 bis 4 Wochen 

3 Wochen 

3 Wochen 

3 Wochen 

3 Wochen 

1 Verhandlungsergebnisse; Beschlüsse der Gremien zur Zeit der Gebarungsüberprüfung noch ausständig 

Quelle: PVA 

(2)  Die Tarife fü r d ie  Vertragspartner waren österre ichweit für e inzelne I nd i katio­

nen grundsätz l ich gleich.8l E in  Pre iswettbewerb fand somit n icht statt. Auf maßgeb­

l iche Faktoren für untersch ied l iche Kostenstrukturen (z .B .  die untersch ied l iche 

Größe der E inrichtungen bzw. d ie untersch iedl iche räuml iche Lage) g ing das Tarif-

80 Die Tarife, die bei der Verrechnung der von Eigenen E inrichtungen erbrachten Leistungen zur Anwendung 

kamen, waren durchwegs höher als bei den Vertragspartnereinrichtungen (z.B. Neurologie 273,40 EUR oder 

Kardiologie 211,90 EUR bis 240 EUR) .  Die PVA begründete dies mit ungünstigeren kollektivvertraglichen 

Regelungen und teilweise höheren Leistungen in  den Eigenen Einrichtungen. Ein Benchmarking der Eigenen 

E i n richtungen mit den Vertragspartnereinrichtungen war nicht Gegenstand der Gebarungsüberprüfung. 

81 In Einzelfä l len gab es Abweichungen aufgrund bestimmter Umstände (etwa besondere Leistungen oder 

Synergien durch angeschlossene Fondskrankenanstalten). 
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system n icht e in .  Im  Bereich der Kuren waren d ie  Ta rife unabhängig von den Ind i ­

kationen österreichweit g le ich .  

(3)  Die PVA bzw. der Hauptverband verfügten über keine Rechnungsabschlüsse 

oder andere Informationen der Leistungserbringer, aus denen ihre Kostenstruktu­

ren erkennbar waren .  Zu mehreren I nd i kationen (ausgenommen Psych iatrie und 

Onkologie) betrieb die PVA Eigene E inrichtungen, was ihr E i nb l ick in d ie  Kosten­

struktur  e ines Rehab i l itationsbetriebs gewährte und den Aufbau von Expertise i n  

der Behand lung ermögl ichte. 

(4) Für stationäre Rehab i l itationsleistungen und Kuren konnte weder der Hauptver­

band noch d ie PVA Ka l ku lationen vorlegen, d ie  e ine nähere Ana lyse der Tarife er­

möglichten .  Beide E in richtungen führten aus, d ie Ta rife seien durch jährl iche Wei­

terentwicklung h istorischer Ausgangswerte im  Verhandlungswege entstanden.  

Zu vier  ambulanten Rehab i l itations ind i kationen konnte d ie  PVA konkrete Begrün­

dungen für d ie m it dem Vertragspartner vere inbarten Preise vorlegen .  Dabei orien­

tierte s ich d ie PVA im Wesentl ichen an  der Ka lku lation des jewei l s  ersten Anbieters 

e iner bestimmten Ind i kation und überprüfte d iese auf P laus ib i l ität. Dies b i ldete d ie  

Grund lage für  Verhand lungen und e ine bundesweite Tariffestlegung. 

Die PVA nahm jedoch keine Ü berprüfung vor, ob d ie  vorgelegten Ka l ku lationen auf 

andere Anb ieter anwendbar oder maßgebl ich von den spezifi schen Konste l lationen 

des Erstanbieters geprägt waren .  So bestanden bei den Grundannahmen der e in­

zelnen Ind ikationen erhebl iche Unterschiede. Beispie lsweise untersch ied s ich der 

Ansatz für Rechnungswesen und F inanzmanagement zwischen den vier verwende­

ten Ka lku lationen um ei nen Faktor dre i .  Die Kosten je VZÄ für bestimmte Berufs­

gruppen ( Logopädie) lagen um mehr a ls  100 % auseinander. Die faktischen Annah­

men für d ie  Kalku lationen waren sehr e inzelfa l l spezifisch (z .B .  h ins icht l ich der 

N utzung bestehender Räum l ichkeiten, der b loß stundenweisen Auftragsvergabe 

für bestimmte Berufsgruppen etc. ) . 

(5)  Soweit e ine Überprüfung der Ka l ku lationen i n  der PVA erfolgte, geschah d ies 

organ isatorisch getrennt von den Verhand lungen bzw. der weiteren Vertragsgestal­

tung, tei lweise m it U nterstützung e ines externen Beraters. Bei e inem P i lotprojekt 

traf d ie  PVA e ine Ta rifabsprache für d ie  gesamte Projektdauer von drei  J ahren; e ine 

Va loris ierung war n icht vorgesehen.  Dies war jedoch der zuständ igen Abte i l ung 

n icht bekannt, sodass irrtüml ich durch Vorstandsbeschl uss e ine Va loris ierung wie 

für al le anderen Verträge erfolgte . Die PVA bezah lte d ie zu viel berechneten Be­

träge dann n icht aus bzw. forderte die zu viel überwiesenen Beträge erfo lgreich 

zurück. 
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60.2 

(6) Für d ie Zukunft p lante d ie  PVA, Rehab i l itationsleistungen auszusch reiben.  Dabei  

sol lte der Pre is  ke in  Zuschlagskriterium sein,  vie lmehr sol lte e in  Qua l itätswettbe­

werb stattfinden.  Während der Gebarungsüberprüfung führte der Hauptverband 

eine Aussch re ibung im  Bereich der K inderrehab i l itation durch, bei der auch auf 

Preiskriterien abgeste l lt werden sol lte. Die Vergabeverfahren bei der PVA und beim 

Hauptverband waren zur  Zeit der Gebarungsüberprüfung noch n icht abgesch los­

sen. 

(1 )  Der RH kritis ierte, dass d ie  PVA bzw. der Hauptverband ohne Preiswettbewerb, 

weitgehend ohne Ka l ku lationen und ohne Kenntn is  der tatsächl ichen Kostenstruk­

turen der Anbieter Tarife für e inen Markt mit e inem Volumen von über 1 Mrd. EUR  

(s iehe TZ 26) festlegte . D i e  Angemessenheit de r  Tarife konnte nach Ansicht des  RH 

nur  im  Rahmen e iner Ka l ku lation überprüft werden.  Die Durchführung von Be­

schaffungsvorgängen ohne Preiswettbewerb oder Kalkulationen rein  auf Verhand­

lungsbasis beurtei lte der RH auch als wesentl iches Compl iance-Ris iko. 

Der RH empfah l  daher der AUVA, der BVA und der PVA sowie dem Hauptverband, 

aktuel le Ka l ku lationen a ls  Grund lage für d ie  Ta rife für Kuren und Rehab i l itation zu 

erste l len .  

(2)  Der RH kritis ierte weiters, dass d ie  Ka lkulationen für  den ambu lanten Rehabi l i­

tationsbereich zwar als G rund lage für Normkosten in  ganz  Österreich d ienten, aber 

ihrer Method i k  nach adaptierte E i nzelkosten e inze lner Anbieter abbi ldeten.  Der RH 

kritis ierte, dass d ie Grundannahme nach I nd i kationen untersch ied l ich war. Nach 

Ansicht des RH ergab sich aus d iesen Vorgehensweisen, dass untersch ied l iche An­

bieter unterschiedl ichen wirtschaftlichen Nutzen aus Vertragsabsch lüssen mit der 

PVA z iehen konnten .  Auch d ies sah der RH als erhebl iches Comp l iance-Risi ko. 

Der RH empfahl  daher der AUVA, der BVA und der PVA, den e inheit l ichen Tarifen 

Normkosten zugrunde zu legen und nur  in Ausnahmefä l len E i nzelkosten zu berück­

sichtigen. 

(3) Der RH kritisierte, dass die Zuständigkeit für Tarifkalku lation, Vertragsgestaltung, 

Qual itätssicherung und Festlegung der Leistungsverpflichtungen bei der PVA n icht or­

ganisatorisch gebündelt war. Er kritisierte auch, dass d ie mangelnde Abstimmung dazu 

führte, dass im Bereich der "Gesundheitsvorsorge Aktiv" (siehe TZ 61) die Gründe für 

die Tarifhöhe nicht exakt nachvollziehbar waren und i rrtüml ich eine Va lorisierung er­

folgte. 
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Er empfah l  der PVA, durch organisatorische Maßnahmen sicherzustel len, dass d ie  

Unterlagen und Expertise zur  Ta rifkalkulation, Vertragsgestaltung, Qua l itätssiche­

rung und Festlegung von Leistungsverpfl ichtungen im  Rehab i l itationsbereich sämt­

l ichen betroffenen Organ isationseinheiten zur Verfügung geste l lt werden . 

(4) Der RH kritis ierte, dass der  Hauptverband und d ie  PVA für Rehabi l itationsle is­

tungen untersch ied l iche Grundsatzentscheidungen h insichtl ich e ines Preiswettbe­

werbs getroffen hatten. 

Er  empfah l  dem Hauptverband  und der PVA, Ausschrei bungen im Bereich der Re­

habi l itation - insbesondere die Berücksichtigung von Preisuntersch ieden zwischen 

versch iedenen Anbietern - künftig besser abzustimmen . 

(5)  Der RH wies weiters darauf h in ,  dass d ie  PVA in  den am stärksten steigenden 

Ind ikationsgruppen Psych iatrie und Onkologie ke ine Expertise aus E igenen E inrich­

tungen aufwies. 

Er empfah l  der PVA, Maßnahmen zu prüfen, d ie e ine dem Betrieb Eigener E in rich­

tungen entsprechende Expertise auch i n  den Bereichen Psychiatrie und Onkologie 

s icherste l len .  

(1 )  Der Hauptverband verwies i n  se iner Stel lungnahme auf das laufende Vergabe­

verfahren ü ber Leistungen der K inderrehab i l itation.  Die i n  d iesem Verfahren in 

Rede stehenden Tarifvorste l l ungen würden auf Ka l kulationen beruhen .  Die Gle ich­

behandlung al ler Anbieter sei gegeben, was auch zur Folge habe, dass Anbieter mit 

ungleichen Angeboten (z .B .  N eubau versus Ausbau bestehender E inrichtung) auch 

untersch ied l iche preis l iche Angebote zu legen hätten .  

H i nsichtl ich der  Abstimmung von  Ausschre ibungen merkte der Hauptverband an ,  

dass  das Vergabeverfahren zur  K inderrehab i l itation für  a l le Soz ia lversicherungsträ­

ger, Krankenfürsorgeanstalten und  Länder bundesweit geführt werde. Die Vertrags­

konstruktion  (als Vertrag zugunsten Dritter) nehme darauf Rücksicht. Das weitere 

Vorgehen werde aus den Erfah rungen des laufenden Vergabeverfahrens zu erarbei­

ten se in .  

(2)  Die AUVA verwies i n  i h rer Ste l lungnahme auf d ie  Zuständ igkeit des Hauptver­

bands bzw. auf dort stattfi ndende Trägerbesprechungen. 

(3)  Auch d ie  BVA verwies i n  i h rer  Ste l l ungnahme darauf, dass d ie  Empfeh lung zu 

Ka l ku lationen a ls  Tarifgrund lage primär  vom Hauptverband und der PVA umzuset­

zen sei .  
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(4) Die PVA sagte in ihrer Ste l lungnahme Verbesserungen bei der Tarifka lku lation 

zu .  So würde sie Leistungskörbe und d ie  Erbringung von Leistungen durch verschie­

dene Berufsgruppen in  Zukunft vermeiden, für d ie  Personal kosten standardis ierte 

Werte annehmen und für ind i rekte Kosten (z .B. M iete) einheit l iche Normkosten 

ansetzen .  

Um eigene Expertise und Konzepte i n  den Bereichen Onkologie und Psych iatrie zu 

entwicke ln, werde sie demnächst 80 Betten für onko logische Rehab i l itation in Bad 

Scha l lerbach eröffnen und p lane 25 Betten für psychosomatische Rehabi l itation in  

Felbr ing. 

Zur Kriti k  der abweichenden Entsche idungen von PVA und Hauptverband zur Frage 

e ines Pre iswettbewerbs in Verga beverfahren vertrat die PVA d ie  Ansicht, d ie  kont­

rä ren Entscheidungen seien aufgrund untersch iedl icher Ausgangslagen gerechtfer­

tigt: Die PVA habe bis lang Vergabeverfahren i n  Bereichen durchgeführt, für d ie  kal­

kul ierte Tarife existierten .  Ein Pre iswettbewerb sei i nsofern a ls  e in Qua l itätsris iko zu 

sehen . Demgegenüber sei der Hauptverband bei der Aussch re ibung der K inderre­

hab i l itation mit der Situation konfrontiert, dass es bis lang keine entsprechenden 

Anbieter gegeben habe, sodass eine Kalkulation auch dem Wettbewerb habe über­

lassen werden müssen. 

Die Empfeh lung zu ei nem besseren i nternen I nformationsaustausch sei nicht nach­

vol lz iehbar. Aufträge zu Ta rifka lku lationen, Vertragsgesta ltungen etc. erfolgten i m  

Dienstweg durch die zuständ ige Ste l lvertretung der Genera ld i rektion an  d i e  zustän­

d ige Fachabtei lung.  Diese erstel le (gegebenenfa l l s  durch externe Beauftragung) 

den jewei l s  geforderten Vorsch lag, der wiederum im  Dienstweg zur  Beschl ussfas­

sung vorgelegt werde.  Al le Ergebn isse stünden auf e lektronischen Laufwerken dem 

betroffenen Personenkreis zur  Verfügung. 

Der RH begrüßte d ie  von der PVA zugesagten Verbesserungen in  der Tarifka l ku la­

tion. Er h ie lt aber d ie von der PVA angeführten Gründe für e in  untersch ied l iches 

Vorgehen von PVA und Hauptverband h i nsichtl ich eines Pre iswettbewerbs nicht für 

sch lüssig: E inerseits hatte die PVA auch ü ber neue Leistungen m it eigens erstel lten 

Tarifka l ku lationen Verträge abgesch lossen (z.B. bei der ambulanten Rehab i l itation), 

andererseits wäre der Hauptverband in  der Lage, für K inderrehab i l itation e ine Kal­

ku lation zu erste l len .  Die Grundsatzentscheidung, ob untersch ied l iche Preise bzw. 

Kosten für den Ressourceneinsatz (z .B .  aufgrund günstigerer Mieten )  für den Ver­

tragsabschluss wesentl ich sein sol lten, war nach Ansicht des RH weitgehend unab­

hängig davon, wer e ine Ka l ku lation erstel lte. 
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Der RH h ie lt auch den Verweis auf den Dienstweg und d ie  Zuständ igkeit der Gene­

ra ld i rektor-Ste l lvertretung für n icht ausreichend, um d ie  festgestel lten i nternen 

Kommun ikationsprobleme zu beseitigen .  Erforderl ich wäre eine operative Bünde­

lung der sachl ich zusammengehörigen Aufgaben, d ie  e ine vertiefte sach l iche Dis­

kussion ermögl icht. Weiters wies der RH darauf h in ,  dass entgegen der von der PVA 

angegebenen a l lgemeinen Verfügbarkeit der Entsche idungsgrund lagen auf den 

Laufwerken der PVA d ie  PVA die Grund lagen für d ie Vertragsvergabe der IIGesund­

heitsvorsorge Aktiv" dem RH  n icht vorlegen konnte. Der RH nahm a l lerd ings zur 

Kenntn is, dass d ie PVA in  TZ 71 auf eine neu e i ngerichtete Organisationse inheit 

verwies, d ie  Vergabefragen, Vertragsgesta ltung, Oua l itätskontrol ie  und Tarifka lku­

lation verbi nden sol lte. Der RH verbl ieb bei seiner Empfeh lung. 

"Gesundheitsvorsorge Aktiv" 

61.1 (1)  Im  Herbst 2013 entsch ied der Vorstand der PVA, vier b i laterale Verträge zur 

Durchführung des Pi lotprojekts IIGesundhe itsvorsorge Aktiv" abzusch l ießen.  Bei  

dem Pi lotprojekt war e ine höhere Therap ie i ntensität a ls  im  regu lären Kurbetrieb, 

aber e ine geringere a ls  i n  der Rehab i l itation vorgesehen .a2 Die Rechtsträger der 

P i lotbetriebe sollten keine zusätzl ichen Kapazitäten aufbauen, sondern bestehende 

Kurbetten im  gleichen Umfang reduzieren .  

(2)  Die Tarife für  d ie  IIGesundhe itsvorsorge Aktiv" lagen deutl ich höher a ls  im  regu­

lären Kurbetrieb; bei g le ichble ibender Hotel komponente ergab sich e in  Anstieg um 

39 % für  d ie  Vergütung der Therapien, obwohl d ie  Anzah l  der Therapieminuten nur 

um rd . 17 % stieg. Die PVA gab dazu an, dass d ie  Betriebe Investitionen (Räuml ich­

keiten, Tra in ingsgeräte, Persona l )  tätigen würden, ohne dass eine Vertragsverlän­

gerung nach dem Ende des P i lotbetriebs gesichert sei (IIAnschubfinanzierung").  

E ine exakte Kalku lation konnte d ie  PVA n icht vorlegen .  Aufgrund der höheren Tarife 

und der hohen Konkurrenz im regulären Kurbetrieb war das P i lotprojekt für die 

Leistungserbr inger wi rtschaftl ich sehr attraktiv. 

(3)  Die PVA legte fest, dass a ls  Leistungserbringer nur  langjäh rige Vertragspartner 

m it ausgezeichneten Ergebn issen aus Oua l i tätskontrol len i n  Frage kamen . Im  Okto­

ber 2013 beschloss der Vorstand der PVA den Absch l uss von vier neuen b i latera len 

Verträgen .  E ine U nterlage, aus der aus d iesen Kriterien sch l üssig ableitbar war, wie 

die Auswah l  der vier Pi lotbetriebe erfolgte, konnte die PVA dem RH nicht vorlegen .  

(4 )  Im  Jahr  2014 beschloss d ie PVA, vier weitere Verträge für  das P i lotprojekt abzu­

sch l ießen .  S ie begründete d ies mit Warteze iten von bis zu e inem Jahr. E in  Grund 

dafür sei d ie  ungünstige regionale Vertei lung der Standorte . Die Auswah l  erfolgte 

82 Als Zielgruppe waren Personen zwischen 30 und 55 Jahren vorgesehen, die erstmals einen Kuraufenthalt in 
Anspruch nahmen. 
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61.3 

61.4 

aus  e i ner Liste m it 19 E in richtungen . Als Kriterien waren wieder d ie  langjährige 

Erfahrung im Kur- und Rehab i l itationsbetrieb sowie ausgezeichnete Kontrol lergeb­

n isse angegeben , jedoch auch regiona le Ges ichtspunkte . E ine Bewertung der ein­

zelnen Anbieter nach den genannten Kriterien konnte dem RH n icht vorgelegt wer­

den.  

(1 )  Der RH kritis ierte das Feh len der Ta rifka l ku lation  für das Pi lotprojekt "Gesund­

heitsvorsorge Aktiv". Er wies darauf h i n ,  dass d ie  Therapieeinheiten weniger stark 

stiegen a l s  die Ta rife. Weiters, dass die Verträge ü ber Kuren und Rehab i l itation ge­

nere l l  keine Zusicherung für d ie  Auslastung getroffener I nvestitionen enthielten; 

die "Anschubfinanzierung" für d ieses Pi lotprojekt war daher nicht nachvol l z iehbar. 

Der RH verwies wiederholt (TZ 60) darauf, dass Beschaffungsvorgänge ohne Ka l ku­

lation  oder Preiswettbewerb e in  erhebl iches Compl iance-Risiko darste l len und auf 

se ine Empfeh lung ,  künftig aktuel le Ka l ku lationen a l s  G rund lage fü r d ie  Ta rife zu 

erstel len und dabei  grundsätz l ich al le Anbieter gleich zu behandeln .  

(2)  Der RH wies kritisch darauf h i n ,  dass aufgrund der von der PVA festgelegten 

Auswah lkriterien d ie Auswah l  der am P i lotprojekt bete i l igten Anbieter n icht nach­

vo l lz iehbar dokumentiert war. Dam it war aus Sicht des RH d ie E inha ltung der 

Grundsätze der N ichtd iskrim in ierung und Transparenz nicht ausreichend sicherge­

stel lt. 

Der RH empfah l  der PVA, künftig die Auswah l  von E i nrichtungen zu begründen und 

nachvol lz iehbarer zu gestalten .  

Die PVA tei lte i n  ihrer Ste l lungnahme mi t ,  dass s ie  nach Vorliegen des  Endberichts 

über die Eva lu ierung des Pi lotprojekts eine österreichweite Ausro l lung beabsich­

tige , und d iese - a ls zeitgemäße Form der Gesundheitsvorsorge - m ittelfristig d ie  

herkömml iche Kur  ablösen so l le .  Dem werde e in  europaweites Vergabeverfahren 

zur Ermittlung der Vertragspa rtner vorangehen ,  sodass Transparenz, Wettbewerb 

und N ichtd iskrim in ierung jedenfa l ls s ichergeste l l t  seien. 

Der vom RH festgeste l lte Tarifanstieg um 39 % sei auf Basis der tatsäch l ichen Tages­

sätze n icht nachvol lz iehbar. 

Der RH erläuterte gegenüber der PVA den Tarifanstieg wie folgt: Die Anzahl  der Thera­

pieminuten stieg von 1.200 auf 1.400 (um 17 %). Der Ta rif fü r d ie reguläre Kur war mit 

rd. 100 EUR um rd . 15 % höher als 2014 (86 EUR) .  Allerdings war dabei eine gleich blei­

bende Hotelkomponente von rd. 50 EUR zu berücksichtigen (zu subtrahieren). Der Tarif 

für die Therapie wäre damit um rd . 39 % (von 36 EUR auf 50 EUR) gestiegen. Der RH 

merkte im Übrigen an, dass d iese Berechnung in  einem Gremium der PVA angestel lt 
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und diskutiert wurde. Der RH verwies aus d iesem An lass auf seine Empfehlung zu TZ 60 

(verbesserter I nformationsaustausch innerha lb der PVA). 

I nterne Abwicklung der Auswahl der leistungserbringer in der PVA 

Kriterien und Entscheidungswege 

62.1 (1) Für  den überprüften Zeitraum ste l lte d ie PVA dem RH  zur Besch re ibung des 

Auswahlverfahrens von Leistungserbri ngern e inerseits e ine Prozessdarstel l ung und 

andererseits e inen Katalog von Entscheidungskriterien bereit. 

(2)  Aus der Prozessda rstel lung ergab sich, dass im Geschäftsbereich Mediz in An­

träge erstbearbeitet und in der  " Bedarfsprüfungsdatenbank" erfasst werden sol l­

ten. Danach sol lte der chefärztl iche Dienst e ine Stel lungnahme abgeben und auf 

d ieser Basis d ie  Genera ld i rektion (d .h .  d ie  zuständ ige Ste l lvertretung) entscheiden. 

Danach sol lte der Geschäftsbereich Medizi n e ine externe Erled igung erarbeiten, 

die dann satzungsmäßig zu zeichnen war (d .h .  mit Unterschrift der Genera ld i rekto­

r in bzw. des Genera ld i rektors oder e iner Stel lvertreteri n bzw. e i nes Stel lvertreters 

sowie der Obfrau bzw. des Obmanns) .  

Regelungen z. B . fü r d ie  I nformation von Anb ietern über den Bedarf oder den Kon­

takt bzw. die Verhand lungsfüh rung m it potenz ie l len Anb ietern gab es n icht. 

(3) Der Kriterienkatalog der PVA für e inen Vertragsabsch luss enth ie lt fo lgende 

maßgebl iche Entscheidungspunkte : 

- Erfahrung des Leistungserb ringers im Rehabi l itationsbereich, 

- sehr gute Ergebn isse bei der Vertragspartnerkontrol le, wenn  bereits e in  Vertrag 

bestand, 

- passende Lage i n  der jewe i l igen Zone, gegebenenfa l l s  Synergieeffekte zwischen 

Bund, Land,  Gemeinde (z . B . Spital) und bestehenden Verträgen, 

- Berücks ichtigung des Rehab i l itationsplans 2012 "a ls  Empfeh lung", 

- e ine positive mediz in ische Ste l lungnahme durch den chefärzt l ichen Bereich, 

- das Vorl iegen e iner Errichtungs- und Betriebsbewi l l igung und 

- ei ne positive Entscheidung des Vorstands der PVA. 
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62.2 

Die PVA wendete tatsäch l ich noch zusätzl iche Kriterien an, z .B .  die Verbi ndung 

mehrerer I nd i kationen ("Zentrumslösung") .  

Der RH beurtei lte sowoh l d ie im überprüften Zeitraum geltende Prozessdarstel lung 

a ls  auch den Kriterienkata log für  den Vertragsabsch luss kritisch . Bei der Prozessdar­

ste l lung fehlten wesentl iche Schritte von Vergabevorgängen (z .B .  d ie I nformation 

an d ie  potenzie l len Anbieter und  die Art des weiteren Kontakts) .  Der Kriterienkata­

log erfasste d ie maßgebl ichen Aspekte (z. B .  Zentrumslösung) nicht vol lständ ig .  

Somit wichen d ie tatsächl iche Vorgehensweise und d ie  geregelten Inha lte vonein­

ander ab .  Dies bedeutete e in  erhebl iches Compl iance-Ris iko. 

Der RH verwies auf d ie  geplanten Änderungen (siehe TZ 67) zur Ausschre ibung und 

begrüßte, dass  dabei  auch die Prozessvorgaben und d ie inha lt l ichen Kriterien über­

arbe itet werden sol lten .  

Vollständigkeit und Nachvollziehbarkeit der Unterlagen bei der Auswahl  der Vertragspartner 

63.1 (1 )  Grundsätzlich waren i n  der  PVA wesentl iche Daten i h rer Vertragspa rtner im  Be­

reich Rehabi l itation (Namen der E inrichtungen, Tarife, Anzah l  der Betten, Ind ikati­

onen etc . )  i n  der zentra len Datenbank fü r d ie mediz in ische Admin istration abge­

speichert .  Diese Datenbank d iente pr imär zur Verwa ltung der Vers icherten 

(Anträge, Genehmigungen, Aufentha lte, Abrechnungen) .  

Für das Vertragsmanagement r ichtete d ie  PVA i m  Jahr  2012 e ine "Beda rfsprüfungs­

datenbank" e in ,  i n  der der Sch riftverkehr  zu Vertragsänderungen m it Anbietern 

von Rehabi l itationsleistungen bzw. zum Absch l uss von neuen Verträgen oder d ie  

Stel l ungnahmen im Bedarfsprüfungsverfahren gespeichert werden sol lten. Die Ab­

tei lungen "HauptsteI le Chefärztl icher Bereich" und "Hauptstel le  Geschäftsbereich 

Mediz in ische Verwaltung" gaben die Daten i n  die Datenbank e in .  Für den überprüf­

ten Zeitraum 2012 bis 2014 waren über 5 .000 Dokumente i n  der "Bedarfsprüfungs­

datenbank" enthalten. 

(2)  Anl iegen von potenz ie l len Anbietern, d ie  d iese d i rekt an die Genera ld i rektion 

oder d ie  Selbstverwaltung richteten, waren in der Datenbank n icht vol lständ ig ent­

ha lten .  Aus dem Posteingangssystem der PVA war n icht erkennbar, ob a l le einge­

gangenen Sch riftstücke zu e inem bestimmten Thema e iner a kten mäßigen Bea rbei­

tung zugeführt wurden (nummerierte Akten gab es nur für Leistungssachen) .  Auch 

Te lefonate oder Gesprächsnotizen waren nur tei lweise dokumentiert. In e inem Fa l l  

beschloss de r  Vorstand e inen Vertragsabschluss, ohne dass e in  Angebot dazu i n  der 

Datenbank dokumentiert war; nach Auskunft der zuständ igen Direktion war das 
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63.2 

zugrunde l iegende Ersuchen von der zuständ igen Stel lvertreterin des Genera ld i rek­

tors gekommen.  

Sowoh l  d ie II Hauptste l ie  Chefärzt l icher Bereichll a l s  auch d ie  IIHauptstel ie  Ge­

schäftsbereich Mediz in i sche Verwa ltungll füh rten para l le l  zur Datenbank e ine 

schriftl iche Dokumentation i n  Papierform . 

(3) I n  der Datenbank waren d ieselben E inrichtungen unter versch iedenen Namen 

abgespe ichert .  Damit war d ie  Nachvol lz iehba rke it von mehreren Geschäftsfä l len 

der gle ichen E inrichtung n icht gegeben .  

(4) Die Datenstruktur  der Beda rfsprüfungsdatenbank war auf  das Ablegen von a l s  

PDF e ingescannten Unterlagen ausgerichtet, Auswertungen (z. B. Anzah l  der Letters 

of I ntent, zeit l icher Abstand zwischen Antrag und Antwort, bere its positiv beschie­

dene Bettenanzah l )  waren n icht mögl ich . 

Auch das geplante Datum der I nbetriebnahme für e ine Rehab i l itationseinrichtung 

war i n  den gespeicherten U nterlagen in der Datenbank n icht vol lständ ig vermerkt. 

Die Ist-Stände des bestehenden Angebots waren m it der Datenban k  n icht ver­

knüpft. Aus der Datenbank war d ie  Beurte i lung der Bedarfsermitt lung der PVA da­

her nicht nachvol lz iehbar. 

Der RH merkte kritisch an,  dass bei der PVA 

- mehrere Ste l len para l le l  Vorgänge zu Verträgen mit Anb ietern von Rehab i l itati­

onsleistungen in  Datenbanken bzw. i n  Pap ierform arch ivierten, 

- nicht sämtl iche Vorgänge dokumentiert waren, 

- d ie  Datenbank Auswertungen nur  sehr ei ngeschränkt ermögl ichte und 

- mangels eindeutiger Identifikation der Vertragspartner bzw. E in richtungen ein­

zelne Vorgänge n icht e indeutig zuzuordnen waren .  

Zur  Nachvol l z iehbarkeit der Geschäftsprozesse beurtei lte der RH es  auch  unter 

Compl iance-Gesichtspunkten als unerläss l ich, dass a l le  I nformationen zum Ver­

tragspartnermanagement vo l l ständ ig, aktue l l  und zentral dokumentiert und nach 

einem schlüssigen System auffindbar  und auswertbar waren .  Nur so können die 

zentralen E lemente der Auftragsvergabe auch zu einem späteren Zeitpunkt nach­

vol l zogen werden.  
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63.3 

Der RH empfah l  der PVA, künftig d ie  Vorgänge im Zusammenhang mit Bedarfsprü­

fungen und Vertragsangeboten vo l l ständ ig und e inheit l ich zu dokumentieren und 

e indeutig zuzuordnen . Grund lage dafür wäre ein standard is ierter, a l le  Organ isati­

onsei nhe iten umfassender Prozess .  

Laut Stel l ungnahme der PVA plane sie Änderungen bezogen auf Datenbank und 

Abläufe. 

Strukturierung der Unterlagen in der PVA 

64.1 

64.2 

Die PVA gab kei n  verbind l iches Muster vor, was die maßgebl ichen Dokumente ( ins­

besondere d ie  Stel lungnahmen des chefä rzt l ichen Bereichs) konkret entha lten 

mussten .  Die Ausfüh rl ichkeit der Entscheidungsbegründungen und die aufgenom­

menen I nformationen waren stark e inzelfa l l abhängig, d ie E rfü l lung der Kriterien 

des Kriterienkata logs war n icht i mmer nachvol lz iehbar. 

So ging aus manchen Stel lungnahmen des chefärzt l ichen Bereichs weder der Zeit­

horizont noch die Region genau hervor. I n  Verb indung m it dem Fehlen h istorischer 

Daten in der Rehab i l i tations-Evidenz (siehe TZ 54) war somit ex-post oft n icht 

mehr nachvol lz iehbar, von welchem Ist-Stand die PVA zum Zeitpunkt der Entschei­

dung über ein konkretes Vertragsangebot ausging. 

Ebenfa l l s  war nicht immer nachvo l lz iehbar, ob der Sol l-Stand d i rekt aus dem Reha­

b i l itationsplan stammte oder andere I nformationsgrund lagen (z. B .  d ie  Entwicklung 

der Antragszahlen oder von Wartezeiten)  berücksichtigte.83 

Schl ießl ich war d ie  E rfassung von Vorgesprächen bzw. Te lefonaten m it dem Leis­

tungsanbieter oder anderer I nput (wie z .B .  H i nweise auf ökonom ische Mindestgrö­

ßen , bevorzugte Standorte ,  Zentrumslösungen) nicht geregelt. 

Für d ie  Entscheidungsträger innen und Entscheidungsträger bzw. gegebenenfa l l s  

den Vorstand war daher schwer e rkennbar, ob s ich e ine E inzelfa l lentscheidung aus 

der  Anwendung der Grundsatzbeschlüsse (z .B .  des Rehab i l itationsplans) e rgab 

oder ob e ine Abweichung vorlag. 

(1) Der RH kritis ierte, dass d ie  PVA n icht verbi nd l ich vorgab, welche Entscheidungs­

grundlagen zu dokumentieren waren .  Nach Ansicht des RH wären jedenfa l l s  der 

zugrunde gelegte Sol l- und I st-Stand nachvol lz iehbar anzuführen. Abweichungen 

des Sol l-Stands vom Rehabi l itationsplan wären zu begründen.  Vorgespräche und 

Ähn l iches wären zu dokumentieren und nachvol lz iehbar zu machen.  Dadurch könn-

83 In mehreren Fä l len fehlten in  den schriftl ichen U nterlagen der PVA als Grundlage für eine Stellungnahme in 

Bedarfsprüfungsverfahren der Länder Bedarfsberechnungen bzw. Begründungen für d ie Stellungnahmen 

bzw. Annahmen oder Ablehnungen von Vertragsangeboten. 
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64.3 

ten die E lemente des Vergabeverfah rens sichergestel lt werden, da ansonsten im  

Nachh inein n icht erkennbar i st, wie d ie  Entscheidungen getroffen worden s ind .  

Der RH empfah l  daher der PVA, verb ind l ich vorzugeben, welche Entscheidungs­

grundlagen bei der Bearbeitung von Ansuchen um Vertragsabsch lüsse zu doku­

mentieren waren .  

(2)  Der RH kritis ierte, dass  manche Ste l lungnahmen für  Errichtungsbewi l l igungs­

verfahren n icht nachvol lz iehbar waren .  Er wies auf d ie  Wichtigkeit der Nachvol l­

z iehbarkeit aufgrund der med iz in ischen, ökonom ischen und sozia l pol itischen Aus­

wi rkungen der Stel lungnahmen und  d ie  geforderte Transparenz bei solchen 

Entscheidungen h in .  

Der RH empfah l  der  PVA, darauf zu  achten, dass d ie  Begründungen für Ste l lungnah­

men umfassend dokumentiert werden, damit Entsche idungen nachvol lz iehbar 

si nd . 

Die PVA führte i n  ihrer Ste l lungnahme aus, dass s ie m it dem Beschluss vom Apri l  

bzw. Jul i  2015 über die Vergabe von Gesundheitsd ienstleistungen gemäß dem Bun­

desvergabegesetz für d ie  Zuku nft auch d ie  Entscheidungsgrund lagen und ihre Do­

kumentation vorgegeben habe.  Der Prozess über die Stel lungnahmen in Bedarfs­

prüfungsverfahren werde derzeit übera rbeitet. 

Zuständigkeiten innerhalb der PVA 

65.1 (1) § 11 des Anhangs zur Geschäftsordnung des PVA-Vorstands enthielt d ie Delega­

tionsvorsch riften im Bereich des Rehab i l itationswesens. Neben E inzelfa l lentschei­

dungen gegenüber den Versicherten war darin dem Büro ledigl ich d ie Vere inba­

rung von Vergütungen für Rehab i l itation und Kuren übertragen .84 Somit verb l ieben 

al le anderen Entscheidungen beim Vorstand .  Auch d ie  Delegationsvorsch riften er­

folgten m it der Maßgabe, dass es dem Vorstand vorbeha lten b l ieb, e i nze lne Ange­

legenhe iten zur Entscheidung a n  s ich zu z iehen.  

Tatsächl ich legte d ie  PVA Entscheidungen über den Absch luss von Verträgen über 

stationäre Rehabi l itation dem Vorstand vor. Entscheidungen über den Absch luss 

von Verträgen ü ber  ambu lante Rehab i l itation traf zwischen 2012 und 2014 h inge­

gen das Büro ohne E inbeziehung des Vorstands.  Die Vertragsabsch l üsse waren vom 

Obmann der PVA gegengezeichnet. Die Grund lagen d ieser Vorgangsweise i n  Bezug 

8' "die Vere inbarung von Vergütungen für Vertragsleistungen, welche im Zusammenhang mit medizinischen 

Feststel lungsverfah ren im Leistungs- und Versicherungsrecht sowie mit Anträgen auf Rehabil itation und 

Gesundheitsvorsorgeleistungen in Anspruch genommen werden, in  besonders gelagerten Fällen auch ab­

weichend von der Empfehlung des Hau ptverbandes bzw. der Tarifordnung der VAEB" (vgl. § 11 Abs. 8 des 

Anhangs zur Geschäftsordnung des Vorstandes der PVA) 
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auf d ie  Delegationsvorschriften waren für den RH  n icht nachvol lz iehbar. Seit Früh­

jahr 2015 war ein Morator ium h insichtl ich des Abschl usses weiterer Verträge fest­

gelegt, Ausnahmen waren vom Vorstand zu genehmigen (s iehe TZ 67) .  

( 2 )  E i ne  Delegation weiterer Aufgaben im Zusammenhang m it Rehab i l itation an  das 

Büro war n icht vorgesehen. Zum Beispie l  b l ieben d ie  P lanung für den Bedarf, d ie 

geplante Angebotsstruktur, d ie  Erste l lung e ines Normkostenmodel ls, d ie  Gesta l­

tung der Verträge über die Festlegung der Vergütung h inaus oder die Durchführung 

der Qua l itätssicherung Aufgaben des Vorstands. 

Während die PVA bis 2008 einen mehrjährigen "Rehab i l itationsplan" m it grund­

sätzl i chen strategischen Ü berlegungen erste l lt und im Vorstand besch lossen hatte, 

lag seither kein  neuer P lan vor. Gemäß interner Protokol le  fanden auf Ebene des 

Büros Vorbereitungsarbeiten dazu im Jahr  2013 statt. Ein abschl ießendes Papier 

bzw. eine Vorlage an den Vorstand unterbl ieb jedoch. Der Vorstand fasste im  über­

prüften Zeitraum im  Wesentl ichen Besch l üsse über d ie  E inzelverträge. 

(3) Innerha l b des Büros waren nach der Büroordnung der PVA mehrere Geschäfts­

bereiche e ingerichtet, die wiederum der Genera ld i rektorin bzw. dem Genera ld i rek­

tor, bzw. den ständ igen Stel lvertreter innen und Ste l lvertretern zugeordnet waren .  

Dabe i  entfie l  i m  Wesentl ichen d ie  Admin istration der Pensionen auf e ine Stel lver­

treterin bzw. e inen Stel lvertreter, Rehab i l itation und Gesundheitsvorsorge i nk lus ive 

der Verwaltung der Eigenen E i nrichtungen auf d ie  andere Ste l lvertreterin bzw. den 

anderen Ste l lvertreter. Der Chefärztl iche Bereich, Persona l  und I nformatik waren 

der Genera ld i rektori n bzw. dem Genera ld i rektor zugeordnet.85 Im  Vorstand berich­

teten die jewei l igen Ste l lvertreter innen und Stel lvertreter zu den i hnen zugeordne­

ten Angelegenheiten weitgehend selbstständig .  

Die Genera ld i rektor in bzw. der Genera ld i rektor und d ie  ständ igen Ste l lvertreterin­

nen und Stel lvertreter hatten e inander i nsbesondere i n  grundsätz l ichen und be­

reichsübergreifenden Angelegenheiten seiner bzw. i h rer Geschäftsführung gegen­

seitig laufend zu i nformieren, d ie  Generald i rektor in bzw. der  Genera ld i rektor 

konnte einzelne Angelegenheiten an s ich z iehen. 

Zur Zeit der Gebarungsüberprüfung war d ie  für Rehab i l itation im Zeitraum 2012 bis 

2014 zuständ ige Stel lvertreterin des Genera ld i rektors nicht mehr i n  der Organisa­

tion.  Der Chefarzt war i n  den Ruhestand getreten.  Zu mehreren Entscheidungen 

(z.B. Auswah l  der Vertragspartner, Tarifgesta ltung etc.) konnten die verbl iebenen 

Bediensteten ke ine umfassende Auskunft geben .  

85 darüber hinaus das Generalsekretariat, d ie  I nnenrevision, die Ombudsstelle und die Organisationseinheit 

" Leistungs- und Sozial recht" 
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65.2 

65.3 

(1) Der RH beurtei lte die Delegationsvorschriften für die Rehab i l itation als n icht 

ausreichend.  Es war n icht erkennbar, warum der Abschluss von Verträgen über am­

bu lante Rehabi l itation anders erfolgte a l s  über stationäre Rehab i l itation.  

Aus den Delegationsvorschriften war n icht k lar erkennbar, wie d ie  vie lfä ltigen Auf­

ga ben zur Steuerung des Rehab i l itationsbereichs bzw. der Gesundheitsvorsorge 

(rd. 1 Mrd .  EUR) kon kret erfolgen sol lten. Die tatsäch l iche Aufgabenverte i lung zwi­

schen Vorstand,  Obfrau bzw. Obmann und Büro und die jewei l ige Verantwortung 

waren nach Auffassung des RH  n icht k lar. Der RH beurtei lte das a l s  e inen der 

Gründe, warum die Angebotsp lanung unvol lständ ig b l ieb .  

Nach Ansicht des RH sol lte der  Vorstand strategische Aufgaben wahrnehmen und 

das Büro m it der Ausa rbeitung konkreter Vorsch läge beauftragen, d iese nach Dis­

kussion besch l ießen und sich ü ber deren Umsetzung systematisch berichten las­

sen. 

Der RH empfah l  der PVA, die Delegationsvorschriften um die vom Büro wahrzuneh­

menden operativen Aufgaben zu ergänzen (z . B. Qua l i tätssicherung, Tarifka lkula­

tion) .  Er empfah l  weiters, grundsätzl iche strategische Vorgaben für den Rehabi l ita­

tionsbereich (Tarifmodel le, Bedarfsp lanung, Gesta ltung der Verträge etc. ) im  

Vorstand zu besch l ießen und rege lmäßig Berichte über d ie  Umsetzung d ieser Vor­

gaben vorzu legen . 

(2 )  Der RH kritis ierte weiters, dass wesentl iche Entscheidungen (z .B .  Auswah l  der 

Vertragspa rtner, Ta rifgestaltung) nach dem Ausscheiden der zuständ igen Ste l lver­

treter in des Genera ld i rektors bzw. des Chefarztes nicht mehr nachvol lzogen wer­

den konnten .  

Der RH empfah l  der PVA, i n  Zukunft besonders darauf zu achten, dass Entscheidun­

gen über den Absch luss und d ie  Gesta ltung von Rehab i l itationsverträgen nachvol l ­

z iehbar und i n  ihren Begründungen transparent dokumentiert s ind.  

Die PVA wies i n  i hrer Ste l lungnahme darauf h i n, dass d ie  seit dem letzten Jahr  

durchgeführten Vergabeverfah ren - auch  im Bereich der  ambulanten Rehab i l ita­

tion - der Vorstand beschlossen hatte. Die Empfeh l ung des RH zur Neustrukturie­

rung der Aufgabenvertei lung zwischen Vorstand und Büro in den Delegationsvor­

schriften werde d ie  PVA gesondert prüfen .  

R ichtig se i ,  dass  der " Rehab i l itationsplan 2008" der PVA b is  zur Gebarungsüberprü­

fung des RH unverändert gegolten habe. M it der Beste l lung des neuen Genera ld i ­

rektor-Stel lvertreters ab  Ju l i  2015 habe d ie  PVA e ine Arbeitsgruppe beauftragt, 
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einen neuen Entwurf e ines Masterplans Rehab i l itation auszua rbeiten; der Vorstand 

habe d iesen in se iner  Septembersitzung 2016 besch lossen .  

Beg innend m it der Grundsatzentsche idung des Vorstands zu künftigen Vergaben 

von Gesundheitsdienstleistungen sowie im H inbl ick auf den beschlossenen Master­

p lan Rehab i l itation erfolge nunmehr laufend d ie  E inbeziehung der Selbstverwal­

tung in d ie  strategische Ausrichtung des Rehab i l itations- und Gesundhe itsvorsor­

gebereichs. E ine transparente Dokumentation der Entscheidungen über Absch luss 

und Gesta ltung von Rehab i l itationsverträgen sei bei Vergabeverfah ren unter Ver­

wendung des e lektron ischen Beschaffungssystems VEMAP nachvo l lz iehbar und 

lückenlos gegeben. 

Auswirkungen der dargestel lten Mängel auf die Versorgungszonen 

66.1 (1) Im  Bereich der psych iatri schen  Versorgung bi ldete sowohl  i n  der Zone Süd als 

auch i n  der Zone Ost d ie  Bedarfseinschätzung des Rehab i l itationsplans die tatsäch­

l iche Entwicklung nicht ab. So traf die PVA (und auch die Länder) immer wieder 

Entscheidunge n ,  d ie auf einem gegenüber dem Rehab i l itationsplan höheren Be­

darf beruhten .  

D ie  Entscheidungsfindung war dabei  zwischen Ländern und Sozia lversicherung we­

n ig  abgestimmt (d .h .  die Länder genehmigten zusätz l ichen Bedarf, obwohl d ie  PVA 

d ies noch nicht befürwortet hatte) .  Weiters erfolgten Begründungen entgegen den 

Anwendungsricht l in ien zum Rehabi l itationsplan .  

Die Entscheidungen ,  warum d ie PVA zu bestimmten Ze iten vom Rehab i l itationsplan 

abwich , waren n icht immer nachvol lz iehbar. Da s ie während des P lanungszeitraums 

d ie Annahmen über  den Bedarf stark veränderte, lehnte d ie  PVA am Anfang des 

Zeitraums Anträge ab ,  stimmte s päter jedoch Anträgen anderer E inrichtungen zu. 

Wäre von vornhere in  der Bedarf höher geplant gewesen,  wären nach dem Wind­

hundpr inz ip a ndere Vertragspa rtner zum Zug gekommen . 

(2 )  Im  Bereich der Onkologie i n  der  Versorgungszone West entstanden im Zeit­

raum 2012 b is  2014 ke ine zusätzl ichen Plätze , obwoh l  im  Rehab i l itationsplan e in  

entsprechender Bedarf ausgewiesen war und mehrere Anträge vorlagen .  Die PVA 

gab im Rahmen eines Bedarfsprüfungsverfahrens aus  dem Jahr  2013 bis zur Zeit 

der Gebarungsüberprüfung ( Frühjahr 2016) keine Stel lungnahme zu e inem Antrag 

ab.86 Dies bedingte , dass sie Vorarlberger Patientinnen und Patienten überwiegend 

an N icht-Vertragseinrichtungen in Deutsch land zuwies. Die PVA begründete das 

mit unüberbrückbaren Differenzen zwischen ihr, dem Land Vorarlberg und den po-

86 Eine interne Stellungnahme des Chefärzt l ichen Dienstes der PVA besagte, dass in der Versorgungszone West 

kein Bedarf an den 20 beantragten Betten bestand. 

III-358 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 02 Hauptdok. Teil 2 (gescanntes Original) 59 von 100

www.parlament.gv.at



r ich Rech n n sho es R 
-

Compl iance im  Vergabe- und Personal  bereich i n  der Soz ia lversicherung H 

66.2 

66.3 

tenz ie l len Anbietern . Die dokumentierten Akten enthielten keine H inweise, worin 

d iese unterschiedl ichen Ans ichten bestanden und in welcher Weise e ine Abstim­

mung versucht worden wäre. 

(3)  I m  Bereich der Neuro logie i n  der Versorgungszone Nord bestätigte die PVA im 

stationären Bereich im Jahr  2012 den Bedarf für  60 Betten, obwoh l  der Sol l-Stand 

für  2015 laut Rehab i l itationsplan 2012 bereits erreicht war und bis 2020 ledigl ich 

22 Betten geplant waren.87 Dabei gi ng es um die Umwandlung ei nes früheren Lan­

deskrankenhauses i n  ein Rehabi l itationszentrum . 

(4) Im  ambulanten Bereich gab es z .B .  für Neurologie im überprüften Zeitraum kein  

mediz in isches Leistungsprofil für  "Phase 2". Für " Phase 3" gab es keine Bedarfspla­

nung im  Rehabi l itationsp lan . 

Für  "Phase 3" strebte d ie  PVA - ohne e ine entsprechende Abstimmung m it den 

Ländern - eine "Zentrumslösung" (a lso e inen gemeinsamen Standort mehrerer  In ­

d i kationen) an .  Um d ies zu erreichen, lud d ie  PVA teilweise Anb ieter e in ,  auch an­

dere Ind ikationen mit anzubieten .  

Die PVA war n icht i n  der Lage, i n  den Beda rfsprüfungsverfahren für  ambu lante Re­

hab i l itation im Bereich der Neurologie e ine bestimmte Anzah l  von benötigten P lät­

zen zu nennen;  s ie verwies led ig l ich auf e inen grundsätzl ich vorhandenen Beda rf 

und die beabsichtigte Zentrums lösung. 

Weder für Psych iatrie noch für Neurologie oder Onkologie entwickelte sich das An­

gebot im überprüften Zeitra u m  in  den untersuchten Zonen gemäß der Planung. 

Tei lweise feh lten Sol l-Prozesse ( Le istungsprofil, Rehabi l itationsp lan)  bzw. folgten 

d ie  Entscheidungen d iesen Sol l-Prozessen n icht. Sowoh l  Ü berschreitungen (Psych­

i atrie, Neurologie) als auch U nterschreitungen (Onkologie) der Planung waren fest­

zustel len.  Der RH verwies kritisch auf d ie  Auswirkungen des unter 1144, TZ 45, 11 46, 

TZ 47, TZ 48 gesch i lderten Plan ungsvorgehens auf d ie  Versorgungslage.  

Ebenso kritis ierte der RH,  dass d ie  PVA d ie  Anzah l  von benötigten Plätzen im Be­

reich der Neurologie n icht nennen konnte. Er empfah l  der PVA, zukünftig e ine Be­

darfsana lyse im  Vorfe ld von Bedarfsprüfungsverfahren durchzuführen .  

Die PVA sch loss s ich der Empfeh lung des RH an  und verwies auf d ie Bedeutung des 

Rehab i l itationsplans i n  d iesem Bereich.  

87 Laut Rehabil itationsplan 2009 war für 2015 ein Bedarf von 228 Betten vorgesehen, somit auch wesentlich 

weniger als der Ist-Stand des Jahres 2010 (346). Allerdings nahm die PVA auf einen "vorläufigen" Rehabili­

tationsplan 2012 Bezug, in dem ein höherer Bedarf vorgesehen war (jedoch auch nicht im Umfang von 

60 Betten) .  Der Vertragsabschluss erfolgte im Jahr 2015. 
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Aktuelle Entwicklungen 

67.1  (1 )  Im Frühjahr 2015  beauftragte d ie  PVA e ine  forensische Ü berprüfung bestimm­

ter Sachverhalte durch e ine Wirtschaftsprüfungskanzle i  im  Zusammenhang m it 

Vergaben. I n  der Folge sprach d ie  PVA d ie  fristlose Entlassung der für den Rehab i l i ­

tationsbereich zuständ igen Ste l lvertreterin des Genera ld i rektors der PVA aus.  Wei­

ters beschloss sie, vor e iner grund legenden Klärung der maßgeblichen Umstände 

ke ine  weiteren Verträge im  Rehab i l itationsbereich mehr a bzusch l ießen 

(IIMoratorium") .88 

(2 )  I m  Apri l  2015 richtete d ie  PVA e ine II Expertenkommission" zur weiteren Vorge­

hensweise be i der Vergabe von Gesundheitsd ienstleistungen e in, d ie  s ich u .a .  a us 

Vertreter innen und Vertretern der deutschen Rentenvers icherung, der GÖG, e iner 

Rechtsanwältin  und Vertreter innen und Vertretern der PVA zusammensetzte. Diese 

Gruppe berichtete am 30. Ju l i  2015 dem Vorstand und  h ie lt  dabei  fest, dass d ie  

Vergabe von Gesundheitsdienstle istungen durch d ie  PVA unter das Vergaberecht 

fa l le .  

Sie empfah l  e ine Verlängerung des Moratoriums b is  zum Ende des zweiten Quar­

tals 2016. B is dah in  müsse d ie  Bedarfserhebung nove l l iert und e in  flexib les, auf d ie  

untersch iedl iche Bedarfs- und Angebotssituation abgestimmtes Vergabeverfahren 

unter Schaffung von exakten Auswahl- und Zusch lagskriterien etabl iert werden . 

Für  Beauftragungen i n  der Zwischenzeit se i je E inzelfa l l  verschieden vorzugehen; 

d ies i nsbesondere i n  Fä l len, i n  denen aufgrund von vorvertragl ichen Zusagen oder 

Versorgungsengpässen ein Absch luss trotz des Morator iums unabd ingbar war. Je­

denfa l ls müsse mögl ichen M itbewerbern die Gelegenheit zur Tei l nahme an der 

Vergabe gegeben werden.  

(3)  B is Ende 2015 veröffentl ichte d ie  PVA drei  Aussch rei bungen fü r Kur- und Reha­

b i l itationsverfahren. Die Vorgangsweise d iente jedoch eher dazu, bereits anhän­

gige Verfahren systematisch aufzuarbeiten, a ls  e in  grund legend neu es, zukunfts­

weisendes Vorgehen zu defin ieren :  

- E in  Verfahren d iente dazu, e inen Rechtsstreit über e ine Vertragskünd igung zu 

beseitigen .  Es gab ledig l ich e inen Tei lnehmer am Vergabeverfahren (den zu­

nächst gekünd igten Anbieter, m it dem die PVA in  der Folge erneut e inen Vertrag 

abschloss ) .  

88 Der Vorstand der PVA befasste sich im Jahr 2015 in zwei Sitzungen (9. April 2015 - TOP 16 und 30. Ju l i  2015 

- TOP 10) mit der Vorgangsweise zur Vergabe von Gesundheitsleistungen. Die Obmänner der PVA legten 

fest, zunächst bis 31 .  März 2016 und zuletzt bis 30. Juni  2016 ,,[ . . .  ] keine weiteren Beschlüsse - mit Aus­

nahme der bereits fast fertig abgeschlossenen Projekte, [ . . .  ] in solchen Angelegenheiten seitens des Vor­

standes anzustreben". 
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- Ein weiteres Verfahren erfo lgte para l le l  zu Ermi tt lungen der Staatsanwaltschaft 

zu e iner mögl ichen Bevorzugung e ines Anbieters. E in  weiterer Anbieter be­

kämpfte bere its die ersten Schritte des Vergabeverfahrens. 

- Auch beim dritten Verfahren gab es nur  e inen Bewerber. 

(1 )  Der RH kritisierte, dass es b is  2015 bzw. 2016 keine  Novell ierung der Bedarfser­

hebung und keine Verbesserung des Vergabeverfahrens unter Schaffung von exak­

ten Auswah l- und Zusch lagskriterien gegeben hatte. Der RH anerkannte, dass d ie  

PVA vor Beg inn und während der Gebarungsüberprüfung des RH versuchte, d ie  

Vergabe von Verträgen umzugestalten .  I n  Zukunft sol lte unter der Steuerung durch 

den Vorstand auf Basis e i nes Masterp lans durch Aussch reibungen eine transpa­

rente Vergabe erfolgen .  

Der  RH begrüßte d iese Vorhaben, h ie lt aber weitere Verbesserungen für notwen­

d ig:  

- Dies betraf zum e inen d ie  grund legende Abklärung der Zuständ igkeit (z .B .  für 

Pension isti nnen und Pension isten,  Abgrenzung zwischen Kranken- und Pensi­

onsvers icherung, s iehe TZ 24), d ie Abgrenzung zwischen Kur- und Rehab i l itati­

onsverfahren (s iehe TZ 25) und die Aufbereitung der Daten zum Gebarungsvo­

lumen und zur Fa l lzah l ,  bzw. Erledigungsstatistik (s iehe TZ 33 bis TZ 39) .  

- Weiters wäre d ie  Abstimmung der landesbehörd l ichen Verfahren mit den Ent­

scheidungen der Sozia lversicherungsträger zu verbessern. Solange d ie  Länder 

nach dem Windhundprinz ip d ie  Errichtung von E in richtungen nach der Rei hen­

folge der Antragste l ler bewi l l igen, wird nach Auffassung des RH e in  transparen­

tes, n ichtd iskr imierendes Vergabeverfahren nur schwer durchführbar se in .  

- Weiters waren e ine i nterne Reorgan isation und Prozess- und Dokumentations­

vorgaben in  der PVA noch a usständig .  

(2)  Der RH nahm d ie Bemühungen der PVA, während der Erarbeitung des neuen 

Verfahrens anstehende Entsche idungen i n  geordneter Weise zu treffen, zur Kennt­

n is .  Er wies jedoch darauf h i n, dass d ie bereits stattgefundenen Ausschre ibungen 

n icht zu zusätzl ichen Bewerbu ngen gefüh rt und h insichtl ich der Zusch lagskriterien 

bzw. der Auswah l  der Anb ieter noch wenig Transparenz geschaffen hatten .  Er beur­

te i lte d iese Verfah ren eher a ls  Ü bergangslösung zur Berein igung bestehender Kon­

fl i kte, denn a l s  Musterbeispiele für e ine neue transparente Vorgehensweise. 
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Patientensteueru ngssystem 

68.1 ( 1 )  Nach Genehmigung eines Kur- oder Rehabi l itationsaufenthalts war zu entschei­

den, welcher Anbieter d ie  Leistung für d ie Vers icherte bzw. den Versicherten er­

bringen sol lte. In e i nigen Fä l len ergab sich bereits aus mediz in ischen Gründen eine 

k lare Präferenz für e i nen e i nzelnen Anbieter, was bei a l len ü berprüften Sozia lvers i­

cherungsträgern der Chefärzt l iche Bereich entschied. I n  v ie len Fä l len waren jedoch 

aus mediz in ischer Sicht mehrere Anbieter gle ichermaßen geeignet.  

Für den wirtschaftl ichen E rfo lg der  Anbieter war deren Auslastung entscheidend; 

d iese wiederum h ing davon ab, wie vie le Patientinnen und Patienten die Soz ia lver­

sicherungsträger den jewei l igen Anbietern zuwiesen .  Vertragl ich war kei ne Auslas­

tungsgarantie vere inbart; die Anbieter hatten dennoch für eine vertragl ich festge­

legte Bettenanzah l  I nfrastruktur und  Persona l  nach bestimmten Sch l üsseln 

bereitzuha lten . 

(2)  Bei der AUVA war aufgrund der I nd ikationsspezia l is ierung der Rehabi l itations­

e inrichtungen bzw. der geri ngen Anzahl der Vertragspartner im  Kurbereich d ie  Zu­

ordnung der Patientinnen und Patienten weitgehend klar. 

Die BVA orientierte sich bei der Zuweisung von Patientinnen und Patienten zu E in­

richtungen überwiegend am Patientenwunsch. Soweit d ies zu längeren Wartezei­

ten füh rte, konnte d ie  Patientin bzw. der Patient sich zwischen ei nem anderen 

Standort bei  früherer Leistungserbringung oder e iner längeren Warteze it am 

Wunschstandort entscheiden.  Weiters achtete d ie  BVA auf  d ie  Auslastung i h rer ei­

genen E inrichtungen ( überwiegend im  Rehabi l itationsbereich) . 

Die PVA nutzte zur Zuweisung der Patientinnen und Patienten zu e i nzelnen Anbie­

tern ein Patientensteuerungssystem .89 Nach einer Auswertung der Innenrevis ion 

der PVA lagen bei rund der Hälfte der Anträge Patientenwünsche fü r bestimmte 

E inrichtungen vor, d ie d ie PVA so weit wie mögl ich berücksichtigte. I n  den übrigen 

Fäl len sch l ug ein Algorithmus i h rer EDV-Appl ikation konkrete Leistungsanbieter 

vor. Dabei erfolgte ein gerei hter Vorschlag von sechs E in richtungen nach der Rei­

henfolge der fre ien Kapazität ( in Prozent der Gesamtkapazität) unter Beachtung 

einer maximalen Wartezeit auf Basis der Daten der letzten drei  Monate. Das Sys­

tem empfah l  d ie  erstgereihte E i n richtung, d ie  weiteren fünf E i n richtungen wurden 

der bzw. dem Versicherten a ls  Alternativen vorgeschlagen .  Auch Bedienstete der 

PVA konnten eine andere a ls  d ie  erstgere ihte E inrichtung aus dem Sechser-Vor­

sch lag im  Zuge des Bewi l l igungsverfahrens aussuchen, wobei d ies e inem Vier-Au­

gen-Prinz ip  unterlag. 

8 9  Laut einer Auswertung der Innenrevision der PVA fand lediglich bei 3,5 % der Fäl le keine Berechnung aus 

dem Patientensteuerungssystem statt. 
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Die Parameter des Patientensteuerungssystems für d ie  Ermitt lung der Kapazität 

waren rege lmäßig anzupassen, da z .B .  Umbaumaßnahmen oder Veränderungen im  

med izi n ischen Angebot zu unterschied l ichen Verfügbarkeiten führen konnten .  

(3)  E ine Prüfung der I nnenrevis ion der PVA stel lte im Ju l i  2015 fest, dass die Para­

meter für d iese Zuordnung ( i nsbesondere d ie  Anzah l  der verfügbaren Betten der 

jewei l igen Anbieter) nicht aktuel l  sowie die gespeicherten Werte und der Algorith­

mus n icht vol lständ ig nachvol lz iehbar waren .  Die Änderung der Pa rameter unterlag 

keinem Vier-Augen-Prinzip, es bestand jedoch d ie Vorgabe, dass Änderungen von 

den durchführenden Personen zu protoko l l ieren waren .  

Die I nnen revis ion der PVA stel lte weiters fest, dass  zumindest i n  e inem Fal l  e in  be­

wusster E ingriff in die Parameter erfolgt war, um die Zuordnung von Versicherten 

zu E in richtungen zu verändern .90 Dies erfolgte nach Angaben der Fachabte i lung im 

Auftrag der Genera ld i rektion, um d ie  Anlaufphase der "Gesundhe itsvorsorge Ak­

tiv" zu erle ichtern. Die I nnen revis ion beurtei lte d iese Begründung a ls  nicht nach­

vol lz iehbar. Sie war weiters der Ansicht, dass das m it dem Patientensteuerungssys­

tem angestrebte Ziel e iner ausgewogenen und zeitnahen Zute i lung der Aufentha lte 

auf a l le Vertragse inrichtungen augenschein l ich n icht erreicht werden könne .  

(4 )  Der  RH erhielt vom Prüfungsergebnis der I nnenrevision am 2 .  September 2015 

Kenntn is .  Ü ber Datenanforderungen des RH vom 28 . September 2015 erhielt der 

RH trotz mehrerer U rgenzen erst knapp vor Ende der Ei nschau vor Ort aussagekräf­

tige U nterlagen über Änderungen in  den Parametern des Patientensteuerungssys­

tems.91 E ine Ü berprüfung, ob d ie  e i ngetragenen Änderungen sach l ich begründet 

waren (z .B .  durch tatsächl iche Bettenerhöhungen oder Reduktionen),  war zu d ie­

sem Zeitpunkt nicht mehr mögl ich.  Die PVA begründete die Verzögerung m it der 

gleichze itigen Belastung der zuständ igen Bediensteten m it para l le l  stattfindenden 

EDV-Umstel l ungen . 

Der RH wies darauf h in ,  dass aus wirtschaftl icher Sicht n icht der Abschluss e i nes 

Vertrags, sondern erst d ie Zuweisung von Patienti nnen und Patienten zu e iner E in­

richtung für d ie  Anbieter entscheidend war. Die Methodik, welche E inrichtung Pa­

tientenzuweisungen erh ielt, war daher von essentiel ler Bedeutung. 

90 Die Innenrevision hielt fest: "So wurde z.B. im Zeitraum vom 16.12.2014 bis zum 09.02.2015 für GVA-Ein­

richtungen bei der I ndikation 5tütz- u.  Bewegungsapparat die für die PVA zur Verfügung stehende Betten­

anzahl (sieben Einrichtungen, mit 61 bis zu 402 Betten) von der zuständigen Abtei lung auf 999 erhöht, ohne 

dass dieser Eingabe entsprechende Vertragsänderungen (Änderung Bettenanzah l )  zu Grunde lagen." 

91 Die PVA übermittelte Ende November 2015 eine revidierte Darstellung der Logik des Patientensteuerungs­

systems und eine Erläuterung zur Änderung der Parameter, d ie jedoch die Fragen des RH inhaltl ich nicht 
beantwortete. 
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Der RH kritis ie rte daher, dass die PVA den Algorithmus und die Eingangspara meter 

für d ie  Zuweisung der Patientinnen und Patienten n icht zeitnah transparent dar­

ste l len konnte und dem RH  entsprechende Unterlagen verspätet ü bermittelte. Er  

kritis ierte weiters, dass  die E ingangsparameter n icht a ktuel l  waren, Änderungen 

ke inem Vier-Augen-Pri nz ip unterlagen und für den vorgefundenen E ingri ff in d ie  

Parameter keine schriftl iche Weisung m it k larer Begründung vorlag. Er  h ielt d ies 

unter Compl iance-Ges ichtspunkten für hochgrad ig nachte i l ig .  

Der RH empfah l  der PVA, d ie  Zuweisung der Patientinnen und Patienten zu e inzel­

nen Anbietern nach ei ner transparenten, gut dokumentierten und sachl ich begrün­

deten Systematik durchzuführen . Die dazu maßgebl ichen Parameter sol lten auf­

grund der wirtschaft l ichen Bedeutung der Zuweisung im  Vier-Augen-Pr inz ip 

bearbe itet werden; E ingriffe i n  d ie  Logik sol lten schrift l ich dokumentiert und aus­

re ichend begründet se in .  

Die PVA ste l lte i n  i h rer Ste l lungnahme d ie  Funktionsweise ihres Patientensteue­

rungssystems umfängl ich dar. D ie Zie le d ieses Systems - darunter auch eine nach­

vol lz iehbare Dokumentation der Patientenzuweisungen - seien erreicht worden.  

Andernfa l l s  wären auch d ie  vom RH bzw. der Innenrevision e ingeforderten Daten 

n icht verfügba r gewesen. Im Ü brigen sei d ie PVA die e inzige E inrichtung, d ie über 

e in  entsprechendes Patientensteuerungssystem verfüge. 

Weiters wiederholte die PVA i h re Begründung für den von RH und Innenrevision 

kritisierten E i ngriff i n  das Patientensteuerungssystem: Anfa ng Dezember 2014 

seien d ie  Kapazitäten der Gesundheitsvorsorge Aktiv (GVA) nicht ausgeschöpft ge­

wesen. Um eine zeitgerechte P lanung sowie e ine ausreichende Patientenanzah l  für 

die geplante Eva lu ierung zu gewährleisten, sei die Patientensteuerung durch E rhö­

hung der im  System h i nterlegten Bettenanzah l  der GVA-Ein richtungen auf den 

Wert 999 bewusst beeinflusst worden .  So habe s ie kurzfri stig e ine höhere Zuwei­

sung von Patienten erz ie lt, die jedoch keine Auswi rkung auf die Jahreskapazität 

gehabt habe. 

Der RH h ie lt  der PVA entgegen, dass er nicht d ie  E inrichtung eines Patientensteue­

rungssystems a l s  solches, sondern d ie  n icht aktue l len E ingabeparameter, das Feh­

len e ines Vier-Augen-Prinz ips be i  der E ingabe der Parameter und das Fehlen e iner 

schriftl ichen Weisung für Ei ngriffe i n  d ie  Parameter kritis iert hatte. Er  wies erneut 

auf die erhebl ichen wirtschaftl ichen Auswirkungen der konkreten Patientenzuord­

nung für d ie  Vertragspartner und  d ie  damit verbundenen Compl iance-Ris iken h i n .  

Er  h ielt daher an seinen Empfeh lungen fest. 
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Zur Begründung für den kritis ierten E ingriff i n  das Patientensteuerungssystem 

merkte der RH an,  dass seiner Ans icht nach durch den E ingriff zwar d ie  Gesamtjah­

reskapazität unverändert b le iben mochte, dass dadurch aber andere Patientinnen 

und Patienten zur Gesundheitsvorsorge Aktiv zugewiesen wurden a ls ohne den Ein­

griff - andernfa l ls hätte der E ingriff auch nicht d ie  gewünschten Effekte erzielt. Er 

h ielt d ies für problematisch; jedenfa l ls wäre dafür eine sch riftl iche Weisung erfor­

derl ich gewesen. 

Zusa m menfassung 

69 Der RH h ielt zusammenfassend fo lgende Kritikpunkte zur Auswahl  der Vertrags­

partner im Rehab i l itationsbereich fest: 

- Die P lanung, wie viele Plätze für Rehab i l itation insgesamt zur Verfügung gestellt 

werden sol lten, wich von der tatsäch l ichen Entwicklung wesentlich ab . Die Pla­

nung vermengte d ie  ana lytische Beda rfsschätzung m it der Gesta ltungsaufgabe 

der Strukturplanung, wodurch Letztere unverbi nd l ich und lückenhaft bl ieb. I ns­

besondere existierte kei n  Konzept zum Ausgleich von regiona len U ngleichge­

wichten, was m it der Gefa h r  von Ü berkapazitäten verbunden war. Die P lanung 

für ambulante Rehab i l itation war n icht konkret genug, um be im Vertragsab­

sch luss bzw. bei den landesbehörd l ichen Genehmigungsverfahren e ine ausrei­

chende Entscheidungsgrundlage zu b ieten . Dies war auch unter Compl iance­

Gesichtspunkten nachte i l ig, da e ine konkrete Bedarfserhebung fü r e inen 

geordneten Beschaffungsprozess unabd ingbar ist. 

- Die Gesta ltung der Verträge m it den Leistungserbri ngern wies wesentl iche 

Schwächen auf: Um - letztl ich ohne Erfolg - d ie Anwendbarkeit des Vergabe­

rechts auszusch l ießen, versuchten die Sozia lversicherungsträger, die Verträge 

a ls  Verrechnungsverträge zu gesta lten, wesha lb d ie  Rege lung der Le istungs­

pfl ichten unk lar  war und d ie  Konsequenzen von Leistungsmängeln zunächst 

n icht vertragl ich geregelt waren.  

- Es erfolgte weder e in  Preiswettbewerb noch e ine Kostenkalkulation.  Statt des­

sen wurden h istorische Verhandlungsergebn isse fortgesch rieben .  Struktu rel le 

U nterschiede (z .B .  h insichtl ich der Größe der E inrichtungen)  waren dabei  n icht 

berücksichtigt. Es bestanden Rahmenverträge und bi latera le Verträge einzelner 

Sozia lversicherungsträger nebeneinander. 
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- Die Auswah l  der Vertragspartner wies wesentl iche strukture l le Schwächen auf: 

Die Soz ia lversicherungsträger wurden n icht von sich aus aktiv, um den festge­

stellten Bedarf zu decken, sondern überl ießen d ie  In i tiative einzelnen Bewer­

bern. Ob tatsächl ich der I nformationsstand a l ler  Bewerber gleich war, war n icht 

sichergeste l lt .  

Das Verfahren war zweigete i l t: i n  e in  Bedarfsprüfungsverfah ren beim Land ei­

nerseits und i n  e in  Verfahren zum Vertragsabsch l uss i n  der Sozia lversicherung 

andererseits. Die Kriterien und Entscheidungswege waren jewei ls  unterschied­

l ich. Die I n strumente der Koord i n ierung b l ieben weitgehend unverb ind l ich und  

wurden auch unzureichend wahrgenommen . So  unterbl ieb d ie  I ntegration des 

Rehab i l itationsplans i n  d ie Regionalen Strukturpläne Gesundheit, d ie Ste l lung­

nahmen der Sozia lversicherungsträger beantworteten nur  selten die kon kreten 

Fragen der Länder. 

Bemühten sich mehrere Bewerber um d ie Mögl ichkeit, Rehab i l itationsleistun­

gen zu erbri ngen, war n icht d ie  Qua l ität oder der  Preis, sondern d ie  zeit l iche 

Reihenfolge der AntragsteI lung maßgebl ich (Windhundpr inz ip) .  

- Wirtschaftl ich für d ie  Anbieter entscheidend war i n  der Regel der Vertragsab­

sch luss mit der PVA, da d iese über zwei Drittel der Aufentha lte finanz ierte.  Bei 

der PVA waren nicht al le Schriftstücke im Zusammenhang m it der Bewerberaus­

wah l  bzw. den Vertragsabschlüssen nachvol l z ieh bar dokumentiert (e indeutig 

zugeordnet und vol l ständig erfasst) .  Tei lweise waren Entsche idungen n icht be­

gründet. E inzelne Anträge wurden sichtl ich nach anderen als den formal vorge­

sehenen Kriterien entsch ieden (z .B .  H i nweis auf e inen anderen Zeithorizont der 

Bedarfseinschätzung, H i nweis auf zusätzl iche Kriterien wie d ie  Bündelung ver­

sch iedener I nd i kationen i n  Zentren etc . ) .  I nterne strategische Vorgaben unter­

b l ieben während des ü berprüften Zeitraums weitgehend.  Im  Büro waren d ie 

Aufgaben von P lanung, Tarifka l ku lation, Auswah l  der Vertragspartner und Ver­

tragsgestaltung tei lweise zersp l ittert; nach dem Abgang des Chefarztes und der 

zuständ igen Genera ld i rektor-Stel lvertreter in waren mehrere Vorgänge n icht 

sch lüssig nachvol lz iehbar. 

- Als Folge der genannten Mängel war d ie Entwickl ung des Angebots i n  den vom 

RH analys ierten Versorgungsbereichen (jewei ls  defi n iert als Schn ittmenge e iner 

Ind i kation und e iner Versorgungszone) überwiegend abweichend von den P la­

nungen erfolgt. Es kam sowoh l  zum Aufbau von höheren a l s  auch von geri nge­

ren Kapazitäten a ls  vorgesehen. 
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- Während der Gebarungsüberprüfung des RH versuchte die PVA, d ie  Vergabe 

von Verträgen grund legend umzugestalten. In Zukunft sol lte unter der Steue­

rung durch den Vorstand a uf Basis ei nes Masterp lans durch Ausschreibungen 

eine transparente Vergabe erfolgen .  Der RH begrüßte d iese Vorhaben.  Er  wies 

aber darauf hin, dass mehrere wichtige Punkte noch n icht gelöst waren :  insbe­

sondere d ie  Abstimmung der landesbehörd l ichen Verfahren mit den Ausschrei­

bungen in  der Sozia lvers icherung, Verbesserungen bei der P lanung, der Ver­

tragsgesta ltung und der Tariffindung sowie e ine interne Reorganisation und 

Prozessvorgaben für  d ie  vo l lständ ige interne Dokumentation i n  der PVA. Wei­

tere Reformschritte waren daher nötig. 

Teil 1 1 1  - Weitere nicht prioritäre Dienstleistungen 

Releva ntes Gebarungsvolumen 

70.1 (1) Neben den Kur- und Rehab i l itationsleistungen erbrachten d ie  Soz ia lversiche­

rungsträger noch weitere n icht prioritä re Leistungen, bei denen sie auf Dritte zu­

rückgriffen .  

Von der Summe der Aufwendungen der Sozia lversicherungsträger von i nsgesamt 

rd. 56, 101 Mrd . EUR im Jahr  2014 entfielen rd . 38,436 Mrd .  EUR  auf Geld le istun­

gen und rd . 1,935 Mrd .  EUR a uf Verwa ltungsaufwendungen, Abschre ibungen und 

sonstige Aufwendungen (z .B .  Beitragsabschreibungen) . Som it verbl ieb e in  Aufwand 

von rd . 15,730 Mrd . EUR für Gesundhe itsd ienstleistungen bzw. Gesundheitspro­

dukte . 

Davon wurden Leistungen im Wert von rd . 855 Mio.  EUR  aus Eigenen E inrichtun­

gen i n  die Erfolgsrechnung übergeleitet (und somit durch d ie  Träger sel bst er­

bracht), rd . 407 Mio.  EUR  machten Aufwandsersätze aus (d .h .  d ie Träger schlossen 

keine Verträge ab). Somit verbl ieben rd. 14,468 Mrd .  EUR  an Produkten und Leis­

tungen im Gesundheitsbereich,  über welche d ie  Soz ia lversicherungsträger Verträge 

abgesch lossen hatten. 

(2)  Ü ber 80 % d ieses Volumens entfiel auf Leistungen der Krankenversicherungsträ­

ger.92 Die BVA gab gegenüber dem RH an, mehr als 17 .000 Vertragspartner im Be­

reich von Gesundheitsprodukten bzw. Dienstleistungen zu haben .  Die fo lgende 

Da rste l lung zeigt eine grobe Übers icht d ieser Vertragspartner: 

92 Im Bereich Pensionsversicherung fiel rd. 1 Mrd. EUR an Rehabil itations- und Gesundheitsvorsorgeleistun­

gen an (siehe TZ Z6), im Bereich Unfallversicherung rd. 500.000 EUR an Unfa l lheilbehandlung bzw. Rehabi­
litation. 

III-358 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 02 Hauptdok. Teil 2 (gescanntes Original)68 von 100

www.parlament.gv.at



Bericht des Rechnungshofes R 
-

Comp l ia nce im  Vergabe- und Persona l  bereich i n  der Soz ia lversicherung H 

Tabelle 12: Anzahl und Umsatz der Vertragspartner der BVA 2014 

Fachgebietsbezeichnung I Anzahl I Umsatz 2014 

in Mio.  E U R  

Al lgemeinmedizin 3.993 95,98 

Zahnmediz in  2.223 51,78 

sonstige medizinische Fächer 3.830 174,61 

Summe Medizin 10.046 322,38 

Hörgeräteakustik 194 8,21 

Leihfirmen für Hei l behelfe und Hi lfsmittel 23 5,32 

Bandagist 138 16,11 

Optik und Augenprothetik 861 4,36 

Orthopädieschuhmacher 199 3,55 

Orthopädietechn ik  35 0,83 

Summe Heilbehelfe 1.450 38,39 

Arztpraxis mit Hausapotheke 816 23,65 

öffentliche Apotheke 1.327 202,21 

Summe Heilmittel 2.143 225,86 

selbstständiges Ambulatorium für phys ika l ische Medizin 172 11,94 

Krankenanstalt, stationär! 273 n.a .  

CT, M R  und andere Leistungen 110 14,20 

sonstiges selbstständiges Ambulatorium 184 16,73 

selbstständiges Ambulatorium für Zahnmed iz in 98 5,79 

Genesungsheim, Kurheim, sonstige Heime 154 28,00 

Summe Krankenanstalten und Heime 991 76,66 

Dentist 16 0,12 

Physiotherapie 277 2,39 

Rettungsdienste, Beförderungsgewerbe 1.364 17,41 

Logopädie 181 0,88 

Hebamme und Krankenpflege 306 0,45 

Kl in ische Psychologie 96 0,40 

Ergotherapie 94 0,53 

andere Vertragspartner 300 27,14 

Summe Sonstige 2.634 49,32 

Summe 17.264 712,60 

! Eine Zuordnung eines Umsatzes war aufgrund der pauschalierten Zahlung bzw. der Abwicklung über den Fonds nach § 447f ASVG nicht 

sinnvoll. 

Quelle: BVA 

I m  überprüften Zeitraum 2012 b is  2014 kamen jährl i ch rd . 1 .000 Vertragspartner 

neu h inzu bzw. ersetzten bestehende Vertragspartner, davon waren rund zwei Drit­

tel Ärztinnen bzw. Ärzte und rund e in  Drittel sonstige Vertragspartner. 
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70.2 Der RH wies auf das m it rd . 14,468 Mrd .  EUR  erhebl iche Gebarungsvo lumen i m  

Bereich n icht pr ioritärer Dienstleistungen im Gesundheitswesen außerha lb  Kuren 

und Rehab i l i tation h i n .  Er  bewertete die große Anzah l  der Vertragspartner 

( rd .  17.000 Vertragspartner a l le ine be i  der BVA) a l s  e ine erhebl iche Herausforde­

rung für d ie  Krankenvers icherungsträger. Der RH h ielt daher e in  Compl iance- und 

systematisches Management der Verträge fü r wesent l ich .  Dies umfasste insbeson­

dere 

- e in  k lares Verständn is  der recht l ichen Grund lagen (d .h .  der konkreten Anforde­

rungen des § 141 BVergG);  der RH verwies dazu auf seine Feststel l ung in TZ 41, 

wonach der Hauptverband seine Richtl in ienkompetenz bei Vergaben zur  Zeit 

der Gebarungsüberprüfung n icht nutzte und die offenen Kriterien für n icht pri­

oritäre Dienstleistungen (Transparenz, N ichtd iskrim in ierung) daher n icht kon­

kretisierte; 

- e ine k lare E i nordnung der rechtl ichen Struktur  der Verträge ( Leistungs-, Kon­

zessions- oder Verrechnungsvertrag) (s iehe TZ 71); 

- ei ne bewusste Steuerung der wesentl ichen E inkaufsparameter (Aktua l ität der 

Verhand lungen, Untersch iedl ichke it versus Bündelung der Produkte etc. )  (s iehe 

TZ 72) . 

Grundlegende rechtliche Einordnung der Verträge 

71.1 (1 )  Wesentl iche Bereiche der Vertragsabsch l üsse über Gesundheitsdienstleistun­

gen und  Gesundheitsprodukte unterlagen i n  Österre ich gesetz l ichen Sonderre­

g imes, d ie  außerha lb  des Vergaberechts festgelegt waren :  

- So regelte das ASVG fü r d ie  Organ isation von Leistungen der ärztl ichen H i l fe das 

Regime der Gesamtverträge (verbi nd l iche, e inheit l iche Ta rife und Festlegung 

der Anzah l  der Kassenstel len im E invernehmen m it der ärzt l ichen I nteressenver­

tretung sowie ansch l ießender Ausschre ibung der jewei l igen Kassenstel len nach 

Qua l itätskriterien ). 93 

- Für He i lm ittel normierte das ASVG das Regime des Erstattungskodex {e in be­

hördl iches Verfahren zur Aufnahme von Hei lm itteln  in d ie Liste der auf Rech­

nung der Sozia lvers icherungsträger verordenbaren He i lm i ttel; Anspruch auf 

Aufnahme unter bestimmten inha lt l ichen und preis l ichen Voraussetzungen) .94 

93 § 342 ASVG 

94 § 133 ASVG bzw. §§ 351 ff. ASVG 
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- Für d ie  Ansta ltspflege galt i m  Kernbereich der öffentl ichen Krankenanstalten 

eine Bewi l l igungspfl icht unter der Voraussetzung eines öffentl ichen Bedarfs so­

wie eine verpfl ichtende M itgliedschaft i n  Fonds bzw. F inanzierung über Fonds .9s 

E inheit l i che Tarife wurden durch Abgangsdeckungen der Krankenansta ltenbe­

treiber ergänzt. 

- Für  Hei lbehelfe galt im Rahmen des sogenannten 1I0stvertrags" e ine vertragl i ­

che Rege lung ,  d ie  e ine Gewährung von Leistungen auf Rechnung der Sozia lver­

sicherungsträger i nnerhalb bestimmter Pre isbänder nach Aufnahme in e inen 

Kata log durch bestimmte Gremien regelte. 

- Für Verträge zur Rehab i l itation galt nach Fest legungen im Rehab i l itationsp lan 

und i n  der Bundes-Zielsteuerungskommission der Grundsatz der Vertragsver­

gabe nach der ze it l ichen Rei henfolge des Angebots (das sogenannte Windhund­

pr inz ip )  (s iehe TZ 52) . 

(2)  Die europarechtl iche Zulässigkeit der Ausgestaltung d ieser Regime richtete sich 

nach der Auslegung der a l lgemeinen Kriterien und war bereits mehrfach Gegen­

stand von Verfahren vor dem EuGH und dem VfGH.96 Die Literatur bezeichnete zur 

Zeit der Gebarungsüberprüfung sowohl die Anwendbarkeit des Vergaberechts a ls  

auch d ie  Vere inbarkeit zwischen den Sonderrege lungen und dem Vergaberecht a l s  

umstritten .97 

H i nsicht l ich des Abschlusses von Verträgen m it Anbietern von Rehab i l itationsleis­

tungen nahm der Hauptverband  im  Jun i  2015 an lässl ich der neu zu organ is ieren­

den K inderrehab i l itation m it dem BKA Kontakt auf, um dessen Rechtsstandpunkt 

zur Anwendbarkeit des Vergaberechts bzw. zu zweckmäßigen und zu lässigen Alter­

nativen zu erfragen .  Das BKA füh rte aus, dass d ie  Vergabe der betreffenden Dienst­

le istungen dem Bundesvergabegesetz unterl iege und eine Vergabe außerha lb des 

Bundesvergabegesetzes unzulässig sei .  Ende Ju l i  2015 hie lt e ine Arbeitsgruppe der 

PVA (nach einer Sachverha ltsdarste l lung des BMASK an  d ie  Staatsanwaltschaft h in­

sichtl ich des Absch lusses von Verträgen) fest, dass zwar bis lang d ie Vergabe von 

Gesundheitsd ienstleistungen ohne streng formal is iertes Verfahren im  S inn des 

Bundesvergabegesetzes durchgeführt worden sei ,  nunmehr  a ber festgeha lten 

werde ,  dass die PVA auch i n  d iesem Bereich unter die Bestimmungen des Vergabe-

9S z.B. Landesgesundheitsfonds nach § 148 ASVG bzw. Ausgleichsfonds zur Krankenanstaltenfinanzierung nach 

§ 447f ASVG 

96 Z.B. EuGH Rs C-160/08 ( Rettungsdienste); VfSlg. 17.367/2004 (Kassenverträge sind weder nicht prioritäre 

Dienstleistung noch Dienstleistungskonzessionsvertrag, sie dienen bloß der Abwicklung des der bzw. dem 

Versicherten gegenüber dem Krankenversicherungsträger zustehenden Kostenersatzes); EuGH Rs C-300/07 

(Oymanns; orthopädische Schuhe, Verträge sind als Rahmenverträge zu qualifizieren); EuGH Rs C-274/09 

(Stadler; Rettungsdienste, Qualifizierung a ls  Dienstleistungskonzessionsverträge) 

97 Z.B. Mosler i n  Gri l lberger/Mosler, Ärzt l iches Vertragspartnerrecht (2012), S. 150 f. m.w.N .  
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71.2 

rechts fa l le .  Auch eine Gesta ltung der Verträge als D irektverrechnungsverträge sei 

n i cht zielfüh rend.  

E ine weitergehende Ana lyse der Konsequenzen d ieser Grundsatzentscheidungen 

(Ris ikoeinschätzung) i n  anderen Bere ichen war bei den überprüften Soz ia lversiche­

rungsträgern bzw. beim Hauptverband zur Zeit der Gebarungsüberprüfung noch 

n icht erfolgt. 

Der RH kritis ierte, dass n icht nur  die rechtl ichen Anforderungen sel bst, sondern 

auch die E i nordnung der Verträge und damit d ie R is ikoei nschätzung der Erfü l l ung 

d ieser Anforderungen weitgehend unbestimmt b l ieben. 

Der RH hie lt es für erforderl i ch, d ie unterschiedl ichen Verträge der Soz ia lversiche­

rungsträger nach der Art des Vertrags (Verrechnungsvertrag, Konzessionsvertrag, 

Dienstleistungs- oder Liefervertrag) und nach den erfassten Leistungen (prioritä re 

oder n icht prioritä re Leistungen)  e i ndeutig zuzuordnen und e ine aktuel le E inschät­

zung der vergaberechtl ichen Voraussetzungen und des a ktuel len Erfü l l ungsstands 

d ieser Voraussetzungen vorzunehmen.  

Er  wies darauf h in ,  dass e ine d iesbezügl iche Feh le inschätzung beachtl iche vergabe­

rechtl iche Konsequenzen haben könnte und eine Neugesta ltung der Organisation 

der Versorgung entsprechende zeit l iche und personel le  Ressourcen erfordern 

würde. 

Bei  den Rehabi l itationsleistungen mit e inem Gebarungsvolumen von rd . 1 Mrd .  EUR  

(s iehe TZ 26) h ielten de r  Hauptverband und  d ie  PVA a l s  größte F inanz ierungsträger 

zur Zeit der Gebarungsüberprüfung - abweichend von der bisherigen E inschätzung 

- das Vergaberecht für anwendbar und füh rten Ausschrei bungen durch. 

Darüber h i naus könnte d ie  Entwick lung des Vertragspa rtnerrechts (z .B.  der Aufbau 

von Pr imary Hea lth Care, bei  der unterschied l iche Rechtsformen um d ie verfügba­

ren Ste l len konkurrieren könnten) oder d ie  Entwickl ung der europarecht l ichen Ju ­

d i katur zum Vergaberecht be i nicht prioritären Dienst le istungen - ähn l ich w ie  be i 

der Rehab i l itation - auch i n  anderen Bereichen dazu führen, dass bestehende 

Usancen rechtl ich n icht mehr ha ltbar s ind .  Im H i nb l ick auf d ie beacht l ichen konzep­

tionellen und Ressourcen-bezogenen Anforderungen einer solchen Reorientierung 

wären eine frühzeitige R is ikoeinschätzung und gegebenenfa l l s  eine Prioris ierung 

des Hand lungsbedarfs zweckmäßig. 
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71.3 

Der RH empfah l  dem Hauptverband sowie der AUVA, der BVA und der PVA, die 

bestehende Vertragslage im H inbl ick auf d ie  vergaberecht l ichen Kategorien zu g l ie­

dern und eine Ris ikoeinschätzung nach vergaberechtl ichen Kriterien vorzunehmen.  

Es sol lte K larheit über d ie E inord nung der abgeschlossenen Verträge a ls  Dienstleis­

tungs-, Liefer-, Konzessions- oder Verrechnungsvertrag und die getroffenen Maß­

nahmen bestehen, um d ie  für n icht prioritäre Dienst leistungen geforderten Trans­

parenzkriter ien zu erfü l len .  Gegebenenfa l ls wären erkannte Defizite ana log zur 

Rehab i l itation zu beheben . 

( 1 )  Laut Stel l ungnahme des Hauptverbands werde d ie Umsetzung der Empfeh lun­

gen des RH aufgrund der Erfahru ngen aus dem derzeit laufenden Vergabeverfahren 

ü ber Leistungen der K inderreha bi l itation mögl ich werden .  Liefer- und Verrech­

nungsverträge kämen bei  Gesundheitsle istungen kaum in  Betracht. 

(2)  Die AUVA sagte zu, eine Erhebung und Kategorisierung für Verträge n icht prio­

ritärer Dienstle istungen vorzunehmen.  

(3)  D ie BVA gab i n  i h rer Ste l lungnahme zu bedenken, dass e ine derartige Kategori­

s ierung angesichts der Fü l le  von Verträgen und Vertragsgegenständen n icht s inn­

voll von den ei nzelnen Trägern geleistet werden könne; eine a l lgemeine In itiative 

mit d ieser Zie lsetzung würde auch die BVA unterstützen . 

(4) Die PVA verwies i n  i h rer Stel l ungnahme auf i h re Bewertung der Verträge zu Kur­

und Rehab i l itationsleistungen. S ie  habe auch bereits d ie  strukturel len Vorausset­

zungen zum Aufbau entsprechender Kompetenz und Erfahrung sowie Ressourcen 

durch E in richtung einer eigenen Organ isationseinheit geschaffen .  E ine Ex-ante-Ri­

s ikoeinschätzung sei jedoch schwierig, da sich d ie  Rechtsgrund lagen und d ie  Jud i ­

katur  laufend entwicke lten; Österre ich sei betreffend d ie  neue EU-Vergaberichtl i ­

nie seit  ca . e inem ha lben Jahr i n  U msetzungsverzug. 

Unterschiede zwischen den Beschaffungsregimes 

72.1 Wesentl iche Eckpunkte der unter TZ 71 angefüh rten Sonderregime (Ärzt l iche H i lfe, 

He i lm ittel etc. )  untersch ieden sich erhebl ich:  

- Die Fristen für d ie  Verfah rensdauer bis zur  Entscheidung, d ie  Höhe der zulässi­

gen Preisbänder, d ie Transparenz der Preise zwischen den Anbietern etc. waren 

untersch ied l ich .  
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72.2 

72.3 

- In e i n igen Bereichen galten d ie  Verrechnungsregeln  zwischen Sozia lversiche­

rungsträger und Leistungserbringer für a l le  M itglieder bestimmter Berufsgrup­

pen ohne Absch luss e inze lner Verträge, i n  anderen Fä l len waren E inzelverträge 

vorgesehen.  

- In  e in igen Bereichen waren fü r den Absch luss von E inzelverträgen Aussch rei­

bungen vorgesehen (z .B .  Ärztinnen bzw. Ärzte), i n  anderen konnten E inzeIver­

träge auf Antrag auch ohne Ausschreibung abgeschlossen werden (z .B .  Physio­

therapie) .  Tei lweise untersch ied sich d ie  Auswah l  der Vertragspa rtner je nach 

Bundes land .  

- I n  manchen Fäl len war e iner Tätigkeit e ine behörd l iche Bedarfsprüfung vorge­

scha ltet, i n  anderen Fä l len n icht. 

E ine Ana lyse der vergaberechtl ichen Imp l i kationen der Untersch iede konnten die 

Sozia lversicherungsträger oder der Hauptverband dem RH n icht vorlegen .  

Der  RH beu rtei lte kritisch, dass keine vergaberecht l iche E inschätzung der unter­

schiedl ichen Sonderregime verfügbar war. 

Er empfahl  dem Hauptverband, d ie verschiedenen Sonderregime regelmäßig miteinan­

der zu vergleichen und zu überprüfen, ob die Unterschiede noch sachl ich gerechtfertigt 

bzw. zweckmäßig waren und den vergaberechtlichen Anforderungen entsprachen . 

Maßgebliche Kriterien d ieser Prüfung könnten dabei z .B .  sein: das Ausmaß der E inbin­

dung der berufl ichen I nteressenvertretungen und deren Rol le bei der Festlegung des 

Angebots; d ie Dauer der Entscheidung, ob bestimmte Produkte in die Vertragsregime 

aufgenommen werden; das Ausmaß der Preisbänder, innerhalb derer d ie Patientinnen 

und Patienten mit den Anbietern das bestgeeignete Produkt ohne Einzelfa l lgenehmi­

gung auswählen dürfen.  

Der Hauptverband führte in seiner Stel lungnahme aus, dass er immer wieder Überle­

gungen in solchen Zusammenhängen anstel le, ihre Verwirklichung würde a l lerdings 

grund legende Veränderungen im Vertragspartnerrecht der Sozialversicherung auslö­

sen; zu deren Veran lassung seien n icht die vollziehenden Stellen, sondern die Gesetz­

gebung berufen.  Das laufende Vergabeverfahren im Bereich der Kinderrehabi l itation 

habe dazu bereits erste wertvol le Ansatzpunkte gel iefert, so z .B .  auch bei der mögli­

cherweise zielführenden engeren Zusammenarbeit mit anderen Organisationen (etwa 

im Bereich der Behindertenhi lfe). Es werde nicht zu letzt von der Umsetzung der Verein­

barung nach Art. 15a B-VG über die Finanzierung des Gesundheitswesens abhängen, 

inwieweit h ier weitere Schritte gesetzt werden können. Der Hauptverband sei bereit, 

an entsprechenden Schritten mitzuwirken . 
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Maßnahmen in Schwerpunktbereichen 

73.1 

73.2 

(1 )  In bestimmten Bereichen wich die Praxis der Vertragspa rtnerauswah l  von dem 

ursprüngl ich gesetzl ich vorgesehenen Regime ab .  

Beispielsweise war fü r den Bereich der Psychotherapie vorgesehen, e inen Gesamt­

vertrag abzusch l ießen .9a Tatsächl ich kam es jedoch mangels E in igung n icht zum Ab­

schluss e ines Gesamtvertrags. Die Versorgung erfolgte e inerseits über - als Sach­

le istung zur  Verfügung gestel lte - Stundenkontingente, a ndererseits über 

satzungsmäßig festgelegte Kostenbete i l igungen.  Die a l s  Sachleistung zur Verfügung 

gestel lten Stundenkontingente waren vertragl ich m it bestimmten Vere inen verein­

bart.99 

Die BVA hatte in  Wien d iesbezügl ich Verträge m it 13 E inrichtungen, wobei e in  Ver­

e in  rund dre i  Viertel des U msatzes abdeckte. E in Vergabeverfahren h i nsichtl ich der 

Verträge bzw. Stundenkontingente war unterbl ieben.  Die BVA gab dem RH  gegen­

ü ber an,  s ie orientiere s ich bei der Auswah l  der  Vertragspartner am Vorgehen der 

WGKK; d iese hatte auch kei n  Vergabeverfahren durchgeführt .  

(2)  I n  bestimmten Fä l len nutzte d ie  Sozia lversicherung zur Erzie lung ökonom ischer 

Vortei le  das I nstrument der öffentl ichen Aussch rei bung bei Gesundheitsprodukten. 

Die Vertreter innen und Vertreter der  Sozia lversicherung gaben dem RH gegenüber 

an, dass es dabei jedoch unter Umständen zu massiven Verzögerungen bzw. über­

haupt e iner Verh inderung e iner geordneten Beschaffung durch E insprüche gegen 

Verfahrensschritte und langwierige Rechtsstre itigkeiten gekommen sei .  

Beisp ielsweise erfolgte im  Bereich der Hei l- und Sondennahrung im  Jahr 2011 eine 

Ausschre ibung e ines Soz ia lversicherungsträgers . Die Beschaffung konnte b is  zum 

Ende der Gebarungsüberprüfung Anfa ng 2016 n icht erfo lgreich beendet werden.  

Die Patientinnen und Patienten mussten dennoch laufend mit He i l- und Sonden­

nahrung versorgt werden. 

( 1 )  Anknüpfend an  TZ 71  hob der RH hervor, dass d ie  Beschaffungsbereiche, i n  de­

nen d ie  gelebte Praxis von der ursprüngl ichen Konzeption des Gesetzgebers ab­

wich, bei der unter TZ 71 empfoh lenen Risikoana lyse besonders zu berücksichtigen 

war. 

98 Nach § 349 Abs. 2 ASVG gilt: "Die Beziehungen zwischen den Trägern der Krankenversicherung und den [ . . .  ] 

freiberufl ich tätigen Psychotherapeuten werden durch einen Gesamtvertrag [ . . . ] geregelt. [ . . .  ] Stehen keine 

Gesamtverträge in Geltung, können [ ... ] E inzelverträge abgeschlossen werden." 

99 siehe dazu Kletter in  Sonntag, ASVG3 (2012) § 459, Rz 7 f. 
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(2 )  Der RH anerkannte, dass d ie  Soz ia lversicheru ngsträger jedenfa l l s  tei lweise ver­

suchten, das Instrument der Aussch re ibung für wirtschaft l iche Vortei le zu nutzen. 

Er  wies darauf hin, dass die Praxis der bisher durchgeführten Aussch rei bungen 

zeigte, dass die konkrete Umsetzung erhebl iche Schwierigkeiten bereiten konnte. 

Es wären daher rechtzeitig die entsprechende Kompetenz und Erfahrung aufzu­

bauen, e ine gewisse Dauer der  Verfahren zu berücks ichtigen und e in  geordnetes, 

prioris iertes Vorgehen ei nzupla nen . 

Der RH verwies daher auf se ine Empfeh lung an den Hauptverband (TZ 71), zur be­

stehenden Vertragslage e ine R is ikoeinschätzung im H inbl ick auf das Vergaberecht 

vorzunehmen . 

Zusammenfassung nicht prioritäre Dienstleistungen 

74 Der RH h ielt zusammenfassend  fo lgende Kritikpunkte fest: 

- Da der Gesetzgeber ke ine Entscheidung getroffen hatte, ob Rehab i l itation für 

Pension istinnen und Pens ion isten verpfl ichtend vorgesehen werden sol lte, ba­

s ierte e in  erhebl icher Tei l  der Rehab i l itationsle istungen auf e i ner für andere 

Konstel lationen geschaffenen Rechtsgrundlage. Dies beeinträchtigte sowohl  d ie  

Rechtsposition der E inze lnen a ls  auch die Transparenz der Darste l lung ,  d ie  Steu­

erungsmögl ichkeit der öffentl ichen Hand und die K larheit, welchen Zweck d ie  

Leistung sel bst erfü l len sol lte. 

- Mangels entsprechender statistischer Weisungen war weder der Gesamtauf­

wand für Rehabi l itation und  Kuren verfügba r, noch e ine verlässl iche Statistik 

über das Antragsverha lten und d ie  Genehmigungspraxis der e inzelnen Träger. 

Dies war umso schwerwiegender, a ls  d ie  Sozia lversicherungsträger Steuerungs­

aufgaben wahrzunehmen hatten ( i nsbesondere h i nsichtl ich der Kuren a l s  frei­

wi l l ige Le istung) und d ie  Anzah l  der Aufentha lte i n  den letzten J ahren sta rk an­

gestiegen war. 

- Da aus fi nanz ie l len Gründen (Bundesbeitrag) d ie  Zuständ igkeit für Rehab i l ita­

tion  bei der Pensionsversicherung angesiedelt war, mussten d ie Anträge auf Ba­

s is sehr kurzer Antragsformulare und gegebenenfa l ls m itgesandter Befunde ent­

schieden werden, obwohl d ie Krankenversicherung über umfassende h istorische 

Daten der abgerechneten Leistungen verfügte. Die Entscheidungsgrund lagen 

waren damit  sehr reduziert . 
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- U nter Compl iance-Gesichtspunkten war auffä l l ig, dass für d ie Genehmigung 

oder Ablehnung von Kur- und Rehab i l itationsaufenthalten keine  feste Ge­

schäftse inte i lung bestand und  Auswertungen über d ie  Entscheidungsstatistik 

der e inzelnen Begutachterinnen und Begutachter n icht mögl ich waren .  Rege­

lungen zum Umgang mit Anträgen, d ie  E infl ussträgeri nnen und -träger persön­

l ich übermittelten, fehlten. 

- Die Auswertung des RH ü ber d i e  Genehmigungsquoten und Häufigkeit der Inan­

spruchnahme zeigte auffäl l ige U ntersch iede zwischen den e inze lnen Trägern, 

die b isher nur unzureichend ana lysiert wurden .  Die Rege lungen über die Ver­

meidung übermäßiger I nanspruchnahme waren untersch ied l ich .  Ana lysen nach 

Wirtschaftsklassen bzw. Dienstgeber fehlten bisher ebenfa l l s, obwohl d ies für 

e ine wirkungsorientierte Steuerung nach Ansicht des RH wesentl ich wäre. 

- Die Auswah l  der Le istungserbringer für Rehab i l itation wies grundsätz l i che 

Schwächen auf: d ies  h insichtl ich 

• der (mit großen U nsicherheiten verbundenen) P lanung des Bedarfs, 

• der (nur  unvollständ ig vorhandenen) P lanung der gewünschten Angebots­

struktur, 

• der Gesta ltung der Verträge ( ke ine Rege lung der Konsequenzen von Leis­

tungsmängeln) ,  

• der Tar iffindung (weder Preiswettbewerb noch Kostenkalkulation), 

• der Abstimmu ng m it den Bedarfsprüfungsverfahren der Länder (unzu rei­

chende Koord in ierung, untersch iedl iche Kriterien)  und 

• der Auswah lkriterien (ze it l iche Re i henfo lge statt Leistungsqua l ität oder 

Preis) .  
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- Die Abwicklung der Vertragspartnera uswahl i n  der PVA wies ebenfa l l s  wesentl i­

che Mängel auf: N icht al le Sch riftstücke waren nachvo l lz iehbar dokumentiert 

(ei ndeutig zugeord net, vol l ständ ig erfasst). Te i lweise waren Entsche idungen 

n icht begründet. E inzelne Anträge wurden sichtl ich nach anderen a ls  den formal 

vorgesehenen Kriter ien entsch ieden (z .B .  H inweis auf einen anderen Zeithori­

zont der Bedarfseinschätzung oder einen anderen räuml ichen Bezug, H inweis 

auf zusätz l iche Kriterien wie d ie Bündelung verschiedener Ind ikationen in Zent­

ren etc . ) .  Im Büro waren d ie  Aufgaben zerspl ittert; nach dem Abgang des Chef­

arztes und der zuständ igen Genera ld i rektor-Stel lvertreteri n waren mehrere 

Vorgänge n icht sch lüssig nachvol lz iehbar. 

- Als Folge der genannten Mängel war d ie  Entwicklung des Angebots i n  den vom 

RH ana lysierten Versorgungsbereichen (jewei ls  definiert a ls  Schn ittmenge einer 

I nd i kation und einer Versorgungszone) überwiegend abweichend von den Pla­

nungen erfolgt. 

- Während der Gebarungsüberprüfung des RH versuchte d ie  PVA, d ie  Vergabe 

von Verträgen grundlegend umzugestalten . I n  Zukunft sol lte unter der Steue­

rung durch den Vorstand auf Basis e i nes Masterplans durch Ausschreibungen 

e ine transparente Vergabe erfolgen. Der RH begrüßte diese Vorhaben, wies 

aber darauf h i n, dass die gesetzl iche Regelung, d ie statistischen Weisungen so­

wie die Regelung der Abstimmung der landesbehörd l ichen Verfahren m it den 

Ausschreibungen in der Sozia lversicherung noch offen waren .  Weiters waren 

e ine interne Reorgan isation sowie Prozess- und Dokumentationsvorgaben für 

die Entscheidungsverfahren i n  der PVA noch ausständ ig.  Die bereits abgewickel­

ten Ausschre ibungen waren mehr als Übergangslösung zur Bere in igung beste­

hender Konflikte zu sehen, denn a l s  Musterbeispiele für d ie  neue transparente 

Vorgehensweise. Weitere Reformschritte waren daher nötig. 

- Neben dem im  Deta i l  ana lysierten Bereich der Kuren und Rehabi l itation lag e ine 

Vielzah l  weiterer Beschaffungsvorgänge für n icht prioritäre Dienstleistungen (Ge­

sundheitsprodukte und -d ienstleistungen) vor. Der RH ermittelte das relevante 

Gebarungsvolumen mit rd . 14,468 Mrd. EUR; a l le ine die BVA wies mehr als 17.000 

Verträge aus. Trotz der Umstel lung der Vorgehensweise bei der Rehabi l itation 

(Ausschreibung statt informelle Vergaben) nahmen d ie  Sozia lversicherungsträger 

keine umfassende Risikobewertung h insichtl ich ihres Vorgehens bei den übrigen 

Vergaben vor. Es gab weder Vorgaben, wie d ie abstrakten rechtl ichen Kriterien der 

N ichtd iskrimin ierung bzw. der Transparenz umzusetzen waren, noch eine klare 

Einordnung der abgeschlossenen Verträge in die vergaberechtl ich relevanten Ka­

tegorien (z .B.  Konzessions-, Dienstleistungs- oder Verrechnungsvertrag). Es be­

standen sehr untersch ied l iche Systeme nebene inander, ohne dass die Unter­

sch iede im  H inb l ick auf ihre vergaberechtl ichen Konsequenzen bewertet wurden. 
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Teil IV - Sonstige Vergaben ( Beschaffungen) 

Prüfungvorgehen 

7S (1 )  Zur Beantwortung der Fragen gemäß Prüfungsverlangen sah der RH folgendes 

Prüfungsvorgehen vor: 

- d ie  Anforderung e iner Grundgesamtheit der Vergabevorgänge, 

- e ine Ana lyse der Vergabeprozesse ausgewäh lter Beispielsfä l le  (llwa lk  through't 

- eine grundlegende Beurtei lung der i nternen Vorgaben auf i h re Zweckmäßigkeit, 

- e ine r is ikoorientierte Stichprobenauswah l  m it Beurte i lung der E inhaltung der 

Vorgaben sowie 

- eine Beurte i lung der Kontro l l systeme i nnerha lb der jewei l igen überprüften 

Stel le .  

Tatsäch l ich erwies sich d ieses Prüfungsvorgehen nur  tei lweise a l s  durchführbar. Auf 

Basis der Beispielsfä l le  sowie der Antworten der überprüften Ste l len auf d ie  Daten­

anforderungen des RH ergab s ich - wie im  Folgenden dargestellt -, dass d ie  ü ber­

prüften Sozia lversicherungsträger keine Ü bersicht über a l le  Vergabevorgänge hat­

ten. Aufgrund der Art der Erfassung der Geschäftsfä l le war e ine Ü bers icht auch 

n icht im Rahmen der Gebarungsüberprüfung herste l lba r. Dies er laubte keine risiko­

orientierte oder repräsentative Stichprobenauswah l  und somit auch keine abschl ie­

ßenden Aussagen zum Vergabewesen der überprüften Ste l len i nsgesamt. 

(2)  Weiters lagen bei den jewei l igen überprüften Ste l len sehr unterschiedl iche Er­

gebn isse i nterner Kontro l len vor. Während bei der PVA d ie  Innenrevis ion fast bei 

der Hä lfte al ler Prüfungen im überprüften Zeitraum Vergaben thematisierte und 

daher eine große Zah l  an  E inzelfä l len untersuchte, lagen bei der AUVA und der BVA 

keine gesonderten Berichte der jewei l igen I nnenrevisionen zu Vergaben vor (s iehe 

TZ 9, TZ 10 und TZ 11) . 

(3) Der RH identifiz ierte folgl ich a n hand der vorhandenen U nterlagen wesentl iche 

Compl iance-relevante Prozessschritte bei  der Abwick lung von Vergaben in der Pra­

xis der überprüften Sozia lversicherungsträger. Aufgrund der unterschied l ichen Da­

ten lage und Prozesse b i ldeten d i e  a usgewäh lten Beispielsfä l le  d ie  Grundgesamt­

heit in untersch ied l ichem Ausmaß ab .  I n  e in igen Fä l len waren Compl iance-relevante 

Festste l l ungen zum Vergabewesen bestimmten Trägern zuzuordnen, bei e inigen 
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Fä l len ergaben sich zwar aus den ausgewählten Beispielen ke ine Kritikpunkte; da es 

sich jedoch um system relevante Compl iance-bezogene Feststel l ungen handelte, 

richtete der RH seine Empfeh lung dennoch an  a l le  überprüften Soz ia lversiche­

rungsträger. E ine vergle ichende Beurte i l ung der Qual ität der Vergabepraxis der 

überprüften Träger war aufgrund der beschriebenen U ntersch iede der Qua l ität der 

Daten n icht mögl ich . 

Der RH untersuchte anhand der Prozessvorgaben, anhand von Beispielsfä l len bei 

der AUVA, bei der BVA und bei der PVA und anhand der Berichte der I nternen Re­

vis ion der PVA, i nwieweit d ie  Sozialvers icherungsträger d ie i nternen Richtl i n ien 

und d ie  gesetzl ichen Bestimmungen e inh ie lten bzw. den Grundsätzen der Sparsam­

keit, Wirtschaft l ichkeit und Zweckmäßigkeit folgten .  

Der RH ste l l t  im  Folgenden jene Festste l l ungen dar, d ie  trotz der genannten E in­

schränkungen mögl ich waren .  Sie weisen auf Problemste l l ungen h in ,  können aber 

n icht a ls  repräsentative Aussage für d ie  Gesamtheit der Beschaffungsvorgänge, e in­

zelne Sozia lversicherungsträger oder e inzelne Vergabeformen verstanden werden.  

Datenverfügbarkeit ZU Beschaffungen 

Beschaffungsvolumen 

76.1 ( 1 )  Ke iner der d rei  ü berprüften Sozia lversicherungsträger konnte auf Nachfrage 

sein Beschaffungsvolumen im überprüften Zeitraum vollständig beziffern .  Weder 

d ie Gesamtsumme noch eine Auftei lung nach Art des Beschaffungsvorgangs (Ver­

gabeart), geneh migender Ste l le oder Produktgruppe war vol l ständig verfügbar und 

ana lysierbar. Die Sozia lversicherungsträger argumentierten im  Wesentl ichen, dass 

i h re Prozesse so stark reglementiert seien, dass derartige Auswertungen sich pra k­

tisch a ls  n icht notwendig erwiesen hätten .  

(2 )  Aufgrund des  feh lenden Gesamtüberbl icks der Sozia lversicherungsträger über 

i h re Beschaffungen verwendete der RH Daten der Bestands- und Aufwandskon­

tenlOO, um im Rahmen der Gebarungsüberprüfung e inen näherungsweisen Ü ber­

b l ick über d ie  Beschaffungsvol umina  der AUVA, der  BVA und der PVA fü r d ie  

Jahre 2012 b is  2014 zu erhalten :  

100 Der R H  zog dabei Aufwandskonten für Sachaufwand und bestim mte Verä nderungen auf Bestandskonten 

(z.B. Zugänge bei Lager, aktivierte Investitionen etc.) heran. Im Detail unterschieden sich die Vorgehenswei­

sen der einzelnen Träger, da je nach spezifischen Buchungsmethoden und Auswertungsmöglichkeiten im 

SAP versucht wurde, die dem Beschaffungsvolumen am nächsten kommenden Volumina zu ermitteln (z.B. 

ging die AUVA von den einzelnen Rechnungen aus, die BVA von den Kontensaiden). 
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76.2 

Tabelle 13: Beschaffungsvolumina aus der Finanzbuchhaltung 2012 bis 2014 

2012 I 2013 I 
in Mio. E U R  

AUVA 212,34 184,46 

BVA 53,00 42,72 

PVA 136,61 162,92 

gesamt 401,94 390,11 

Rundungsdifferenzen möglich 

2014 

196,50 

54,04 

173,02 

423,55 

Quellen:  AUVA; BVA; PVA 

Das aus der Buchhaltung abgeleitete Beschaffungsvolumen der überprüften Soz ia l­

vers icherungsträger betrug i n sgesamt zwischen 390, 1 1  M io .  E U R  und  

423,55 Mio .  EUR  pro Jahr. Der  Antei l  der I nvestitionen bzw. Bautätigkeiten l ag  da­

bei - je nach den im  Betrachtungszeitraum abgewickelten Projekten - zwischen 

15 % und 38 % des gesamten Beschaffungsvolumens, im Übrigen handelte es sich 

um laufende Aufwände .lol 

Die Daten der Buchhaltung kon nten a l s  Orientierungsgröße für das Beschaffungs­

volumen i nsgesamt d ienen; sie waren jedoch fü r e ine Deta i l ana lyse des Vergabe­

wesens wenig geeignet: 

- E inerseits konnte d ie  zeitl i che Zuordnung zwischen Vergabe und Aufwandsbu­

chung sta rk abweichen (z .B .  be i über e i nen längeren Zeitraum erbrachten Leis­

tungen) . 

- Andererseits waren für d ie  F inanzbuchhaltung d ie  für  d ie  Vergabeana lysen we­

sentl ichen Informationen n icht notwendig und daher auch in der Regel n icht 

erfasst (z .B .  Vergabea rt, Vertragstypus, Produktgruppe oder genehm igende 

Stel le, Zuordnung e inzelner Rechnungen zu e inem Vergabefa l l ) .  

Der  RH  kritisierte, dass ke iner der  drei  überprüften Sozia lversicherungsträger sein 

Beschaffungsvolumen vo l l ständ ig angeben und ana lysieren konnte. Er  wies darauf 

h in, dass das Beschaffungsvolumen der d rei Sozialversicherungsträger im Jahr  2014 

bei 423,55 M io. EUR lag und h ie lt es aus Grü nden der wirtschaftl ichen Steuerung 

und aus Compl iance-Gesichtspu n kten für unbedingt erforderl ich, ü ber entspre­

chende Auswertungen zu verfügen. 

101 Weitere vergleichende Aussagen zwischen den Sozialversicherungsträgern (z.B. nach bestimmten Auf­

wandsarten, Organisationseinheiten etc.) waren aus diesen Daten aufgrund der unterschiedlichen Auswer­
tungsvorgänge nicht möglich. 
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Der RH betonte, dass e in  zahlenmäßiger Ü berbl ick nicht durch stark reglementierte 

Prozesse bei den Soz ia lversicherungsträgern zu ersetzen war. Im Weiteren verwies 

er auf seine Beurtei lung in TZ 83 zum Verbesserungspotenzia l  der Dienstanweisun­

gen (z . B . durch Aufnahme von praxisrelevanten Beispielen zur Berechnung des Auf­

tragswerts) .  

Der RH wies auf seine früheren Berichte (so z.B. " I nternes Kontrol lsystem bei  Di­

rektvergaben in  ausgewäh lten Ressorts BMVIT und BMWFW", Re ihe Bund 2015/6) 

h i n, in denen er ein ressortweites Contro l l ing des Beschaffungswesens für unver­

zichtbar erachtet hatte, um ei ne automatisiert abrufbare Ü bersicht über Beschaf­

fungen (sowie deren Kategorisierung) zu ermögl ichen und damit i nsgesamt Trans­

parenz, Effizienz und Wirkungsorientierung in d iesem Bereich s icherzuste l len .  

Beschaffu ngscontrol l ing 

77.1 (1) Keiner der dre i  überprüften Sozia lversicherungsträger hatte e in  Beschaffungs­

contro l l i ng über das gesamte Beschaffungsvolumen eingerichtet, d . h .  Ziele formu­

l iert, Kennzah len zur Messung der Zie lerreichung festgelegt sowie Prozesse zur Da­

tenerfassung und regelmäßige Berichte dazu defin iert .  Die Sozia lversicherungsträger 

führten tei lweise an lassfa l lbezogen Auswertungen durch, um Geschäftsfe lder zu 

identifizieren, d ie  vom Volumen und von der Art der Beschaffung fü r e ine Bünde­

lung und Vere inheitl ichung geeignet waren . 

Bed i ngt durch das feh lende Beschaffungscontro l l ing, d ie  Vielzah l  beschaffender Or­

gan isationse inheiten (TZ 79) und d ie Verwendung unei nheit l icher EDV-Programme 

im  Beschaffungsprozess (s iehe TZ 80) waren die vom RH von den überprüften Stei­

len abgefragten Daten über die Vergabeart, die genehmigende Stel le und das Ge­

samtvolumen bei zusammengehörigen Beschaffungen nicht vo l lständig verfügbar. 

(2)  Die folgende Tabel le ste l lt für das Jahr  2014 das aus der F inanzbuchha ltung er­

m ittelte Beschaffungsvolumen jenem Volumen gegenüber, zu dem bei der AUVA, 

der BVA und der PVA d ie  angefragten Daten im Deta i l  verfügbar waren :  Die Soz ia l ­

versicherungsträger gaben für d ie  Beschränkungen der im Deta i l  verfügbaren Be­

schaffungsdaten untersch ied l iche Gründe a n :  Laut AUVA würden nicht a l le  be­

schaffenden Ste l len  SAP-Beste l l ungen e i ngeben, die überm ittelten Daten 

enthielten bestimmte Geschäftsbereiche n icht. Die BVA wies darauf h in ,  dass sie 

SAP-MM'02 nur für Bestel lungen unter 400 EUR nutze. Laut PVA seien aus SAP die 

geforderten Daten generell n icht eruierbar; im Rahmen der Gebarungsüberprü­

fung könne sie Daten nur  für ausgewäh lte Tei l bereiche ermitte ln .  

102 SAP-Materialwirtschatt 
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Tabelle 14: Vergleich verfügbarer Beschaffungsdaten 2014 

AUVA I BVA I PVA I Summe 

i n  EUR  

Finanzbuchhaltung 196.495.636,38 54.038.671,82 173.020.154,67 423.554.462,87 

übermittelte Beschaffungsdaten 87.873.574,47 36.545.583,40 103.031.558,34 227.450.716,21 

davon 

aus SAP-MM 77.228.488, 61 3. 643.989, 73 n.a.' 80.872.478,34 

aus anderen Auswertungen2 10. 645. 085,86 32.901.593,67 103.031.558,34 146.578.237,87 

Beschaffungsvorgänge über 100.000 EUR3 64.897.447, 10 24.373.362,12 98. 131.037, 78 187.401.847, 00 

in % 

Beschaffungsdaten verfügbar:' 45 68 60 54 

davon 

aus SAP-MM 39 7 n. a. 19 

aus anderen Auswertungen 5 61 60 35 

Beschajjungsvorgänge über 100. 000 EUR 33 45 57 44 

Rundungsdifferenzen möglich 

1 Die PVA verfügte zwar über SAP-M M-Daten über rd. 100 Mio. EUR; diese enthielten jedoch nicht die vom RH angeforderten Daten (z.B. 

Vergabeart, genehmigende Stelle etc.). 

2 insbesondere Auswertungen aus der Beschaffungsplattform VEMAP (das Internetportal VEMAP war eine zentrale Plattform zur Abwick­

lung von Vergabeverfahren) 

3 U nter 100.000 EUR waren Direktvergaben möglich. 

4 als Anteil an den Daten der Finanzbuchhaltung dargestellt 

Quellen: AUVA; BVA; PVA 

Der Ante i l  der deta i l l i ert auswertbaren Beschaffungsvorgänge lag bei der AUVA bei 

rund der Hä lfte, bei der BVA und der PVA bei rund zwei Drittel des aus der F inanz­

buchhaltung erhobenen gesamten Beschaffungsvolumens. Bei der  AUVA war der 

Ante i l  der i n  SAP-MM erfassten und mit  den beschaffungsrelevanten Daten h inter­

legten Beste l l ungen m it 39 % re lativ hoch , bei der BVA deutl ich n iedriger; die PVA 

verfügte zwar über Daten, wesentl iche I nformationen mussten jedoch manuel l  er­

gänzt werden .103 Die BVA und d ie PVA hatten im Jahr  2014 aufgrund von Bautätig­

keiten einen erhebl ichen Ante i l  von Beschaffungen über 100.000 EUR, über die sie 

gesonderte Auswertungen führten .  Auch die AUVA hatte dera rtige Auswertunge n ,  

das Volumen d ieser Großprojekte war jedoch im J a h r  2014 n iedriger a l s  bei der 

BVA und der PVA. 

(3) Für d ie U nterschiede zwischen Buchha ltungsdaten und Beschaffungsdaten wa­

ren neben der unvol l ständ igen E rfassung der Beschaffungsdaten auch Faktoren wie 

103 Die BVA hatte SAP-MM auf Bestellungen unter 400 EUR beschränkt, die PVA hatte zwar ein beträchtliches 

Volumen (über 100 Mio. EUR) in  SAP-M M  eingegeben, aber ohne die relevanten Auswertungsm ög l ichkei­

ten. Die angefragten Daten (z.B. Vergabeart) konnten nur manuel l  ausgewertet werden. 
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77.2 

77.3 

d ie unterschiedl iche Periodenabgrenzung104 und unterschied l iche Zuordnungen in 

der Erfassungssystematik maßgebl ich .  

Die manuel l  erste l lten Auswertungen enthielten tei lweise Feh ler (doppelte Erfas­

sungen oder feh lende Erfassung von Beschaffungen) .  

(4 )  Der Antei l  der Di rektvergaben war aus den verfügbaren Daten n icht ermittelbar. 

Die AUVA führte i n  ih ren Daten aus SAP-MM teilweise auch die Beschaffungsart 

an .  Im  Jahre 2014 gab es demnach insgesamt 199.376 Beschaffungsvorgänge; be i 

11 .806 war das Beschaffungsverfahren eingetragen, wovon 10.911  (92 %) a l s  Di­

rektvergabe erfo lgten .  

Der  RH kritis ierte, dass keiner der überprüften Sozialversicherungsträger e in  vol l­

ständ iges Beschaffungscontro l l i ng e ingerichtet hatte. 

Dadurch fehlten den überprüften Sozia lversicherungsträgern wesentl iche manage­

mentrelevante I nformationen über i hr Beschaffungswesen, z. B . d ie Art der Verga­

beverfahren, d ie  Zuordnung des Beschaffungsvolumens zu genehmigenden Ste l len 

oder e ine vol lständ ige G l iederung nach Warengruppen und Lieferanten .  

Auch aus Compl iance-Gesichtspunkten beurtei lte der RH d ie sch lechte Daten lage 

kritisch. So war z .B .  n icht vol lständig auswertbar, ob m it bestimmten Lieferanten in 

bestimmten Zeiträumen Verträge abgeschlossen wurden .  Dies war nur  m ittelbar 

a us der F inanzbuchhaltung (nach Abrechnung) ab le itbar. Auch war ohne eine 

Grundgesamtheit e ine r is ikoorientierte Stichprobe fü r e ine Compl iance-Überprü­

fung nicht mögl ich.  

Der RH empfah l  der AUVA, der BVA und der PVA, e in  Beschaffungscontrol l i ng m it 

rege lmäßigen Auswertungen und Berichten für d ie  Entsche idungsträger innen und 

-träger e inzuführen . Darin wären d ie Zie lsetzung der Auswertungen, d ie Erfassung 

und Kennze ichnung der Daten, d ie Auswertbarkeit zumindest nach Vergabeart, 

Leistungskategorie, Auftragnehmenden und genehm igender Ste l le sowie d ie  Be­

richtspfl ichten zu rege ln  (s iehe auch den Bericht des RH " I nternes Kontrol lsystem 

bei Di rektvergaben in a usgewäh lten Ressorts BMVIT und BMWFW", Reihe 

Bund 2015/6, TZ 4) . 

( 1 )  Die AUVA führte i n  i h rer Stel l ungnahme aus, dass e ine derartige Auswertung 

wünschenswert sei und techn isch rea l is iert werden könne, soba ld der Begriff "Be­

schaffungsvolumen" ausreichend exakt festgelegt sei .  Seit E inführung von SAP-MM 

könne d ie  AUVA trägerweit Auswertungen nach Leistungskategorien (Warengrup-

1 04  Zum Beispiel fiel  der Abschluss eines lG-jährigen Reinigungsvertrags mit dem gesamten Beschaffungsvolu­

men in das aktuelle Jahr, während der Aufwand jährl ich erfolgswirksam verbucht werden musste. 
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pen) und Auftragnehmenden ( Kred itoren)  machen, seit dem Frühjahr 2016 nach 

Vergabeart sowie nach der genehmigenden Stel le .  Zudem bi lde die Bauabtei l ung 

seit 1 .  J u l i 2016 die Aufträge in  SAP-MM ab.  

(2)  Laut  Stel l ungnahme der BVA befinde s ich e in  Beschaffungscontro l l ing derzeit i n  

Prüfung. 

(3)  Die PVA tei lte i n  ihrer Ste l lungnahme mit, zu r Optimierung des Beschaffungswe­

sens e ine i nterne Arbeitsanweisung normiert, das Vier-Augen-Prinz ip und U nver­

e inbarkeiten festgelegt, Formulare zur  Verfügung gestel lt sowie d iverse EDV-Sys­

teme u nd systematische Kontro l len e ingesetzt zu haben.  Darüber h inaus sei 

nunmehr das elektron ische Beschaffungsportal VEMAP implementiert .  Dort könne 

d ie PVA automatis ierte Auswertungen von Vergaben nach den unterschiedl ichsten 

Gesichtspunkten (z . B. Vergabeart, Auftragnehmenden, Leistungskategorie, Be­

schaffungsvo lum ina )  machen.  Damit  sol lte der  neuen EU-Vergaber icht l i ­

n ie  (2014/24/EU)  entsprochen, aber auch - gemeinsam m it Schn i ttstel len zu 

SAP-MM - e in  Instrument des Beschaffungscontro l l i ngs e ingeführt werden .  Die 

PVA habe damit d ie e lektron ische Vergabe bereits frühzeitig implementiert .  Nach 

erfolgter Erweiterung der e lektron ischen Beschaffungsplattform VEMAP und Schaf­

fung einer SAP-Schn ittstel le sei somit d ie  Empfeh lung des RH umgesetzt. 

Vorgaben zu Beschaffungen 

Rechtl iche G rundlagen 

78.1 (1) Die Sozialversicherungsträger waren öffentl iche Auftraggeber im S inne des Bun­

desvergabegesetzes. Je nach Vertragsart ( Bau-, Lieferungs-, Dienst le istungs-, Kon­

zessions- bzw. Verrechnungsvertrag) und zu beschaffender Produktgruppe (priori ­

tä re bzw. n icht prioritäre Leistungen) regelte d ieses d ie  Beschaffungsvorgänge 

untersch ied l ich deta i l l iert .  Im Gegensatz zu den nicht prioritä ren Dienstleistungen 

(siehe TZ 24 bis TZ 74) war die Regelungsdichte fü r d ie i n  d iesem Abschn itt ana ly­

s ierten prioritären Beschaffungen im Bundesvergabegesetz hoch. 

(2 )  Auch andere gesetzl iche Rege lungen determi n ierten das Verhalten der Sozial­

versicheru ngsträger bei  Beschaffungen :  Sie waren z .B .  an d ie Grundsätze der Wirt­

schaft l ichkeit, Sparsamkeit und Zweckmäßigke it gebunden.  Al lgemeine Verha ltens­

vorgaben z.B. in Form der Pfl ichtangelobung fanden sich im ASVG . 

III-358 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 02 Hauptdok. Teil 2 (gescanntes Original) 85 von 100

www.parlament.gv.at



r ich es Re h n  n f s R 
-

Compl iance im Vergabe- und Personal bereich i n  der Sozia lversicherung H 

78.2 

(3) Dennoch bestanden erhebl iche Spie lräume für d ie  beschaffenden Ste l len :  

- Unterha lb  e i nes bestimmten Schwel lenwerts'Os konnte e ine Leistung, gegebe­

nenfa l ls nach E inholung von Angeboten oder unverb ind l ichen Preisauskünften 

von e inem oder mehreren U nternehmen, formfrei mittels Direktvergabe be­

schafft werden .'OG 

- Oberha lb  des Schwel lenwerts'07 waren formal is ierte Ausschre ibungsverfah ren 

durchzuführen. Spie lräume bestanden innerha lb bestimmter recht l icher Vorga­

ben z .B .  bei der Defin i tion des Bedarfs, der Auswah l  des Vergabeverfahrens und 

der Festlegung der Zusch lagskriterien . 

- Darüber h i naus waren i nterne Zuständigkeiten und Entscheidungswege ebenso 

festzulegen wie strategische Entsche idung ü ber d ie Beschaffungszie le zu treffen 

und Maßnahmen zu deren Erre ichung zu defin ieren (Contro l l i ng, Ü berprüfung 

e inze lner Vergaben etc . ) .  

Der  RH wies darauf h in ,  dass  aufgrund der Geltung des Bundesvergabegesetzes d ie  

Vorgehensweise bei Beschaffungsvorgängen oberha lb  der Schwel lenwerte fü r Di­

rektvergaben rechtl ich weitgehend determin iert war, jedoch auch i nterne Festle­

gungen zu treffen waren .  

Anzahl der beschaffenden Stellen 

79.1 (l) Bei a l len dre i  überprüften Sozia lversicherungsträgern füh rten untersch ied l iche 

Organ isationseinheiten Beschaffungen durch .  Die folgende Tabel le zeigt d ie  Anzah l  

der beschaffenden Organ isationsei nheiten pro Sozia lversicherungsträger: 

105 Aufgrund der Schwellenwerteverordnungen lag der Schwellenwert für Direktvergaben bei 100.000 EUR. 
Seit 2010 verlängerte das BKA die Geltung der erhöhten Schwelle jeweils um ein Jahr; zuletzt bis 31.  Dezem­

ber 2016; Schwellenwerteverordnung 2009 (BGBI .  11 Nr. 125/2009 i .d.F. BGBI .  1 1  Nr. 292/2014 - befristet bis 

31. Dezember 2016). 

106 § 25 Abs. 10 BVergG 2006 i .d.g. F. 

107 Bei Direktvergaben mit vorheriger Bekanntmachung betrugen die Grenzen der Auftragswerte bei liefer­

und Dienstleistungsaufträgen 130.000 EUR, bei Baua ufträgen 500.000 EUR. 
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Tabelle 15: Anzahl der beschaffenden Organisationseinheiten 

AUVA I 
HauptsteIle 6 

landesstel len  4 

Eigene E in richtungen 11 

gesamt 21 

BVA 

Anza h l  

9 

6 

7 

22 

R 
-

H 

I PVA 

4 

9 

17 

30 

Quellen: AUVA; BVA; PVA 

I n  den drei  überprüften Sozia lversicherungsträgern waren i n  Summe 73 Organ isa­

tionse inhe iten m it Beschaffungen befasst. 

Bei a l len drei  überprüften Soz ia lversicherungsträgern konnten landesstel len,  E i­

gene E inrichtungen und versch iedene Abte i lungen der jewei l igen Hauptste l len108 

- i nnerha lb  bestimmter Wertgrenzen (s iehe TZ 82) - Beschaffungen durchführen. 

(2)  Die Trennung der Zuständ igkeiten war nicht immer sachl ich nachvol lz iehbar :  

Beispielsweise war bei der AUVA einem Unfa l l krankenhaus (UKH) e in  Rehabi l itati­

onszentrum unmittelbar räuml ich angesch lossen .  In beiden E in richtungen war d ie­

se lbe Person als Verwa ltungsle iter tätig. Das Rehab i l itationszentrum unterstand 

h insichtl ich bestimmter Beschaffungsvorgänge organ isatorisch der Hauptste I le .  Für 

das UKH war diesbezügl ich jedoch d ie  landesstel le  Wien zuständig.  Bei e inzelnen 

Beschaffungen erhöhte sich somit der Abstimmungsaufwand .  

(3 )  D ie  Entscheidungsfindung war - wie  folgend a m  Beisp ie l  der BVA dargestel lt -

im  E inzelfa l l  tei lweise komplex: 

- Die BVA sah grundsätz l i ch innerhalb der HauptsteI le e ine zentra le  Beschaffung 

durch d ie  Wirtschaftsabte i lung vor. Ausnahmen bestanden jedoch fü r Beschaf­

fungen der EDV und der Infrastruktur sowie i n  Deta i lbereichen (z .B .  Beratungs­

d ienstleistungen) fü r sechs weitere Abtei lungen (z .B .  die Rechtsabtei lung) .  

- Bei Service- und Wartungsverträgen waren für den Neuabschluss und für d ie  

Verlängerung unterschiedl iche Abtei lungen zuständig.  

108 Neben den für Bauangelegenheiten und Wirtschaft zuständigen Abteilungen, die den Großteil der Beschaf­

fungen verantworteten, konnten beispielsweise auch Abteilu ngen für Öffentlichkeitsarbeit, die Personalab­
tei lungen, die Rechtsabteilungen oder IT-Abtei lungen Beschaffungen durchführen. 
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79.2 

79.3 

- Im  "Bauwesen" war grundsätzl ich d ie Wirtschaftsabte i lung für d ie  Beschaffun­

gen zuständ ig, jedoch auch  e ine weitere Abte i l ung109 im Rahmen ih rer Zustän­

d igkeit fü r "Projektmanagement" und e ine weitere Abte i l ung110 für I nstandha l ­

tungs- und I nstandsetzungsarbeiten . 

Der RH wies kritisch darauf h i n, dass bei den drei  überprüften Sozia lversicherungs­

trägern i nsgesamt 73 und je Sozia lversicherungsträger bis zu 30 beschaffende Or­

ganisationse inheiten bestanden .  Die Zuständigkeiten waren zwischen HauptsteI­

len, Landesste l len, E igenen E in richtungen und i nnerha lb  der HauptsteI len zwischen 

versch iedenen Abte i lungen a ufgetei lt . Der RH wies darauf h i n, dass  d ie  hohe Zah l  

d e r  m it Beschaffungen befassten Organ isationseinheiten sowie feh lende EDV-Un­

terstützung (s iehe TZ 80) d ie Ü bersicht erschwerten .  

Der  RH kritis ierte, dass n icht a l l e  Zuständ igkeitsaufte i lungen zweckmäßig erschie­

nen: So gab es z.B. i n  der AUVA für das Rehabi l itationszentrum und das UKH zwar 

e inen gemeinsamen Verwa ltungsle iter, aber unterschiedl iche Genehmigungswege 

fü r Beschaffungen .  Der RH kr itis ierte weiters, dass d ie  Zuständigke itsvertei l ung, 

wie am Beispiel  der BVA dargeste l lt, tei lweise komplex war. Dies war unter Compl i ­

a nce-Gesichtspunkten e in  Ris i ko. 

Der RH empfah l  der AUVA, der BVA und der PVA e ine stärkere organisatorische 

Bünde lung der Beschaffungen und eine k larere Vertei l ung der Zuständ igke iten . 

( 1 )  Laut Ste l lungnahme der AUVA gebe es desha lb  mehrere Beschaffungsstel len, da 

s ie dezentra l  organ is iert sei .  S ie setze d ie  la ufende Bünde lung der Beschaffung wei­

ter fort. 

(2 )  Die PVA füh rte in ihrer Ste l l ungnahme aus, dass ih re Beschaffungszuständ igkei­

ten im  erforderl ichen Ausmaß in  der HauptsteI le zentra l is iert und gebündelt se ien.  

Die Hand lungsbefugn isse der dezentra len E inrichtungen (Landesste l len und E igene 

E in richtungen)  seien der Höhe nach sehr e ingeschränkt und nur zur Sicherste l lung 

e ines reibungslosen Betriebsab laufs vorgesehen. Das BVergG 2006 sehe e ine ver­

pfl ichtende Zusammenfassung gleichartiger Lieferungen und Leistungen und dam it 

e ine Bündelung von Beschaffungen vor. Durch Dienstanweisungen gewährleiste d ie  

PVA klar, unm issverständl ich und  taxativ, dass  ab bestimmten Wertgrenzen bzw. für 

bestimmte Produktgruppen (z. B .  Büromater ia l )  i n  jedem Fa l l  aussch l ießl ich zentral 

zu beschaffen sei. Damit seien die Effektivität des Persona le insatzes und e ine wirt­

schaftl iche Beschaffung gewäh rle istet. Zuständigkeitskonfl i kte oder -redundanzen 

seien i n  der Beschaffungspraxis der PVA daher b is lang auch n icht aufgetreten .  

109 Abt. 1 1 1  Organisation 

110 Abt. XII Infrastruktur 
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79.4 Der RH nahm die Darste l l ung der Sol l-Situation laut Dienstanweisungen (Bünde­

lung) durch d ie  PVA zur Kenntnis .  E r  wies jedoch darauf h in, dass die dezentra len 

E i nheiten Beschaffungen bis zu 7 .500 EUR pro Transaktion selbst du rchführen 

konnten u nd be i  der Gebaru ngsüberprüfung n icht auswertbar war, welches Be­

schaffungsvolumen d ie PVA auf d iese Weise insgesamt abwickelte. Er verwies wei­

ters auf Feststel l ungen der I nnenrevis ion, wonach i n  mehreren Fä l len d ie  Wert­

grenzen n icht e i ngehalten worden waren .  

EDV-U nterstützung bei  Beschaffungen 

80.1  ( 1 )  D i e  d rei  überprüften Sozia lversicherungsträger füh rten ih re Beschaffungen 

n icht durchgängig automationsunterstützt durch; s ie verwendeten keine e inheit­

l ich auswertba ren EDV-Lösungen. 

(2)  Die AUVA führte i h re Beschaffungen grundsätzl ich mit e inem Materia lwirt­

schaftsmodul  von SAp111 durch . Da mehrere Organisationseinheiten (z .B .  Bau, tei l­

weise Eigene E i nrichtungen etc.) i h re Beschaffungen n icht i n  SAP erfassten, waren 

vo l l ständ ige Auswertungen n icht möglich. Zur Zeit der Gebarungsüberprüfung war 

die Implementierung von SAP-MM in  der fü r Bauwesen zuständ igen Abtei lung der 

HauptsteI le gep lant. 

Die i n  der HauptsteI le der AUVA für Beschaffungen zuständ ige Abte i lung nutzte seit 

Herbst 2013 das I nternetportal VEMAp112 als zentra le Plattform zur Abwicklung von 

Vergabeverfahren ab e iner Wertgrenze von 100.000 EUR. Dadurch war es interes­

s ierten Auftragnehmenden möglich, sich über laufende Ausschreibungen zu i nfor­

mieren, Aussch rei bungsdokumente herunterzu laden und sich fü r Ausschre ibungen 

zu bewerben .  Für Bauangelegenheiten war im überprüften Zeitraum VEMAP noch 

n icht in Verwendung. Die sch rittweise E inführung von VEMAP für Bauangelegen­

heiten war ab  Begi nn des Jahres 2016 vorgesehen .  

(3)  I n  der  BVA beschränkte e ine Dienstverfügung den E insatz von  SAP-MM auf Be­

ste l lungen mit einem Auftragswert von weniger a l s  400 EUR. 

Beste l lvorgänge mit e inem darüber l iegenden Auftragswert wickelten d ie  beschaf­

fenden Organisationse inheiten ohne EDV-Ei nsatz ab  und dokumentierten die Be-

III SAP-MM (Material Management) war ein EDV-System, das den Bestellungsvorgang, den Wareneingang mit 

Rechnungsprüfung, die Bestandsführung sowie die Verbuchung unterstützte. 

112 Die AUVA nutzte das Internetportal VEMAP als zentrales Kommunikationsmedium m it ihren Auftragneh­

menden zur Abwicklung von Einkaufsprojekten. Interessierte Auftragnehmende konnten sich für Ausschrei­

bungen bewerben, Ausschreibungsdokumente herunterladen, Tei lnahmeanträge und Angebote abgeben 

und an Auktionen teilnehmen. Beschäftigte konnten Standardartikel über den Multilieferantenkatalog ab­

rufen. 
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80.2 

80.3 

ste l lungen in e inem Papierakt. E ine durchgängige elektron ische Erfassung in SAP 

erfolgte erst bei der Verbuchung durch d ie  F inanzabte i lung.  Die fü r Bauangelegen­

heiten zuständ ige Abte i lung verwendete eigene EDV-Lösungen fü r Beschaffungen 

und Contro l l i ng .  Die wesentl ichen Bestel lungsdaten trugen al le Abte i lungen abtei­

l ungsintern in e ine e lektron ische Liste e in .  Die BVA setzte be i Vergabeverfahren 

ke ine zentra le  e lektron ische Vergabeplattform e in .  

(4) Bei der PVA nutzten nicht a l le mit Beschaffungen betrauten Organ isationsein­

heiten fü r a l le  Warengruppen das Beschaffungstool SAP-MM, insbesondere n icht 

die Eigenen E in richtungen der vormal igen Pensionsversicherungsanstalt der Arbei­

ter. Auch die für die Abwick lung von Bauvorhaben zuständ ige Abte i lung setzte an­

dere EDV-Lösungen e in .  Die PVA wickelte Vergabeverfahren über 100.000 EUR  

über d i e  Vergabeplattform VEMAP ab .  

Der  RH stel lte kritisch fest, dass  d ie überprüften Soz ia lversicherungsträger ihre Be­

schaffungen n icht du rchgängig automationsunterstützt du rchführten und n icht 

du rchgängig e inhe it l ich auswertbare EDV-Lösungen verwendeten .  Zum einen gab 

es Te i lbereiche, i n  denen s ie Beschaffungen ohne EDV-Erfassung m ittels Papiera kt 

dokumentierten .  Zum a nderen waren i nnerha lb  der e inze lnen Sozia lversicherungs­

träger unterschiedl iche EDV-Lösungen im Ei nsatz. Dies erschwerte es, rasch und 

mit angemessenem Ressourcenaufwand e inen Gesamtüberb l ick über d ie  Beschaf­

fungen zu erhalten. 

Der RH empfah l  der AUVA, der  BVA und der PVA, ihre Beschaffungen du rchgängig 

automationsunterstützt vorzu nehmen und dabe i  vergleichbare EDV-Auswertun­

gen vorzusehen .  

( 1 )  Die AUVA tei lte i n  ihrer Stel l ungnahme mit, dass d ie Bauabtei lung seit 1 .  Ju l i  2016 

die Aufträge i n  SAP-MM abbi lde .  

(2)  Die BVA sagte i n  ihrer Ste l l ungnahme zu, d ie Empfeh lung unter Berücksichti­

gung der Kostenkomponente zu prüfen .  

(3)  Laut Ste l lungnahme der PVA se i  d ie  Ausro l lung von SAP-MM i n  den Eigenen 

E i n richtungen derzeit im Laufen .  Damit werde in absehbarer Zukunft e ine al le Be­

schaffungsstel len umfassende du rchgängige automationsunterstützte Ein kaufspra­

xis geschaffen, d ie  vergle ichbare österre ichweite EDV-Auswertungen gewährleiste . 
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Vergleichsangebote 

81.1 ( 1) Das Bundesvergabegesetz verpfl ichtete bei Di rektvergaben n icht ausdrückl ich 

zur E inholung mehrerer Angebote. Gemäß § 41 Abs. 3 Bundesvergabegesetz waren 

jedoch bei Di rektvergaben gegebenenfa l l s  e ingeholte Angebote oder unverbind l i­

che Preisauskünfte zu dokumentieren .  

Al le drei  überprüften Sozia lversicherungsträger erl ießen i nterne Vorgaben für das 

E inholen von Vergleichsangeboten .  Zur verbesserungswürd igen Umsetzung d ieser 

Vorgaben s iehe TZ 85. 

(2 )  Bei der AUVA h ing d ie  Anzah l  der e inzuholenden Vergleichsangebote von der 

Art des zu beschaffenden Wi rtschaftsguts ab.  Grundsätzl ich waren bei Vergaben, 

für deren Genehmigung d ie  Selbstverwaltung ( i nsbesondere Verwa ltungsausschuss 

des Vorstands bzw. Landesste l lenausschüsse der AUVA) zuständ ig war, "soweit 

mögl ich" mindestens  drei Angebote ei nzuholen, bei Genehmigung durch die D irek­

tion oder Genera ld i rektion "soweit mögl ich" m indestens zwei Angebote. Darunter 

(z. B. Abte i lungsleitung, Verwa ltungsleitung) lag d ie  E inholung von Angeboten " im 

pfl ichtgemäßen Ermessen". Daher konnten zum Be ispiel " laufende Nachbeschaf­

fungen von Verbrauchs- und Verzehrgütern zur  Sicherste l lung einer kontinu ierl i­

chen Betriebsführung"113 unabhängig von der Höhe des Auftragswerts auch ohne 

vorherige E inholung von Vergleichsangeboten beschafft werden.  

(3 )  Be i  der BVA regelte e ine Dienstverfügung d ie  Zah l  der e inzuholenden Vergleichs­

angebote : Grundsätzl ich war jede Dienstste l le  angeha lten, ih ren Bedarf der jewei­

l igen beschaffenden Ste l le  schrift l ich bekannt zu geben. "Erforderl ichenfa l ls" waren 

den Anforderungen "sofern mögl ich" mindestens drei  entsprechende, vergleich­

bare unverbind l iche Angebote beizusch l ießen .  Laut BVA habe s ie im  Februar 2015 

den M ita rbe iterinnen und Mitarbeitern der Abte i lung Wirtschaftswesen d ie  Not­

wend igkeit von m indestens drei  Angeboten i nnerhalb der Abte i lung Wi rtschafts­

wesen zur Kenntnis gebracht und d ie  Dienstste l len leitungen münd l ich auf d ieses 

Erfordernis h i ngewiesen .  

(4 )  I n  der PVA waren laut Dienstanweisung114 ab  e inem Auftragswert von über 

50.000 EUR dre i  Angebote einzuholen, bei Beschaffungen bis 50.000 E U R  gab es 

keine Verpfl ichtung zu Vergleichsangeboten . 

113 Darunter fielen geringwertige und kurzlebige Wirtschaftsgüter, Energieaufwand, Kommunikationsaufwand, 

Entsorgung etc., aber nach Angaben der AUVA auch medizin ische Verbrauchsgüter. 

114 im überprüften Zeitraum vom 1 .  Jänner 2012 bis 27.  Oktober 2013 40.000 EUR, a b  28. Okto­

ber 2013 50.000 EUR 
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81.2 

81.3 

81.4 

Der RH hob hervor, dass der Prüfung der Preisangemessenheit bei D irektvergaben 

besondere Bedeutung zukam und Vergleichsangebote eingeholt werden sol lten .  

Er  kritisierte, dass 

- in  der AUVA für d ie  laufende Nachbeschaffung von Verbrauchs- und Verzehrgü­

tern keine verpfl ichtenden Vergleichsangebote ei nzuholen waren; 

- d ie  BVA d ie Bestimmungen zur E inholung von Vergleichsangeboten unbestimmt 

formul iert hatte; 

- d ie  PVA die Wertgrenzen zur E inholung von Vergleichsangeboten mit 50.000 EUR  

sehr hoch angesetzt hatte. 

Der RH empfah l  der AUVA, der BVA und der PVA, i h re i nternen Vorschriften zur 

E inholung von Vergle ichsangeboten zu ü berarbeiten und d ie  Anzahl der e inzuho­

lenden Vergleichsangebote k lar  festzulegen . 

(1) Die AUVA teilte in ih rer Stel lungnahme mit, dass die E inholung von Vergleichsange­

boten weiterhin im pfl ichtgemäßen Ermessen erfolgen sol lte. In den E inkaufsbereichen 

sei ausreichend Know-how vorhanden, um d ie Marktsituation abschätzen zu können. 

Eine strengere Reglementierung würde den Verwaltungsaufwand erhöhen. 

(2)  Laut Stel lungnahme der BVA habe s ie d ie Empfeh lung bereits umgesetzt. 

(3) Wie die PVA in i h rer Ste l lungnahme mittei lte, habe sie d ie  Wertgrenze von 

50.000 EUR  im  H i nbl ick auf d ie  Novel le des Bundesvergabegesetzes 2012 festge­

legt. Die Vorgehensweise der PVA entspreche der Zielsetzung des Vergabegesetzes 

zur Verei nfachung; d ie  Wertgrenze sei auch im H inb l ick auf d ie  Zulässigkeit form­

fre ier Di rektvergaben bis zu 100.000 EUR sachgerecht und zweckmäßig. 

(1) Der RH h ielt es im U ntersch ied zur AUVA n icht für ausreichend, wesentl iche 

auch Compl iance-re levante Fragen - wie d ie E inholung von Vergleichsangeboten 

- a l le in  dem pfl ichtgemäßen Ermessen der m it der Beschaffung beauftragten Per­

sonen zu überlassen. Gerade angesichts der Komplexität der Ermittlung des Auf­

tragswerts bei wiederkehrenden Beschaffungen, bei mehreren beschaffenden Stei­

len und  bei g le ichartigen Aufträgen war e ine k lare Reglementierung zur  

Sicherste l lung e iner ordnungsgemäßen Verwaltung im  S inne der Transparenz und 

Nachvol lz iehba rkeit der Vergabeentsche idung sowie der Sparsamkeit erforderl ich. 
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(2)  Dem von der AUVA und der PVA angeführten Vereinfachungsgedanken stand 

d ie  Erziel ung von günstigeren Konditionen be i  Preisvergleichen entgegen .  

(3)  Gegenüber der PVA h ie lt der RH daran  fest, dass e ine Auftragsvergabe ohne 

Vergleichsangebot b i s  zu  e i ner Wertgrenze von  50.000 EUR  wirtschaftl ich n icht 

zweckmäßig war. Er  wies darauf h in, dass beispie lsweise das BMVIT und das 

BMWFW bei D i rektvergaben bereits a b  5 .000 EUR  bzw. 10.000 EUR  mehrere 

Vergleichsangebote vorsahen (s iehe Bericht des RH " I nternes Kontro l l system bei 

Direktvergaben i n  ausgewä h lten Ressorts BMVIT und BMWFW", Reihe 

Bund 2015/6) .  

Der RH h ie l t  an  se iner  Empfeh lung fest. 

Wertgrenzen und interne Zuständigkeitsverteilung 

82.1 ( 1 )  Für d ie  i nterne Zuständ igkeitsvertei lung (Vorstand, Ausschüsse, Büro etc. ) zur 

Genehmigung von Beschaffungen galten untersch ied l iche Wertgrenzen, wie fol­

gende Tabel le vereinfacht11S darste l lt :  

Tabelle 16: Wertgrenzen tür Beschaffungen 2014 

AUVA 

Abtei lungsleitung Büro bis 400 

Verwaltungsleitung Eigene E i nrichtung bis 7.500 

Bereichsleitung bis 20.000 

Generald irektion bis 40.000 

Obfrau/Obman n  -

Vorstand über 40.000 

vereinfachte Darstellung 

I BVA I PVA 

i n  EUR 

b i s  2.500 bis 7.500 

bis 1.000 bis 7.500 

bis 5.000 bis 20.000 

bis 14.534,57 bis 30.000 

- bis 50.000 

über 14.534,57 über 50.000 

Quellen: AUVA; BVA; PVA 

Die Höhe der Wertgrenzen war bei den drei  überprüften Sozia lversicherungsträ­

gern unterschiedl ich .  Die Wertgrenze Abte i lungsleitung z .B .  war bei der PVA drei  

Mal  so hoch wie bei der BVA und mehr a ls  18 Ma l  so hoch wie bei der AUVA.  

(2)  Bei der AUVA erfolgte die Differenzierung der Wertgrenzen anhand der Art des 

Rechtsgeschäfts (F i nanz- und Wirtschaftsangelegenheiten) .  So konnten Verwa l­

tungsleiteri nnen und Verwaltungs le iter e ines U KH z. B . " laufende Nachbeschaffun-

1 15 Für bestimmte Bereiche (z.B. Nachbeschaffungen, Verbrauchsmaterial) galten zum Teil andere Wertgren­
zen. 
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gen von Verbrauchs- und Verzehrgütern" ohne Beachtung e iner Wertgrenze be­

schaffen, "sonstige Rechtsgeschäfte" (z .B .  I nserate, sonstige Dienstleistungen, 

Beratertätigkeiten )  bis zu einem Betrag von 7 .500 EUR .  Die Zuordnung von Produk­

ten (z .B .  bei der M iete von Anti-Decubitus Matratzen )  zur Art des Rechtsgeschäfts 

und damit zur büro internen Zuständ igkeit war n icht immer k lar. 

(3)  Auswertungen darüber, wie vie le Beschaffungsvorgänge bzw. welche Umsätze 

durch wen erfolgten, waren bei den d rei  überprüften Sozia lversicherungsträgern 

n icht verfügbar. 

(1 )  Der RH wies darauf h in, dass für die Genehmigung von Beschaffungen durch die 

Abtei lungsleitung die Genehmigungsgrenze bei der PVA drei Mal so hoch war wie bei 

der BVA und mehr als 18 Mal so hoch wie bei der AUVA. Er kritisierte, dass Auswertun­

gen darüber, wie viele Beschaffungsvorgänge bzw. welche Umsätze durch wen erfolg­

ten, n icht verfügbar waren und somit unklar war, wie sich die unterschiedl ichen Wert­

grenzen auswirkten . Der RH wies darauf h in, dass bei höheren Wertgrenzen ohne 

entsprechendes Control l ing das Risiko von E inkäufen ohne entsprechendes Verfahren 

bestand, obwohl bei trägerweiter Betrachtung erhebliche Umsätze erreicht wurden. 

Der RH wiederholte seine Empfehlung an die AUVA, die BVA und die PVA zur E infüh­

rung eines Beschaffungscontrol l ings mit regelmäßigen Auswertungen und Berichten 

für die Entscheidungsträgerinnen und -träger (vgl. TZ 77). 

(2)  Der RH kritisierte, dass bei der AUVA d ie Zuordnung von Geschäftsfä l len zu e in­

zelnen Produktkategorien und dementsprechend d ie  Zuständ igke it zu Beschaffun­

gen unklar waren .  

Der RH empfah l  der AUVA, i n  i nternen Rege lungen d ie  Vergabezuständigkeiten kla­

rer zu regeln . 

Die AUVA führte in ihrer Ste l l ungnahme aus, i n  der Dienstanweisung zur bürointer­

nen Umsetzung im  Anhang der Geschäftsordnung des Vorstands d ie  Vergabezu­

ständ igkeiten klar defin iert zu haben.  

Der RH hie lt unter Verweis  auf d ie  aufgetretenen U nklarheiten bei der AUVA se ine 

Empfeh lung aufrecht (s iehe TZ 84) . 
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U msetzung der Vorgaben in der Praxis 

Bedarfsplanung und Beda rfsmeldung 

83.1 

83.2 

83.3 

(1) Der erste Sch ritt im  Beschaffungsprozess war d ie  Identifizierung des Bedarfs, 

um die Art und den Umfang der benötigten Leistung und d ie  benötigte Qua l ität 

festzu legen ( Leistungsbeschre ibung) .  Dies war e ine wesentl iche Voraussetzung, um 

den Auftragswert zu ermitteln  und  d ie  budgetäre Bedeckung zu prüfen .  

(2 )  I n  der AUVA gab es e in  Bedarfsanforderungsformular. Dieses ga lt  für d ie  Haupt­

ste I le .  Es stand im  I ntranet der AUVA auch den Landesste l len und Eigenen E i nrich­

tungen zur Verfügung, wurde jedoch von d iesen kaum verwendet. Die Dienstan­

weisung verpfl ichtete n icht zur Verwendung des Formulars .  

Die BVA verfügte weder über e i n  Bedarfsmeldungsformular  noch ü ber e in  Be­

darfsanforderungstoo l .  Die Bedarfsanforderung erfolgte zumeist per E-Ma i l .  

I n  der PVA bestanden für  den Beschaffungsprozess vorgefertigte Formulare w ie  z . B. 

das Anforderungsformblatt. 

Der RH kritis ierte, dass bei der AUVA und der BVA kein trägerweit verpfl ichtend zu 

verwendendes Bedarfsanforderungsformular bzw. -tool  e ingerichtet war, um wi rt­

schaftl iche, feh lerfreie und le icht kontro l l ie rbare Arbeitsabläufe zu ermögl ichen 

und den Bedarf nachvol lz iehbar zu dokumentieren. 

Der RH empfah l  der AUVA und der BVA, eine trägerweit e inheitl iche Vorgehens­

weise bei der Bedarfsmeldung s icherzuste l len .  

(1 )  Laut Ste l lungnahme der AUVA gebe es für den Bereich EDV (Hardware, I KT und 

Software)  trägerweit e inheit l iche Formulare. Diese würden auch verpfl ichtend ver­

wendet (gemäß Dienstanweisung) .  I n  den E igenen E inrichtungen gebe es e in  trä­

gerweit e inheit l iches Anforderungstool für mediz in ische und n ichtmediz in ische 

Verbrauchsgüter. 

(2 )  Die BVA gab i n  ihrer  Stel l ungnahme d ie Kostenfrage ( Lizenzgebühr) zu beden­

ken . 

(3 )  Wie d ie  PVA in  i h rer Stel lungnahme mitte i lte, erfolgten sämtl iche Beschaffun­

gen trägerweit entsprechend den im Deta i l  geregelten Arbeitsabläufen und a uf Ba­

s is von zwei standard isierten Bedarfsmeldungen (Budgetantrag, Anforderungs­

formblatt F725) .  Dadurch sei e ine trägerweit e inheit l iche Vorgangsweise im H inbl ick 
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auf Bedarfsmeldungen schon derzeit s ichergestel lt und der Bedarf nachvol lz iehbar 

dokumentiert. 

Der RH wies gegenüber der AUVA darauf h in ,  dass weder das von ihr  zitierte For­

mu lar  noch das Anforderungstool e ine e i nheitl iche Bedarfserhebung s icherstel lte, 

d ies aufgrund der jewei ls  nicht verpfl ichtenden flächendeckenden Anwendung. So 

feh lte z .B . im Fall der i n  TZ 82 kritis ierten Beschaffung von Anti-Decubitus Matrat­

zen eine entsprechende Meldung, wesha lb  d ie  E inschätzung der AUVA, welcher 

Auftragswert der Beschaffung zugrunde gelegt wurde, n icht dokumentiert war. Der 

RH verb l ieb daher bei seiner Empfeh lung. 

Wahl des Vergabeverfahrens und Erm ittlung des Auftragswerts 

84.1 (1 )  Gemäß Bundesvergabegesetz war e in  Vergabeverfahren nach Ermitt lung des 

Auftragswerts zu wählen .  E i ne Di rektvergabe war nur  bis zu e inem geschätzten Auf­

tragswert von 100.000 EUR  zu lässig. Dabei war es unzu lässig, aus sachl ichen bzw. 

techn ischen Ü berlegungen zusammengehörige Aufträge zu spl i tten .  

A l l e  überprüften Sozia lversicherungsträger rege lten z .B .  i n  Form von Dienstanwei­

sungen d ie  Berechnung des Auftragswerts. 

(2) Bei den vom RH untersuchten Beispie lsfä l len in der AUVA zeigten sich Defizite 

be i der Berechnung des Auftragswerts: 

- Für  die N utzung von Anti-Decubitus Systemen116 füh rte d ie AUVA kei ne träger­

weite Ausschre ibung durch; e ine Ex-ante-Gesamtbedarfserhebung war n icht 

dokumentiert. Die AUVA schloss m it mehreren Lieferanten Verei nbarungen 

über Höchstpre ise, die für ein Jahr  galten, für al le E inrichtungen der AUVA ab.117 

Die Beschaffung erfolgte durch jedes UKH selbstständ ig, wobei zusätzl iche Son­

derkond i tionen verei nbart werden konnten .  E in  U KH der AUVA sch loss im über­

prüften Zeitraum mittels Di rektvergabe eigene Verträge ab  und handelte eigene, 

pauschal ierte Preise aus. Die i n  den Jahren 2014 und 2015 abgesch lossenen 

Verträge waren jewei ls  zeitl ich unbefristet; bei  Berechnung gemäß Bundesver­

gabegesetz war dadurch  d ie  100.000 EU R-Schwel le für Di rektvergaben 

ü berschritten,l18 d ie  Direktvergabe somit unzulässig . 

116 Das sind Systeme (z.B. Matratzen) zur Vermeidung von Druckstellen bzw. Wundliegen. 

117 Die AUVA gab die Verträge mittels Rundschreiben an alle Eigenen E inrichtungen bekannt. 

118 Bei unbefristeten Verträgen war der Auftragswert laut BVergG mit dem 48-Fachen des voraussichtlich zu 

leistenden Monatsentgelts zu bemessen (vgl. § 15 Abs. 1 Z 3 BVergG). 
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- Ein U KH der AUVA beschaffte z . B. Tupfer im  Wege der D irektvergabe. Die AUVA 

hatte für ihre E in richtungen - ohne Vergabeverfah ren - eine II F ixpreisvere inba­

rung über mediz in isches Verbrauchsmateria l"  m it demselben Lieferanten abge­

schlossen, dabei d ie  Preise zentra l fü r a l le  E in richtungen verhandelt und s ie i m  

SAP b e i  den jewei l igen Artike ln  h interlegt. Die AUVA führte dabei kein  Vergabe­

verfahren gemäß Bundesvergabegesetz durch.  

Laut Auskunft der AUVA habe s ie im Jahr  2014 mit  d iesem Lieferanten Produkte 

ü ber 1,68 Mio. EUR  a bgerechnet, wovon ledig l ich für e ine im Bereich Gips durch­

geführte Ausschre ibung in Höhe von rd . 620.000 E U R  ein förmliches Vergabever­

fahren vorlag. Zur Frage, ob  es s ich bei den weiteren abgerechneten Produkten um 

gleichartige Lieferungen handelte, d ie  h insichtl ich des Auftragswerts zusammenzu­

rechnen und daher e inheit l ich zu vergeben wären, machte d ie AUVA keine Anga­

ben. 

Die AUVA gab an, in den letzten Jahren bei mediz in ischen Verbrauchsa rtike ln  (z .B .  

Nahtmateria l, nade lstichsichere Systeme, G i psutens i l ien, steri le OP-Sets ) verstärkt 

Aussch re ibungen durchgeführt zu haben . Die F ixpre isvereinbarungen seien bereits 

e ine Verbesserung gegenüber e iner rein dezentra len Beschaffung; Ausschre ibun­

gen könnten aufgrund der beschränkten Ressourcen nur  sukzessive und für ausge­

wäh lte Produkte erfolgen .ll9 

(3 )  Bei der PVA lagen mehrere Berichte der I nnenrevision m it Kritikpunkten zur 

Berechnung des Auftragswerts im überprüften Zeitraum vor. Dies betraf unter an­

derem die un richtige Bestimmung des Auftragswerts bei Dauerschu ldverhältnissen 

und die fehlende Dokumentatio n  des geschätzten Auftragswerts.120 

Bereits im Jahr  2012 hatte d ie  I n nenrevision der PVA e ine Ergänzung der Anhänge 

zur  Dienstanweisung um Beispiele h insicht l ich der Berechnung des geschätzten 

Auftragswerts empfohlen;  d ies war bis zur Gebarungsüberprüfung des RH nicht 

umgesetzt. 

Der RH wies da rauf h in, dass der Berechnung des geschätzten Auftragswerts fü r d ie  

Wahl des Vergabeverfahrens e ine zentra le Bedeutung zukam.  Er  kritis ierte die da­

bei vorgefundenen Mängel,  insbesondere bei Verträgen m it längerer Laufzeit und 

bei Produkten, deren Gle ichartigkeit zu prüfen wäre . Er  bemängelte weiters, dass 

119 Bei der BVA lagen keine entsprechenden Feststel lungen der I nnenrevision vor, auch die vom RH untersuch­

ten E inzelfälle ergaben keine diesbezüglichen Probleme, allerdings war die Anzahl der überprüften E inzel­

fä lle nicht ausreichend, um auf eine gesamthafte Korrektheit des Vorgehens zu schließen. 

120 Festgestellt am Beispiel einer Direktvergabe von Beraterleistungen mit einem Auftragswert von 99.000 EUR, 

wobei die Summe aller vorliegenden Angebote dieser Firma (inklusive angebotener Optionen) und auch alle 

eingeholten Vergleichsangebote über dem Schwel lenwert für Direktvergaben lagen. 
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d ie Dienstanweisungen zur Berechnung des Auftragswerts keine praxisre levanten 

Beispiele enth ielten .  

Der RH empfah l  der AUVA, der BVA und der PVA, d ie  i nternen Dienstanweisungen 

anzupassen, e ine korrekte Berechnung des Auftragswerts s icherzuste l len und bei 

Beschaffungsvo lumina über dem Schwel lenwert für D irektvergaben ein dem Bun­

desvergabegesetz entsprechendes Verfahren du rchzuführen . 

( 1 )  Laut Ste l l ungnahme der AUVA achte s ie auf d ie Erm ittl ung des Auftragswerts 

und d ie  Wah l  des Vergabeverfahrens.  Die Produ ktgruppen, die - aus  Ressourcen­

gründen - noch keiner Ausschre ibung unterzogen worden seien, a rbe ite s ie sukzes­

sive ab .  

(2 )  Die PVA tei lte i n  i h rer Ste l l ungnahme m it, dass  d ie  Berechnung bzw. Erm itt lung 

des geschätzten Auftragswerts i n  i hrer Dienstanweisung du rch den H i nweis a uf 

§§ 13 ff. BVergG 2006 geregelt sei, sodass e ine korrekte Auftragswertberechnung 

durch d ie  Anwenderinnen und Anwender s ichergestel lt  se i .  Die BeschaffungssteI­

len der Hauptste I le würden laufend die Rechts- bzw. J ud ikaturentwick lung beob­

achten, um auf eine eventue l l  notwend ige Anpassung der Vergabepraxis rasch re­

agieren zu können .  Laut Dienstanweisung sei bei Unklarheiten im Zusammenhang 

m it der Berechnung des geschätzten Auftragswerts m it der zuständ igen Beschaf­

fungsste I le  der HauptsteI le Kontakt aufzunehmen.  

Der RH h ielt gegenüber der PVA den Verweis auf gesetzl iche Bestimmungen zur 

Sicherstel lung der korrekten Berechnung a l le ine n icht für ausreichend. Er  verwies 

auf d ie Empfeh lung der Innenrevis ion der PVA, Praxisbe ispiele zur Verfügung zu 

ste l len (s iehe auch TZ 91) . Er  erinnerte weiters daran, dass seine  Empfeh lung n icht 

nur  die Formul ierung der Dienstanweisungen, sondern auch die konkrete Sicher­

ste I l ung der korrekten Berechnung der Auftragswerte und d ie daraus resultierende 

Wah l  des entsprechenden Vergabeverfahrens betraf. 

Einholung und Dokumentation von Vergleichsangeboten 

85.1 ( 1 )  Bei der AUVA waren i n  zwei vom RH überprüften Fä l len keine bzw. erst im  Nach­

h ine in  Vergleichsangebote ei ngeholt worden .  I n  e inem weiteren Fa l l  lagen unp lau­

si b le Vergleichsangebote zur Qua l i tät der Leistung vor. 

(2)  I n  der PVA kritis ierte d ie  Innenrevis ion bei den Vergaben von Beraterd ienst leis­

tungen, dass keine Vergleichsangebote vorlagen, dass d ie  Bieter zum Tei l Vergleichs­

angebote n icht u nterfertigt hatten bzw. dass s ie zur Angebotslegung münd l ich, 

aber nicht schrift l ich e ingeladen worden waren .  Somit war n icht nachvol lz iehbar, 
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ob al le Bieter d ieselbe Ausgangsbasis für i h re Angebotslegung hatten und e in fa irer 

Wettbewerb gewährleistet worden war. 

(3)  Bei der BVA ergaben sich aus  den vom RH untersuchten Beispielsfä l len ke ine 

Feststel lungen zur E inho lung von Vergleichsangeboten .  

Der  RH kritis ierte, dass d ie  vorgesehene Angebotseinho lung vor Auftragsertei lung 

n icht immer erfolgte . 

Er empfah l  der AUVA, der BVA und  der PVA, ihre internen Vorgaben zur E inho lung 

von Vergleichsangeboten bei Di rektvergaben e inzuha lten, d ie Dokumentation und 

Nachvol lz iehbarkeit der e ingeho lten Vergleichsangebote sicherzuste l len und d ie­

sen Prozessschritt verstärkt zu kontro l l ieren . 

(1 )  Die AUVA sagte in i h rer Stel l ungnahme zu, in Zukunft noch stärkeres Augenmerk 

auf Dokumentation und Nachvol lz iehbarkeit zu legen .  

(2 )  D ie  PVA verwies in  i h rer Stel l ungnahme auf d ie E inführung bzw. Weiterentwick­

lung der vol le lektron ischen Beschaffungsplattform VEMAP. Damit sol lten künftig 

e ine automationsunterstützte und  l ücken lose Dokumentation und Nachvol lz ieh­

ba rkeit nicht nur der eingeholten Vergleichsangebote, sondern des gesamten Be­

schaffungsprozesses ermöglicht werden . 

Prüfung der Zuverlässigkeit der Lieferanten 

86.1 (1 )  Gemäß Bundesvergabegesetz durften Leistungen nur  von befugten, le istungsfä­

higen und zuverlässigen U nternehmen bezogen werden .  

(2 )  Die AUVA hatte in  der Hauptste I le  für  Beschaffungen der Abtei lung HBE  eigene 

Lieferantenstammakten angelegt und dort d ie Prüfung von Befugn is, Leistungsfä­

h igkeit und Zuverläss igkeit dokumentiert. Al lerd i ngs waren d iese I nformationen 

n icht für al le beschaffenden Organ isationseinhe iten, z .B .  d ie E igenen E inrichtun­

gen, zugängl ich.  

(3 )  Die BVA und d ie PVA legten bei Di rektvergaben keine Lieferantenstammakten 

an, Abfragen zur Zuverlässigkeit waren nicht dokumentiert. Bei der BVA erfolgte bei 

Direktvergaben e ine Bon itätsprüfung bzw. Prüfung der Zuverlässigkeit und E ignung 

der Bieter ind ividuel l  nach Bedarf.l2l Die PVA führte laut eigenen Angaben Abfragen 

für Stamml ieferanten durch.  

121 Das Firmenprofil wurde bei Bedarf über den Auftragnehmerkataster (ANKÖ) abgefragt. 
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(4) Bei Ausschrei bungen im S i nne des Bundesvergabegesetzes kontro l l ierten a l le  

drei überprüften Sozia lversicherungsträger d ie  E i nha ltung der gesetz l ichen Aufla­

gen, i nsbesondere gemäß dem Ausländerbeschäftigungsrecht, dem Arbeitsschutz-, 

Steuer- und Sozia labgabenrecht.122 

Der RH kritisie rte, dass die BVA und d ie  PVA bei Di rektvergaben keine Prüfung von 

Befugnis, Leistungsfäh igkeit u nd Zuverläss igkeit dokumentiert hatten.  Die AUVA 

führte diese Ü berprüfungen du rch.  Da aber d ie  Dokumentation i n  der Hauptste I le 

erfolgte und a uch E igene E inrichtungen Beschaffungen vornahmen, waren s ie nicht 

durchgängig verfügbar. 

Der RH empfah l  der AUVA, der  BVA und der PVA, s ich auch bei D irektvergaben zu 

vergewissern, dass Befugnis, Leistungsfäh igkeit und Zuverlässigkeit der Auftragneh­

menden vorl i egen, dass ihre Lieferanten d ie gesetzl ichen Auflagen erfü l len, i nsbe­

sondere Soz ia labgaben abführen  und den sozia l- und arbe itsrecht l ichen Schutz für 

d ie  M itarbeiterinnen und M itarbe iter gewähr le isten .  Die Ergebn isse dieser Über­

prüfung sol lten für a l le  beschaffenden Stel len e i nes Sozia lversicherungsträgers zu­

gängl ich dokumentiert werden. 

(1 )  Laut Stel l ungnahme der AUVA führe sie gerade e in  Lieferantenmanagementtool 

e i n . In d iesem würden a l le Unterlagen zur Befugn is, Leistungsfäh igkeit und Zuver­

lässigkeit der Lieferanten abgespeichert und es sei trägerweit für berechtigte Per­

sonen ei nsehbar. 

(2 )  Die PVA gab i n  i h rer Ste l l ungnahme an, bei der derzeit laufenden Befü l l ung des 

e lektron ischen Beschaffungssystems VEMAP rege lmäßig Abfragen im H inbl ick auf 

d ie  Zuverlässigkeit, Befugn is u nd Leistungsfäh igkeit der Lieferanten durchzufüh ren .  

Es se i  auch i n  den Al lgemeinen Vertragsbed ingungen der PVA normiert, d ie  s ich aus 

den Übere inkommen der I nternationa len Arbeitsorgan isation ergebenden Ver­

pfl ichtungen und d ie  geltenden a rbeits- und sozia l rechtl ichen Vorschriften genau­

estens e i nzuha lten. 

Handlungsbefugnis gemäß interner Kompetenzregelung 

87.1 (1 )  Bei der AUVA war i n  e inem Beispie lsfa l l  d ie  Hand lungsbefugnis  eines Verwal­

tungsleiters e ines UKH bei der Beschaffung von Anti-Decubitus Systemen unk lar  

(s iehe TZ 84) . 

(2) Bei der PVA stellte die Innenrevision fest, dass in einigen Fä l len die festgelegte Hand­

lungsbefugnis n icht eingeha lten worden war: So hatte es befugniswidrige Beschaf-

122 Darüber hinaus erfolgten laut PVA auch Auswertungen der wöchentl ichen Rundschreiben des Kreditschutz­

verbandes zu den Bonitäten von Unternehmen. 
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